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:/.:Die Streikbewegung ist unaufhaltsam 
Gegen Angst und Reaktion · 
Die Große Koalit ion sichert den Kapitalisten 
nicht nur die Profite. Sie wi ll sie auch vor 
massenhafter pol it ischer Unzufriedenheit schüt­
zen, die dem ökonomischen Prozeß entspringen 
könnte. Die St rukturkri sen der westdeutschen 
Okonomie im Bergbau, der Stahlindustrie und 

, der Landwirtschaft haben ebenso wie die 
Krise des Ausbildungssystems schon zu Pro­
testbewegungen geführt und zur politischen 
Radikalisierung beigetragen. 

Die Oppositi on der Studenten entzündete sich 
an der Entwicklung der Universität zur Aus­
bildungskaserne, zur Produktionsstätte von 

1 Fachidioten. D ie Opposition der arbeitenden 
Bevölkerung kann vielfält ige Gründe haben. 
Hohe Mieten, hohe Preise einerseits, zum an­
deren Unsicherheit des Arbeitsplatzes, Lohn­
abbau urid Senkung der Sozialleistungen. Der 

, 1· Kapitalismus löst seine Absatzschwierigkeiten 
meist dadurch, daß er die Produktion ein­
schränkt und Lohnkosten durch Rational isierun­
gen einzusparen sucht. Auf menschliche Pro-

<f',' . · <· bleine pflegt sich der Produk.tionsapparat, der 
b;)~- ,;J auf Steige~ung des Pr?fits aus ist, dabei nur _am 
"r-tt;_.·~ . Rande einzu.lasssn. , B1slarig konnte d,er. Kap,ta­
.r.,;::~.,.f lismus in der , Bu~desrepublik 99ch mit Kon­

' •· • 1 sumgratifikationen, mit den Mitteln der Mas-
senrhanipulation, der erzwungenen Entpolitisie­
rung durch Arbeitsrecht und Betriebsverfas­
sungsgesetz in den Betrieben und der freiwil­
ligen Gleichschaltung und Kooperation der 
Massenorganisationen über die Runden kom­
men. Für . den Fall, daß dieses Gleichgewicht 
von Manipulation und Kooperation zusammen­
bricht, sollen die Notstandsgesetze mit Gewalt 
das System zusammenhalten .. 

Die Notstandsgesetzgebung nun bereitet den 
Staat auf massenhafte politische Opposition 
gegeo die Mißachtung elementarer menschlicher 
Bedürfnisse vor. Sie soll den Individuen vor 
allem die Verweigerung ihrer A rbeitsleistung 
in\' Streik unmögl ich machen, sie soll den A r­
beitszwang mit Gewalt über diejenigen wieder 

, , aufrichten können, die sich gegen seine Inhu­
manität wehren. 

A lle Mitte l, die die Notstandsgesetzgebung be­
reitstellt, dienen letzten Endes diesem Zweck. 
Dienstverpflichtungen, Verschärfung der persön­
lichen Oberwachung und quasimilitärische Nie­
derschlagung massenhafter Opposition mit den 

.Mitteln von Polizei, Bundesg renzschutz und 
Bundeswehr sollen politische Spontaneität un­
terdrücken. 

Die Notstandsgesetze 
sind das Grundgesetz 
des autoritären Staats! 
In einer solchen Situation hat ke iner ein Recht 

' auf polit isches Desinteresse. Es waren schon 
einmal die· Massen politisch desinteressierter 
Menschen, die die sicherste Stütze für den Fa­
schismus bildeten. In ihrem falschen Bewußt­

, se in, daß es eine Sphäre der Privatheit gebe, 
· die von den politischen Verhältnissen unbeein­
.. flußt ~ei, stabilisieren sie die gesellschaftliche 

Unterdrückung. Aber Toleranz gegen den auto­
ritären Staat' kann es nicht geben. 

Wenn jetzt die Herrschenden uns noch im Ver­
ein mit ihren liberalen Krit ikern an Spielregeln 

· b!nden wollen, so sind ihre Absichten eindeu-
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Niemand hätte geglaubt, daß sich dem Vorlesungsstreik der Frankfurter Stu­
denten 10000 Arbeiter in kurzen Warnstreiks und tausende von Schülern an­
schließen würden. 
Wir haben lange versucht, durch Aufklärungsveranstaltungen, Straß'enagita­
tionen und Flugblätter unsere Isolierung zu durchbrechen. Verständigungs­
probleme, die sich bei jedem Gespräch mit Passanten in der Stadt oder mit 
Arbeitern vor den Betrieben ergaben, konnten so nicht gelöst werden. Jetzt 
ist unsere Isolierung in einem symbolischen Akt gemeinsamen Widerstands 
zum Teil durchbrochen. Solange unser Protest lediglich verbal blieb, mußten 
die bildungs- und schichtenspezifischen Unterschiede eine Verständigung 
verhindern. Der Widerstand im politischen Streik gegen die Gesetze, die den 
Leistungszwang verewigen sollen, konnte auf der gemeinsamen Erfahrung 
dieses Zwanges bei Arbeitern, Schülern und Studenten aufbauen. Zugleich 
konnte der Streik in Ansätzen eine Solidarität des aktiven Widerstandes 
un~er den Gruppen schaffen, deren Status als bloß funktionierende Automa­
ten dieses Systems mithilfe der Notstandsgesetze vollends abgesichert wer­
den soll. 

t ig: In einer antagonistischen Gesellschaft die­
nen Regeln zunächst einmal de,n Herrschenden, 
von den0}1 :,ie auch gemach, werder,;. SowEr!t 
noch in einem liberalen Modell den Beherrsch­
_ten die Mittel der Diskussion zuge~anden wer­
den, so stehen diese Rechte - wie der Fa­
schismus gezeigt hat -, doch unter dem Vor­
behalt, daß sie die Herrschaft nicht antasten. 
Daß heute den Herrschenden keine Gefahr 
durch Proteste drohen, die sich an die von 
ihnen verordneten Spielregeln halten, haben 
jahrelange vergebliche Diskussionen, Resolu­
tionen über Nots.tandsgesetze und Hochschule 
deutlich gezeigt. Die uns jetzt noch auf Regeln 
verpfl ichten wollen, wollen die Unwirksamkeit 
unserer Opposit ion. Objektiv vertreten sie die 
Interessen der Herrschenden. 

Wenn wir nicht resignieren 
wollen, müssen wir den Wider­
stand organisieren. 
An. dieser Stelle wird -eingewandt, daß eine 
Minderheit nicht der Mehrheit ih ren Willen auf­
zwingen könne. Aus diesem Grunde wird eine 
Urabstimmung gefordert, die den Willen der 
Mehrheit ans Tagesl icht bringen soll. 

• 

• 

von 500 Parlamentariern hat das nicht 
gesfört. 
Auf die/ migen, die das noch immar 
nicht gemerkt haben, können .wir nicht 
länger warten. 
Es ist ferner unmöglich, gewerk­
schaftliche Formen der Streikvorbere i­
tung auf die Universität zu übertragen. 
Die Urabstimmung findet wie bekannt, 
doch nur unter d1m gewerkschaftlichen · 
Mitgliedern statt, also auch nicht unter 
allen Arbeitern. Die Universität jedoch 
hat keine einheitliche Organisations­
struktur. 
Am ehesten vergleichbar ist der Urab­
stimmung noch die Abstimmung auf 
einem teach-in, wo die Mehrheit der po­
litisch bewußten Studenten über den 
Streik abstimmen kann. 
Man kann das Verhältnis von Minder­
heit und Mehrheit nicht verabsolutieren. 
Wer ständig mit der Mehrheit politisch 
ahnungsloser Studenten argumentiert, 
übersieht, daß a_us dem polit ischen Pro­
test einer Minderheit in der Tat schon 
radikale Opposition der Mehrheit der 
Frankfurter Studenten geworden zu sein 
scheint. 

Viele liberale Notstandsgegner sind objektiv weiter 
nichts als Streikbrecher. Ob sie Rüegg heißen oder 
Habermas. 

• Der Prozeß der Verabschiedung der • 
Notstandsgesetze hätte eigentlich jedem 
klar machen sol len, daß hier eine kleine 
Minderheit von Konzernbossen, Ministe· 
rialbürokraten, die das Dritte Reich 
schadlos überlebten, und Parteibonzen 
der Mehrheit des Volkes ihren Wi llen 
aufzwängen wollen. Millionen haben 
durch die Gewerkschaften, die Studen-
ten- und Jugendbewegung, durch Reprä­
sentanten des k irchl ichen, kulturellen und 
wissenschaftlichen Lebens gegen diese 
Gesetze protestiert. Nur 10°/o der Be­
völkerung sind überzeugt für die Not­
standsgesetze. D ie radikale Minderheit 

Trotzdem führen rechte Schläger ge­
gen uns ooch ein Widerstandsrecht an, 
das wi r gerade zur Legitimierung unse­
res Kampfes gegen den autoritären 
Staat benutzen. D ie Konfusion unter den 
liberalen Formalisten ist groß, dennoch 
aber leicht aufzulösen. Genauso wenig 
wie Bachmann gegen Dutschke das Wi­
derstandsrecht für Lynchjustiz in An­
spruch nehmen kann, genauso wenig 
können es. andere vereinzelte Faschi­
sten. Denn in Wirklichke it leisten sie 
ke inen Widerstand, sondern gehorchen 
den Bedürfnissen der herrschenden 
Ordnung. Sie sind objektiv Schläger-

truppen der Herrschenden, auch wenn 
sie von ihnen nicht offen · angeführt 
werden, wie in Bonn von MdB Roll­
mann (CDU) oder in Berlin vom CDU­
Wohlrabe. Pol itischer Widerstand ist im­
mer W iderstand gegen die Organisation 
der Herrschaft, nicht deren gemeinge­
fährliche Ausübung. 

Könnte der Widerstand allerdings, keine poli­
tisch bewußten Massen · mobilisieren, dann 
könnte er als Widerstand einer Minderheit un­
ter Umständen, wenn er nicht zerfällt, in Ter­
rorismus umschlagen, der tendenziell seine 
eigene Liquidation hervorruft. Der Streik zur 
zweiten Lesung fand aber seine Massenbasis, 
wie die Abstimmungen auf den teach:ins zeig-
ten. ' 

Einige Zeit bestanden noch idealisti­
sche Vorstellungen über einen Streik 
unter den Studenten. Und von. diesem 
Idealismus war auch der Parlaments:- ' 
beschluß zwei Tage vor dP.m Str~L~ 
zur zweiten. Lesung ge, rage~. 

Er biiligte n~r sit-ins vor · den Universitätsein.;• 
gängen, keine Blockade. Durch D iskussionen 
und Oberzeugen sollten die Streikbrech~r am 
Betreten der Univers'ität gehindert werden. Sie 
sollten unter keinen Umständen durch ,passive 
Gewalt am Betreten der Uni gehindert werden. 
Wenn die gewerkschaftlichen Streiks mi~ so l, . 
chen Methoden je geführt worden wären, dann 
wären sie von Anfang an zum scheitern verur~ 
teilt gewesen. Den politisch bewußten Arbei­
tern ist das Aufstellen -von Streikposten selbst­
verständl ich, ' wie die Einsicht, daß politische 
Ause inandersetzungen nicht nur mit dem- Mit­
tel der Diskussion geführt werden können. Daß 
das im Bewußtsein der meisten St udenten 
nicht mitgedacht wurde, liegt daran, daß sie 
mit diesem Kampfmitte l der A rbeiter nie in Be, 
rührung gekommen sind; gleichzeitig aber der 
Streik immer als gemeinschaftsschädigend de-' 
nunziert und Streikbrecher zu Arbeitswilligen ·, 
sti lisiert wurden. 

Der LSD ist denn auch von seiner liberalen 
Haltung abgekommen und befürwortet nun 
Streikposten. 

D ieser Lernprozeß aber ist nicht zuletzt da­
durch angestoßen worden, daß der SDS den 
Streik zur zweiten Lesung als Minderheit mit 
Streikposten geführt hat. Das teach-in, das die 
Fortsetzung des Streiks fü r den Donnerstag 
besc),loß, billigte denn auch ausdrücklich die 
Aufstellung von Streikposten. Nur diejenigen 
können noch gegen Streikposten se in, die den 
Widerstand der Studenten gegen den autoritä­
ren Staat wirkungslos machen wollen. 

Der Übergang vom Protest zum Wider­
stand vollzieht sich nicht bruchlos. Da 
die Herrschenden jede politische 
Selbsttätigkeit, wenn sie nicht beim 
verbalen Protest bleibt, mit Sanktio­
nen belegen, ist die Sphäre aktiver . 
Opposition mit Angst besetzt. ' 
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Viele, die zwischen Studium, Karriere und ak­
tiver Opposition schwanken, lösen diesen Kon-

,.flikt, indem sie Opposition auf gefahrl.ose Dis-. 
· kussion beschränken. Beim ersten Streik war 

denri auch selbst der Rektor für Vorlesungs­
dis~ussioneri - welche Beruhigung · -, wäh­
rend denen, die Streikposten standen mit 
Strafanzeigen wegen Freiheitsberaubung und 
Nötigung und mit Disziplinarstrafen gedroht 
wu rde.' 

Diese Angstschwelle muß massenhaft über­
schritten werden, .w ie schon bei der ·Springer­
Blockade. 

D-enn Vorlesungsdiskussionen sind gegenüber 
den Vorbereitungen des autoritären Staates. als 
einziges Mittel nicht angemessen. Sie sind 
außerdem durchaus nicht notwendig gewaftl os, 
wie sich an den Aktionen in Berlin gezeigt hat, 
wo sich die Auseinandersetzungen mit rechten 
Studenten in den Hörsälen vervielfältigten. · 

In der angstvol len Befürchtung der liberalen 
Studenten, der Streik würde die Studenten­
schaft polarisieren, zeigt sich noch einmal qeut­
lich ihre Schwierigkeit, sich mit dem W ider­
stand zu, identifizieren. Die notwendigen pol iti­
schen Konsequenzen aus ihrer eigenen Oppo­
si~ion ' werden nicht gezogen. Konfl ikte und Ri­
siken gefürchtet. Die Angst vor der Polaris ie-· 
rung, der die Angst vor dem Rechtsradikalis­
mus entspricht: lähmt den Widerstand gegen 
den Radikalisml!S der Mitte von Springer bis 
SPD. Sie kann politisch objektive Antagonis­
men allenfalls subjektiv verdrängen, nicht aber 
objektiv abschaffen. 

Aber uns bleibt, was oppositionelle Radikalität 
angeHt, kei11e Wahl. Wir können uns n icht wi­
derstandslos in den autoritären Sta·at integrie­
ren. Die Angst vor den Folgen müssen wir in 
aktiver Opposition bewältigen, passives Zu­
schauen bewältigt sie nie. 

Zweierlei ist anläßlich des Streiks 
deµtlich geworden: , 
• Dieser Streik hat auch an · der Uni­

versität zu der Polarisierung geführt, die 
auch die Gesellschaft durchzieht: Rechte, 
fasbhistische Gruppen, d.ie von apoliti-· 
sehen Studenten unterstützt wurden, und 

. zuder,n ·noch bei Rektor Rüegg und f;'rqf. 
Kluke Hilfe fanden, einerseits, und' an­
dererseits eine breite Masse antiautori­
täre~· Studenten, die bereit sind, den Wi-

- ders~and -gegen den autoritären Staat 
aufzunehmen. 

D ie ' Kommunikation zwischen Studen­
ten, ,Schülern und Arbeitern ist nicht ge­
lungen durch Aufklärungszirkel, Straßen-

- agitation und Zeitungsverkauf,. sonde.rn 
durch einen symbolischen Akt gemein­
samen •Widerstandes. 

, Die Streikbewegung gegen die Notstandsge­
setze kann nicht das Z iel haben, die Appelle 
an die völlig korrumpierte Sozialdemokratie 
und an welche „Abgeordneten" auch immer nur 
zu unterstützen. Sie in die Parole „Keine 
Stimme den Notstandsbefürwortern" parlamen­
tarisch zu kanalisieren, ist völlig unsinnig. Denn 
man hätte· gerade lernen müssen, daß die klas­
sische liberale Notstandsopposition mit ihren 
Wiederbe lebungsversuchen am Parlamentaris­
mus und ihren Gewissensappellen vollkommen 
gescheitert ist. Gerade 10 bi.s 15 Abgeordnete. 
stimmten während der zweiten Lesung gegen 
einige Vorschläge. 

Jetzt kommt es mehr und mehr darauf an, 
die Selbsto'rganisation der Massen voranzu­
treiben. Die Streikbewegung zu verbreitern und 

, dle Notwendigkeit selbständiger. lnteressenver­
~retung aufzuweisen, muß - glo_bal - unser 
Hauptziel sein. 

Die Fortsetzung des Streiks am Freitag, dem 
24. Mai war schon nicht mehr unmittelbar auf 

· die Parlamentsdebatte bezogen wie der Streik 
"· zuvor. Die, Streikbewegung gewinnt deshalb 

eine Eigendynamik, weil sie ja nicht nu~ darauf 
zie,lt, die Verabschiedung der Notstandsgesetze 
zu verhindern, sondern die gesellschaftlichen 
Strukturen anzugreifen, die sie stützen. 

Denn die Notstandsgesetze sind nur 
zusätzlicher Zwang, der die bestehe~~ 
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NOtstand der Oppo,sifion 
od.er: wie sich di~ liberale Notst"ndsopposition selbst den Todesstoß gab 
Die Geschichte der Notstandspopposit ion ist 
die . Geschijchte· der Wandlung des liberalen 
demokratischen Engagements; zugleich ist sie 
dle Geschichte des Wandlungsprozesses vom 
unverbindlichen Protest zum organisierten Wi-
derstand. ' · · · 

Als sich zu Beginn der' 60er Jah re · die Not­
standsopposition konstituierte, dachte . noch 
niemand daran, zu welcher Gefahr die -Not­
standsgesetze einmal werden würden. Das zu­
künftige Notstandsrecht, dessen Auswirkungen 
nur wenige ermessen konnte.n, erschien als 
abstrakte Gefahr am Horizont einer gefähr­
deten, aber doch in ihrem Grundbestand demo­
kratischen Republik. 

o'er ~rste Höhep~nkt in der' Geschichte der 
Notstandsopposition war der' Kongreß „Demo­
kratie 'vor dem Notstand" am 30. Mai 1965, der 
von fünf Studentenverbänden veranstaltet 
wurde.· Aus den Protokollen geht hervor, daß 
die außerparlamentarische Opposition sich pri­
mär an das Parlament richtete mit beschwören­
den Appellen, die geplanten Grundgesetzände- · 
rungen rückgängig zu machen. Der Sinn dieser 
Appelle bemaß sich an der Stärke respektive 
Schwäche der innerpa rlamentarischen Oppo­
sition, die zu unterstützen alle demokratischen 
Orgiir]isationen und Personen aufriefen. War 
der Kongreß einer der ersten Versuc~e. der 
pol itischen Wil lensmanipulation von oben die 
demokratisch-plebiszitäre Wil!ensbildung von 
unten entgegenzusetzen, so hielten die· Forde­
rungen und Appelle doch an der prinzipiellen 
Legitimität des parlamentarischen Sy.stems fest 
und appel lierten idealistisch an die Einsichtig­
keit der Parlamentarier. ..Zu diesem Kongreß 
haben wir alle Abgeordneten des Deutschen 
Bundestags und die Fraktions- und Parteivor­
stände eingeladen. Und wir erwarten, <;laß die 
Arbeitsergebn isse di~ses Kongress~s dort zur . 
Kenntnis genomrner:i und berücksichtigt wer­
den "', formulierte der damalige Bundesvorsit­
zende des· SOS, Helmut Schauer, in seiner 
Eröff11ungsrede: · 

Wiederum auf Betreiben der Studentenve r­
bände kam der zweite „Kongreß Notstand der 
Demokratie" zustande. Inzwischen war das Zen­
trum der Notstandsopposition schon längst in 
die außerparlamentarische Opposition verlagert. 
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Auf der 21. Delegiertenkonferenz des 
SDS war die Zielsetzung der Not­
standsopposition neu formuliert wo~- . 
den. Dort hieß es in der Notstands-. 
resolution: ,,Die bloße Forderung nach 
parlamentarischer BescJ,ränkung der 
Herrschaft der Bourgeoisie · begreift, 
nicht die Ursachen der Tendenzen zur 
Diktatur". Der Satz~ der die Politik' des 
SDS bzw. der' Studentenverbände 
überhaupt bestimmen sollte, abe; lau­
tete: ,,Der. Erfolg unseres Kampfes be­
mißt sich deshalb nicht allein an der 
Verhinderung der Verabschiedung der 
Notstandsgesetzgebung, sondern an 
dem durch den Kampf z\u gewinnenden 
Widerstandspotential und politischem 
Bewußtsein der Arbeiterklasse." 

die kapita list ische Wirtschaftsordnung, jedoch 
erhalten blieb. Aufgrund dieser vorgegebenen 
Rahmenbedingungen stand der demokratische 
Neubeginn von Anfang an auf schwachen 
Füßen. Mit der wiedereinsetzenden ökono'mi­
schen und po'litischen Machtkonzentration ver- ' 
selbständigten sich die Eigeninteressen der 
Machtmonopole. Das Versprechen von Regie­
rung und Parlament, eine soziale Demokratie 
zu schaffen, konnte unter diesen Bedingungen 

· nicht eingelöst werden. Die forma ldemokrati­
schen Institutionen wurden au·s Organen der 
Interessenvertretung zu Manipulationsinstanzen. 

· Die parlamentarische Opposition hingegen 
(einschließlich der gewerkschaftlichen Not­
standsopposition) beschränkt sich auf die im­
manente Kritik der wachsenden Verlagerung 
der .Entscheidungsbefugnisse auf außerparla­
mentarische Ebenen (Regier~ng, Industrie- und 

. Unternehmerverbände) auf die mangelnde Kon­
trollfähigkeit des Parlaments. Als Ziel gibt sie 
die effektive Bewahrung von Grundrechten an, 
gleichwohl scheitert ihre Effektivität an den 
durch rechtliche Gewalt abgesicherten Macht­
positionen (Notstandsgesetze im Interesse des 
Regierungsmonopols und des organisierten 

Kapitals). Ihre organisatorische Wirkung und 
Zielsetzu·ng geht über die bloße Aufklärung 
nicht hinaus. Sie vermag .kei'ne Konsequenzen 
aus dieser Aufklärung zu ziehen. Die Einsicht 
aber, die sie den Massen vermittelt, bleibt ab­
strakt, _ohne Bezug zu praktisch-politischen Ar­
beit, weil sie selbst die Funktionsweise des Sy­
stems durch den Gebrauch rechtl icher Begriffe 
statt politischer 'Und ökonomischer n icht mehr 

· erkennen kann. 

Wijhrend die parlamentarische Oppo­
sition blind idealistisch an dem lnter­
essenausgleic:11 von oben unter der 
Z ielsetzung eines fetischisierten Ge­
mein- und · Volkswohls festhält, be­
stimmt sich die Politik der ra.dikalen 
antiautoritären Opposition danach,· Qb' 
sie ihre Aufklärung über die Not-

. standsgesetze tendenziell der Ziel­
setzung einer permanenten demo­
kratischen· Mobilisie_rung der Massen 
gegen das bevormundende und mani­
pulierende Staatssystem unterordren 
kann. Sie will nicht nur 

1 
die Notstanqsgesetze vechindern, söi idern dar­
über, h inau3 die Massen auffordern, ihre Inter­
essen nicht mehr zu delegieren, sondern se lbst 
geltend zu machen. 

über diese qualitative Differenz in der poli­
tischen Position entzündete sich die Auseinan­
dersetzung zwischen parlamentarisch-gewerk­
schaftlicher un'd radikaler Opposition. Schon 
vor dem Zweiten Kongreß der Notstandsoppo­
sit ion wurde deutl ich, daß sich die gewerk- · 
schaftlichen Spitzenbürokratien von dem „offen­
siven" Vorgehen des SOS und der Studenten­
bewegung distanzierten. Es wurde aber auch 
deutlich, wie Wenig es die traditionellen Ver­
bände vermocht hatten, die Massen ·der Lohn­
abhängigen über die Notstandsaufklärung zu 
mobilisieren. Die IG-Chemie mußte kosten loses 
Mittagessen und Zoo-Besuch für Notstands­
gegner bereitstellen, um den Arbe_itern den 
Kongreß „ Notstand der Demokratie" schmack-
haft zu machen. 

Die Z ielrichtung dieser Resolution ging nicht Grundsätzliche organisatorische Anderunge_n er-
mehr dahin, die Bevölkerung nur über Not- fuhr die· Notstaridsopposition zum ersten Male 
standsgesetze aufzuklären, um auf diese Weise. am und nach dem 2. Ju ni 1967. In Berlin, aber 
das Bewußtseln der Bedrohung durch die auch in Hambu rg und in Bonn hatte .de.r Pol izei­
Grundgesetzmanipulation zu verstärken. Viel- · einsatz zum Schutze des morgenländischen Po­
mehr wurde zum ersten Male zum Ausdruck ' tentaten verdeutlicht, daß die Staatsgewalt 
gebracht, daß dl'.!r Aufbau einer außerparla- nicht davor zurückschreckte, schon in „Frie-
mentarischen, nicht auf das Parlament fixierten denszeiten" notstandsähnliche Polizeie insätze 
Protestbewegung das einzige Mittel se i, die gegen revo lt ierende Studenten zu mobilisieren. 
treibenden Mächte der Notstandsaktion mit Die Notstandsopposition durfte sich also nicht 
ihrem demokratischen Gegenkräften zu kon- auf die , Verhinderung von Gesetzen beschrän-
frontieren. Der · politisc;:.he Beschluß vo llzog ken:· sie hatte ihre praktische Leg'itimität als 
damit. eine deutliche Tre,;rnung von der parla- Fundamentalopposit ion erhalten. D ie zuneh-
mentarischen Notstandsoppos'ition und ging zu- mende D iszfplinieru ng der Arbe iter du rch die 
gleich über deren Z ielsetzung hinaus. konzertierte Aktion, die Jl legalisierung von 

. . · . . b Sfreiks und Demonstrationen dur.ch die herr-
Die außer~arlamentansche Opposition hatte. e- sehenden Institutionen und die Springer-Presse, 

· gonnen, die gesamte gesellschaftliche Entwick- die Einrichtung von Zivilschutz- und Werk-
lung der BRD politisch zu refle_ktier_en. Sie ver- schutzverbänden verdeutlichten, daß die Not-
steht das Grundgesetz als historischen Aus- standsopposition nicht mehr auf die Wiederher-
druck der ökonomischen und politischen Macht- stellung von parlamentarischer Kontrolle und 
konstellation nach der En_tlassung _Westde.utsc~- innerparlamentarischer Opposition warten 

gen, daß anges
0

ichts des Angriffs von Seit,en 
der Staatsmacht, neue Demonstrati ons- und 
Aktioi:tsforrrien gefunden werden .mt,ißten. Di,e 
Diskussion um die „Gewalttätigkeit " der Sprin­
ger-Blockade ii:t Berlin und in Frankfurt und die 
Vorwürfe, die gegen den SOS und seine tak­
t isch offensiven Aktionen vorgebracht wurden, 
spalteten' die· Organisationen der Notstands­
gegner zunehmend in zwei Lager. Au f der einen 
Seite Gewerkschaftsfunktionäre, Professoren, 
die . Kampagne für Abrüstung, . die KP - auf 
der anderen Seite die Organisalionen der anti­
autoritären Schüler, Studenten und jungen . A r-
beiter. · 

Der Kongreß am 11 . Mai in Bonn ·ist nur -auf 
diesem Hir;itergrund eines in: sich gespaltenen 
Notstandslagers zu begreifen. Er war A usdruck 
des Kompromisses zwischen den liberalen, le­
galistischen und· -den radikalen Gruppierungen 
innerhalb der außerparlamentarischen Opposi­
tion. Das Einheitsfrontkonzept der Veranstalter 
war dazu angetan, möglichst große Masseri 
der Notstandsgegner zu vereinigen und auf 
eine gemeinsame politische Formel zu verpfl ich­
ten. Dennoch war ein Teil der gewerksehaft­
lichen Notstandsgegner nicht dazu bere.it, sich 
mit Vertretern der radika len Position auf · ein 
Redi:terpodest zu ste llen. De r Geg·enkongreß 
des DGB in Dortmund war Ausdruck für Öie 
Rückzugsstrat~gie der Gewerkschaftsspitzen, 
von denen dann auch prompt verlautete, ihre. 
No.tstandsopposition werde mit dem Tage der' 
Legalisierung der Notstandsgesetze aufhören. 
Den Gewerkschaften stünde es nicht an, sich 
geger:i d ie (geänderte) Verfass~ng zu stellen. 

Die Masse der pol itisch ·bewußten .Arbeiter, 
Schüler und Studenten kam zum 'Bonner Kon- , 
greß. Während der DGB für se ine Dortmunder 
Veranstaltung alle zur Verfügung st.ehenden 
Lockmittel aufzubieten (Gratisfahrt, Gratises'sen 
etc.), .so nahm der größere T_EClil der Notstands­
gegner finanzielle · Belastungen ohne weiteres 
auf sich, um nach Bonn zu fahren. 

Gleichwohl war der. Kongreß · se lbst alles an­
dere als ein· Fortschritt aµf dem Weg vom Pro­
test zum Wi~erstand. Was dort geboten wurde,, 
wa~.nicht mehr als libe rales, höchstenfall s wort­
radikales Palaver. So . verkündete V itt, Vor­
standsmitg lied der IG-Chemie: .. Notstandsver- , 
fassung und Folgeges"etze - sie passen nicht 
in unsere Zeit." Schriftstel ler, 'FDP-Bundestags­
al;>geordneter Dorn und Gewerkschaftler gingen 
mit keinem Wort auf die veränderte Lage '\ach 
dem '· Mordanschlag auf Rudi Dutschke ein .....,... , 

' geschweige· denn au f die Formen de; Wider­
s.tandes nach der Verabschiedung der Not­
standsgesetze. Die Redner nährten, die ' Illusion, 
als könne man in letzter Minute durch Appelle 
an ' die SPD eine innerparlamentarische Oppo­
sit ion aufbauen, die die Notstandsg~setze doch 
noch verhindern würde: .Es ist die letzt e 
Chance für die SPD, diese Gesetze gemeinsam 
mit der Qpposition zu verh indern und wieder 
zu sich kommen. " (Heinrich Böll) 

Große Teile der Kundgebungste il nehmer waren 
in ihrem polit ischen Bewußtsein weiter fortge­
schritten als 'd ie Redner. Der von den antiauto­
r itären Jugendlichen artikulierten Fo rderung 
nc1ch Generalstreik wird zwar die Gewerk­
schaftsspitze ebenso wenig nachkommen, wie 
das Parlament, wenn es aufgefordert w ird, sich . 
endlich demokratisch zu verhalte·n. Denno_ch ' 
manifestiert sich darin das Bewußtsein, daß ' die 
Notstandsopposition zu einem Teil erkannt hat, 
daß man jetzt zu anderen Kampfform en greifen 
myß, wenn man irgend dazu kommen will , eem 
Angr-iff von Regierung und Parlament auf die 
elementaren Grundrechte einen · organisierten 
Widerstand en~gegenzusetzerr. 

Das t'each-in, das der SOS im Anschluß an die 
Kundgebung veranstaltete, erfüllte die Funktion, 
die Solidarisie'rung der nach Bonn gekommenen' 
Juge'ndl ichen mit den Aktionen der antiautoritären 
Bewegung zu vollziehen. Wie sich diese Soli­
daris ierung auswirkt, zeigt sich jetzt, wäh ren'd · 
der Dritten Lesung der Notstandsgesetze, bei 
den Streiks an .Schulen und Universitäten, in 
Betrieben und Büros. 

Sicherlich wird man nicht davon spre-
chen können, daß sich über Nacht eine 
von den Gewerkschaften unabhängige 
Widerstandsbewegung konstituieren -
wird. Doch kann mit Recht gesagt 
werden, daß sich die radikale theore-
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. ,den Zwangsverhältnisse gegen jeden 
'organisierten Widerstand absichern 
sol[Widerstand gegen die Notstands­
gesetz1e heißt auch und vor allem 
Widerstand gegen die autoritären 
Strukturen in' Betrieben, Schulen und 
Hochschulen, Kampf für die Selbstbe­

;.stimmung der entmündigten Massen. 
Die Redaktion 

,. 

lands aus der. Oberhoheit der ... _Siegermachte · konnte. Sie mußte zu neuen' Formen des Pro-
In der !heoret1schen und emp1nschen Analyse ' ·testes und der Aufklärung finden. . 
weist sie nach, daß der fasch1st1sche Macht- , . 
apparat lediglich mil itärisch unä administrativ Dennoch waren bestimmte Gruppierungen der 
zerschlagen wurde, seine ökonomische . Basis, Notstandsopposition nicht davon zu überzeu-

tische und pr<;1ktisch-politische Poti.ti4:?n 
der antiautoritären Bewegung in 'der 
Notstandsfrage politisch bewährt hat... 1 · , .-. 

An~onia Grunenber:--,1, • 
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Hat der autoritäre ·St·aat eine Mas·se.llbasiS:? 
Die Bundesrepublik entwickelt sich seit ihrem 
Bestehen schleichend, aber kontinuierlich zu 
einem 

I 
autoritären Staat. Diesen autoritären 

Staat unterscheiden bis heute wesentliche Mo­
mente von dem klassischen Herrschaftssystem 
des deutschen Faschismus oder von den ande­
ren historischen faschistischen Modellen. Einer 
dieser Unterschiede ist, daß der demokratische 
Staat Bundesrepublik sich zu einem autoritären 
Staat entwickelt, ohne dabei auf die direkte 
politische Unterstützung der Massen oder we-

sentlicher Teile der Bevölkerung unmittelbar an­
gewiesen oder von ihnen aufgefordert worden 
zu sein. D ie Ermächtigungsgesetze vom März 
1933 waren für die NSDAP ein unmittelbar not­
wendiger und unmittelbar funktionaler Hebel zur 
sofortigen, auch offiziellen Umwandlung der 
parlamentarischen Staatshülse in ein faschisti­
sches System. Die Notstandsgesetze vom Juni 
1968 treffen dagegen nur die Vorsorge zur 
Zerschlagung potentieller demokratischer oder 
rebellischer Massenbewegunge!1. 

Die Frage ist, ob der gegenwärtige autoritäre Staat auch weiterhin mit der 
apathischen Toleranz der in sich isolierten und atomisierten Bevölkerung aus­
kommt, oder ob er in seinem nächsten, vielleicht unmittelbar bevorstehenden 
Stadium darauf angewiesen sein wird, diese Bevölkerung in eine faschistisch 
für ihn agierende Masse umzuwandeln. 

Der Erfolg der faschistischen Bewegung vor 
1933 in der Mobilisierung der Massen hatte 
auf Seiten des Kleinbürgertums seine Gründe 
vornehmlich in dessen sozial und ökonomisch 
unsicherer Lage; auf Seiten des Proletariats 
vornehmlich in der unmittelbaren ökonomischen 
Not der langen Arbeitslosigkeit nach der Welt­
wirtschaftskrise. Die sozialistische A rbeiter­
bewegung, besonders KPD und SPD, hatten es 
nicht verstanden, dem Proletariat und Teilen 
des Kleinbürgertums ein kollektives und un-

\ (,Tlittelbares Bewußtsein von der Sinnhaftigkeit 
urd . der realistischen Möglichkeit zur Oberwin­
dimg des Kapitalismus zu geben. 
D~r . linke" SA-Führer Ernst Röhrn faßte direkt 
n~ch dem Passieren der Ermächtigungsgesetze, 
im Frühjahr 1933, das psychologisch-politische 
Fundament und das politische Programm der 
SA so zusammen: .. Adolf ist gemein, er verrät 
uns alle. Er geht nur noch mit Reaktionären 
um. . .. Wenn wir es sind, so muß aus unserem 
Elan etwas Neues entstehen, wie die Massen­
heere der Französischen Revolution. Wenn wir 
das nicht sind, gehen wir vor die Hunde ... 
Aber der Hitler tut mich vertrösten. Er will den 
Dingen seinen Lauf Jassen. Hernach erhofft er 
sich ein Himmelswunder, das ist der echte 
Adolf. Er will die fertige Armee erben. Er will 
sie von den ,Fachmännern' zurechtschustern 
Jassen .. ."1) Adolf Hitler vielleicht, - der Fa­
schismus aber hat gewiß nicht' auf Himmels­
wunder aufgebaut. Der Faschismus hat vielmehr 
sofort nach 1933 begonnen, seine soziale und 
ökonomische Funktion für den Kapitalismus· 
wahrzunehmen. Dieser Aufgabe mußten die 
verbogen antikapitalistischen Elemente, aus de­
nen die faschistische Bewegung auch ihre Kraft 
geschöpft hatte, geopfert werden. Alfried Krupp 
hat nach 1945 diese wahre soziale und ökono­
mische Funktion, die der Faschismu·s ab seiner 
Machtübernahme für den Kapitalismus zu erfül­
len hatte, in einzigartiger Klarheit zusammenge­
faßt: • Wir Kruppianer haben uns niemals viel 

um Leben gekümmert. Wir wollten nur ein Sy­
stem, das gut 'funktionierte und das uns eine 
Gelegenheit gab, ungestört zu arbeiten.''2) In 
der Tat hat der Faschismus diese Aufgabe 
außerordentlich gut erfüllt. 

Unsere Frage läßt sich nur klären, wenn man 
beide Pole einbezieht: den einen, für den AJ­
fried Krupp, und den anderen, für den Ernst 
Röhrn spricht: das antikapitalistische, auf. den 
Sturz des Klassenstaates gerichtete Element 
und das nationalistische, militaristisch-reaktio­
näre, völkische und konsequent antisemitische 
Element, das gerade auf die Stabilisierung des 
Klassenstaates gerichtet war. 

Auf lange Sicht, oder genauer, alsbald nach 
der faschistischen Machtübernahme, mußte sich 
mit Notwendigkeit der eine Pol durchsetzen: 
Die über das Ziel der Stabilisierung des Kapi­
talismus hinausschießenden, wie immer anti· 
semitisch und chauvinistisch verbogenen, Im­
pulse der faschistischen Bewegung, mußten der 
Funktions-Stabi lisierung des kapitalistischen 
Systems dienstbar gemacht werden. Wo sie 
sich nicht einordnen ließen, wie der .linke" 
Flügel der SA, wurden sie selbst physisch aus­
geschaltet. Die Zeit von 1934, vom sogenann­
ten Röhrn-Putsch - der wohl eher eine syste­
matische Aktion zur Zerschlagung der SA war 
- bis zur Reichskristallnacht, umfaßt dasjenige 
Teilstück innerhalb der faschistischen Epoche, 
in dem die aktiven und selbsttätigen, wiewohl 
dumpfen, brutalen und individuell-aggresivsten 
Elemente der faschistischen Bewegung vom Sy­
stem des Faschismus selbst abgebaut und 
schrittweise in die stets kontrollierbare, tempo­
rär stets e·lnsetzbare und fast beliebig manipu­
lierbare faschistische Gesamtbevölkerung auf­
gelöst wurden. Diese passiv tolerante faschisti­
sche Bevölkerung kann insofern nicht mehr als 
faschistische Bewegung bezeichnet werden, als 
ihr die letzten Reste von Autonomie und Selbst­
tätigkeit genommen waren. 

In diesem Prozeß ist im Kern bereits das politische Programm des nach­
faschistischen Kapitalismus enthalten: Es mußte nicht nur die sozialistische 
Arbeiterbewegung zerschlagen und dafür gesorgt werden, daß jeder funda­
mental-demokratischen, selbsttätig-politischen Bewegung der Boden ent­
zogen bleibt. Das wäre noch keine Garantie gegen eine neue Massen­
bewegung, die dumpf aber unaufhaltsam irgendwo an den militärischen, 
ökonomischen oder sozialen Krisenpunkten des kapitalistischen Systems 
doch einmal aufbräche. Der Sozialkapitalismus hatte vielmehr aus den 
„Schwierigkeiten", die die SA bis zum Röhmputsch der Großindustrie immer 
noch machte, eine zweite Lehre zu ziehen: Es mußten zugleich die psycho­
logische Basis und die politischen und sozialen Anlässe für jede mögliche 
politische Bewegung überhaupt aus der Welt ge~chafft werden, und wenn 
nicht aus der Welt, dann jedenfalls aus dem Bewußtsein der Massen. 

Dieses große Programm der politischen und 
ökonomischen Herrschaftssicherung im kapita­
listischen Teil Deutschlands wird gegenwärtig 
mit den Notstandsgesetzen abgeschlossen. 
Das nach-fasc;:histische Herrschaftssystem in der 
BRD hat diese Aufgabe, die Bindung der Mas­
sen an das System ohne ihre direkte Mobili­
sierung für oder Beteiligung an der Herrschaft, 
scheinbar perfekt gelöst. Es gibt keine noch 
so kleine politische Bewegung, die sich zugleich 
mit den demokratischen Ansprüchen des poli­
tischen Systems der BRD voll identifiziert und 
positiv für dies System mobilisiert werden 
könnte. 
Die lebendigen Gruppen aus den Parteien, et­
wa die Jungdemokraten oder Jungsozialisten, 
betrachten sich vornehmlich als außerparlamen­
tarische Opposition, und das heißt für sie: min­
destens temporär als Gegner des politischen 
Herrschaftssystems der BRD. 
Das gesamte System der gesellschaftlichen An­
passung, der psychischen und der politischen 
Manipulation, der gesteuerten Information, der 
gesteuerten Bedürfnisweckung und der Lenkung 
und Kanalisierung der Bedürfnisbefriedigung 
beruht zentral auf einer Atomisierung der Be­
völkerungsgruppen in Je einzelne Konsumenten, 
Empfänger, Wähler, Arbeiter - die nicht direkt 
miteinander in Kontakt treten, sondern nur über 
die technischen und psychologischen Vorschalt­
organe der Manipulation. Wenn die Massen 
direkt miteinander in Kontakt, in politische Be­
rührung, Erfahrungsaustausch usw. treten, wie 
es in Situationen auch der von oben gelenkten 

Mobilisierung wohl nicht zu vermeiden ist, dann 
besteht erhöht die latent immer vorhandene Ge­
fahr, daß das gesamte System der eindimen­
sionalen Kommunikation und der von oben ge­
steuerten Integration und Anpassung, wenn 
nicht zusammenbricht, so doch erhebliche Risse 
erleidet. Viele Vertreter der Parteien, der Mini­
sterialbürokratie und der Erziehungsmonopole 
geben in der jüngsten Zeit vor, zu bedauern 
und es für ein gefährliches Zeichen zu halten, 
daß es so wenig „engagierte parlamentarische 
Demokraten" gibt. Das mag ihre ehrliche Mei­
nung sein. Wir halten ihnen aber entgegen, daß 
dieses politische Herrschaftssystem der BRD 
seine Macht historisch darauf begründet hat 
und aktuell darauf angewiesen ist, daß es ge­
rade nicht von .kämpferischen Demokraten· 
(MdB Dorn, FDP) unterstützt wird. Jedes 
kämpferische Engagement für Demokratie in 
diesem Land wäre den Herrschenden gefähr­
lich, eben weil es Demokratie in diesem lande 

· herzustellen droht. Jedes Eintreten für die ver­
gebl ichen Ziele dieses Systems würde die 
Machtstruktur dieses Sytems in Frage stellen. 
Dieses Problem bestand - paradoxerweise -
bereits für den Faschismus, darum hat er jenen 
in der Tat unheimlichen und historisch neuarti­
gen Typ von aktiven Vollstreckungsbeamten 
geschaffen, die, wie ein Herr Eichmann, voll 
subjektiver Ehrlichkeit von sich sagen können, 
daß sie persönlich keine Antisemiten seien. 

Als während der großen Vietnam-Demonstra­
tion in Westberlin am 11. Februar einige Bau­
arbeiter di'e auf den Fahrkränen ihrer Firmen 

r 
'-

aufgesteckten roten Fahnen herunterholten und 
verbrannten, und als darauf Demonstranten mit 
wütenden Zurufen und kleineren Handgemen­
gen antworteten, rief Rudi Dutschke von der 
Kundgebungstribüne: .Kommt herunter zu uns 
und reiht Euch ein! Der Faschismus hat keine 
Massenbasis mehr! Ihr seid doch nur einzelne, 
isolierte Faschisten!· Wenige Tage später rie­
fen der Senat, die Parteien und die Gewerk­
schaften von Westberlin die Bevölkerung zu 
jener berüchtigten Massenversammlung zusam­
men, auf der sich die aufgestaute Wut, die Ag­
gression und Frustration von Teilen der Bevöl­
kerung in einer so direkten Weise gegen die 
.. Anderen" entlud, wie es in der Bundesrepu­
blik bisher unbekannt war und von vielen von 
uns für unmöglich gehalten wurde. Es wurde, 
vielleicht sogar den Intelligenteren unter den 
Herrschenden, klar, wie dünn die Decke der 
Integration und der Anpassung ist u·nd wie 
lebendig und stark das Reservoir der unter 
dieser Decke aufgestauten und mühsam kana­
lisierten Wut und Aggression ist. Einigen Re­
präsentanten der herrschenden Klasse sind 
diese .Exzesse" aus der Bevölkerung wirklich 
peinlich gewesen. Daß sie ihnen peinlich sind, 
sollte uns nicht optimistisch stimmen, eher be­
denklich. Es mag bereits in kürzester Zeit Si­
tuationen geben, wo sie gezwungen sind, sich 
über ihre Bedenken hinwegzusetzen. 

Aber auch eine andere politische Stoßrichtung 
einer einmal in Gang gesetzten, lange apathisch 
und passiv gehaltenen Masse ist denkb?r. Die 
bis heute vorherrschende politische Apathie 
der Massen in der BRD beruht nicht ausschließ­
lich, und vielleicht nicht einmal primär darauf, 
daß die Massen von sich meinen, es würde 
ihnen „gut gehen·. Jeder Angehörige der sog._ 
Bevölkerung, den wir in Diskussionen über 
unser Ziel verwickeln, wird uns an einem Punkt 
der Diskussion, an dem er „eigentlich" über­
zeugt von unseren Zielen sein müßte, antwor­
ten: .Aber die Masse" und .aber man kann 
doch nichts daran ändern" oder „aber der, 
Masse geht es zu gut" und wird sich selbst 
sogleich von dieser Masse ausnehmen. Es ist 
sehr leicht möglich, daß eine einmal in Bewe­
gung geratene Bevölkerung, selbst eine Be­
völkerung, die vom Westberliner Senat oder 
von der Bundesregierung zu Demonstrationen 
gegen die linken • Terroristen· und . Stören­
friede" bewegt wurde, mit der Aufhebung des 
Tabus, das in unserem Land auf politischer 
Demonstreation und auf politischem Engage­
ment überhaupt ruht, gleichzeitig lernt. daß sie 
auch dort zuschlagen kann, wo es ihr wirklich 
nicht .gut geht": daß sie dann zuschlägt gegen 
Steuererhöhungen, gegen Entlassungen, der 
Lohnkürzungen, gegen hohe Mieten, gegen ein 
zu schlechtes Verkehrsnetz etc. 

Ich wage nicht zu behaupten, daß die lohnabhängigen und bislang in schein-· 
bar apathischer, aber doch in Wirklichkeit in gespannter Ruhe gehaltenen 
Massen, sich in der Entladung ihrer Unzufriedenheit einheitlich und in fort­
schrittlicher Weise gegen das bestehende System der politischen und ökono­
mischen Herrschaft wenden würden. 

Aber soviel ist doch aus dem politischen und 
psychologischen Verhalten der Massen in den 
nachfaschistischen Systemen an historischer Er­
fahrung für die nächste Phase unserer politi­
schen Auseinandersetzungen ableitbar und für 
unseren Kampf fruchtbar zu machen: 

1. Wenn die antiautoritäre Bewegung und · die 
außerparlamentarische Opposition mit der glei­
chen Geschwindigkeit ihre Basis zu verbreitern, 
wie dies allein im letzten Jahr geschehen ist -
und es gibt für die pächsten Jahre keinen 
Grund, das Gegenteil anzunehmen -, dann 
werden an einem jederzeit erreichbaren Punkt 
der Auseinandersetzung die Repräsentanten 
des autoritären Staates erstmals seit dem Ende 
des manifesten Faschismus zwingend vor die 
Frage gestellt werden: sollen sie wieder zu 
klassisch faschistischen- Mitteln 1der Disziplinie­
rung von Bevölkerungsgruppen zurückkehren. 
Denn gegenüber Formen wirklich politischen 
Widerstandes, gegenüber längere · Zeit an­
dauernden Streiks ganzer Schulen in einer 
Stadt, aller Universitäten In der ~RD, gegen­
über wilden Streiks in wirklich zentralen Indu­
strie- und Versorgungspunkten sind die Mittel 
der „Gummiwand", an der sich die außerparla­
mentarische Opposition müde rennen soll, ohne 
in der Bevölkerung Schaden anzurichten, eben­
so wirkungslos, wie die blutigen Polizeischläge­
reien. Dann könnte es allerdings sein, daß der 
autoritäre Staat wieder zu Internierungslagern, 
Zwangsverpflichtungen, Arbeitslagern, Aus­
gangssperren zurückkehren würde, vielleicht so­
gar in einer so geschickten Weise, daß die 
große Mehrheit der Bevölkerung selbst dann 
noch passiv bleibt, wenn auch die Einzelnen 
noch ängstlicher geworden sein werden. 

2. Aber noch ein anderes Mittel der Rückkehr 
zu klassisch faschistischen Methoden ist denk­
bar: die kanalisierte faschistisf he Massen­
mobilmachung von oben. Wir tiaben bislang 
stets argumentiert, der Springer-Konzern hetze 
die Massen faschistisch gegen die Studenten 
auf. Bei Anlegung strenger Maßstäbe ist ihm 
das noch nicht gelungen. Man muß sich einen 
Moment lang die ganze Tragweite einer ge­
lungenen Aufhetzung vorstellen: Bis heute ist 
noch kein Student über die Mauer geworfen 
worden, bis heute haben noch keine organisier­
ten Kampagnen stattgefunden, in denen uns 
die zu langen Haare abgeschnitten worden 
wären. 

Der Mordanschlag auf Rudi Dutschke war im­
mer noch die Tat eines faschisierten Einzelnen 
und sie hat erstaunlicherweise keine manifesten 
faschistischen Solidarisierungen nach sich ge­
zogen. 

Aber es gibt in einer sozialpsychologischen und 
psychoanalytischen Betrachtungsweise keine 
Argumente dafür, die völlig ausschlössen, daß 
diese bis heute isolierten, deformierten Charak­
tere und bis heute passiven Einzelnen nicht zu 
gegebener politischer Stunde zu der kollektiv 
gesteuerten und von oben einsetzbaren und 
wieder zurückpfeifbaren Masse, aber eben doch 
zu der faschistischen Masse. werden könnten, 
die auf Abruf die Reichskristallnacht inszenierte, 
um danach die Vergasung von Juden 6 Jahre 
lang wiederum den dafür beamteten zu über­
lassen. Die antiautoritäre Bewegung würde eine 
solche Nacht schwerlich überstehen. 

Bislang Ist also noch eine Differenzierung an­
gebracht, wenn wir sagen: Die Studenten sind 
zu den Juden der Gesellschaft geworden. Der 
Unterschied zum Faschismus liegt genau dort, 

·) 
r· 

wo auch derjenige zwischen bürgerlichem und 
faschistischem Antisemitismus liegt ... Antisemi­
tismus der bürgerlichen Ära stellt eine persön-. 
liehe Reaktion des Einzelnen auf eine soziale 
Verunsicherung in der Gesellschaft dar, die 
durch die Bedingungen des allgemeinen öko­
nomischen wie sozialen Konkurrenzkampfes 
geschaffen wurde. Antisemitismus diente ,als 
Ferment der bürgerlichen Gesellschaft, insofern 
er diese vor der Destruktion durch die von ihr 
selbst provozierte Ag~ressivität des ein~elnen 
stets neu zu bewahren suchte. Dagegen war 
dem Antisemitismus des faschistischen Systems 
nicht solcher Ventilcharakter wie in der bürger­
lichen Gesellschaft eigen; diß Faschisten erho­
ben ihn zum primären Konstituens ihrer Gesell. 
schaft, der in Absehung aller realen sozialen 
Antagonismen hypostasierten gleichrassigen 
Volksgemeinschaft. "8) .,,, 

Aber der bürgerliche und der faschistische An­
tisemitismus, oder, für heute: die bereits prak• 
tizierte Diskriminierung der Studenten und ein 
mögliches zukünftiges physisches Vorgehen ' 
gegen das außerparlamentarisctie Lager -.; 
beide haben auch eine strukturelle Gemein• 
samkeit. Sämtliche pathologischen Abwehr­
Mechanismen des geschwächten Ich, die im fa­
schistischen Antisemitismus in einem kollekti­
ven Aus-Agieren eingesetzt wurden, waren im 
bürgerlichen antisemitischen Charakter indivi­
duell bereits voll ausgebildet. Das trifft genauso 
zu für die Mechanismen der Isolation und der 
affektiven Sperren und Spaltungen wie für die 
Mechanismen der Projektion und der Vorkeh. 
rung ins Gegenteil. 

Es ist im Rahmen dieser Analyse eine Antwort 
darauf nicht möglich, ob die politische Stunde 
bereits wieder da ist, da das System der Herr­
schaft im autoritären Staat wirkllch auf die Me- ' 
chanismen wird zurückgreifen und sie kollektiv 
gegen uns wird einsetzen müssen, die heute 
• nur" als individuelle und isolierte Mechanis­
men vorhanden sinc!. Unbeantwortbar bleibt 
auch die Frage, ob dies so glatt gelingen würde 
wie im klassischen Faschismus. 

Sicher ist dagegen, daß es nicht im 
Bereich unserer politischen Möglich­
keiten liegt, dieses sozialpsycho­
logisch vorhandene faschistische Po­
tential vor seinem kollektiven Auf­
brechen etwa dadurch- zu bewahren, 
daß wir selbst zu den sog. nicht-radi­
kalen und zu den sog. g~waltlosen 
Methoden und Aktionen zurückkehren. 

Der Weg, den wir bis jetzt erfolgreich einge-, 
schlagen haben, beinhaltet in sich die Gefahr 
eines von oben einberufenen faschistischen 
Konter-Engagements gegen uns. Aber es gibt 
keine Alternative zu diesem Weg, als die Rück­
kehr zu individueller Resignation und kollekti­
ver Friedhofsruhe. Und auf diesem Friedhof 
würde man uns über kurz oder lang selbst 
die Trauer noch verwehren. 

1) zitiert bei Hermann Rauschning, ,Gespräche mit Hitler", 
New York und Zürich 1940, S. 142 f. 

1) zitiert bei L. Poliakow und J. Wuif, 
0
Das Dritte Reich 

und die Juden• , Berlin S. 1955, S 36 
3) Peter Furth und Margherita v. Brentano, ,Zur Analyse 

des faschistischen Antisemitismus•, in: . DISkussion, 
Nr. 14, S. 8 
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Politik der Majorität gegen eine protestierende 
Mihderheit- endlich konkretisiert. Aber wie ant-

,. warten diese vier Professoren? .Nicht ohne nun 
selbst ,auch zu differenzieren, zu isolieren 
und anzuklagen - nämlich · den SDS; als be­
dürfte die Offentlichkeit noch zusätzlicher Hilfe 
bei dem Versuch, die Sequenz zu ihrem Ende 

berg, zur .Pai;tei" gemacht, die an allem schuld 
ist; daß lnr Schlußpas~us in -diesen Dlipstkreis 
sozi_aler Vorurteile hineingerissen wird und sie 
bestätigt, war gewiß . nicht Ihre Absicht. Aber " ~~-·l „ 1~.! .-~.... ', • 

1 Am 8. Mai ., erschien /n'·,di:ir Frankfurter Rund­
. ·schau eine Erklärung der Frankfurter Professo­

ren Fetscher, vcm Friedeburg, Habermas und 
, Mitscherlich. hJ ,dieser· Erklärur:ig distanzierten 

. , •. ·' sie~ die Professqren· von qen ,.Diffamierungen 
des Ministers Stoltenberg gegenüber den Pro­
fessci'r,en Ab'endroth; Flechtheim, Maus, Hofmann 
und Ridder. . , , . . 
Gleichzeitig forderten die Frankfurter Professo­
ren den· SD,S ·auf;. sich zur Oewaltariwendung 
(wie sie beispielsweise in den, ·Ostertagen ge­
gen die Auslieferung von. Springererzeugnissen 
angewendet wurde) eindeutig zu erklären. Auf 
diese Erklän:m'g hin -schrieben der Leiter des 

_ psycl"!ologi~chen Seminars der T!J Hannover 
zusammen mit Assistente(l und Studenten einen 

.• . Leserbrief an diS' FR, der ·in der FR nur in kur­
. - · ·-zen Auszügen erschien. Da dieser Bri.ef schon 

·. ·eine Analyse des politischen . yerhaltens der 
Frankfurter ·'Professoren der. FR-Erklärung ent­
hält, das erst jetzt sich in der Gründung des 
Aktionsausschusses „Demokratie im Notstand" 
voll artikuliert, druckt der „Diskus" den Brief 
aus Hannover vollständig ab. · 
Die Verfasser des Antwortbriefes sind der Auf­
fa$sung, daß die Gründung dieses Aktionsaus­
schussl:ls ni9ht nur ·eine eindeutige politische 

, Spaltung cier.·· Antinotstan,dsbewegung bedeutet, 
. . , sondern ' darüber . hinaus noch der Forderung 

Minister Stoltenbergs faktisch nachkommt, die 
_Schafe von den Böcken zu trennen. Die in der 
FR-Erklärung noch gegen die 'Angriffe Stolten­
bergs verteidigten Professoren werden, da 
ihnen die Beteiligung an· der Gründung des 

• · Aktionsausschusses und an der Diskussion 
s~iner ·politischen Zielsetzung nicht ermöglicht • 
wurde, damit den diskriminiere,nden Angriffen 
-der manipulierten Pffentlichkeit preisgegeben. 
Die sozialpsychologische Sequenz: abspalten, 

, isolieren, anschuldigen, ausrotten, die der Ant­
wortbrief aus Hannover analysiert, erhält nun­
mehr, ganz sicher ungewollt, die Verstärkung 
der. linksliberalen. 

- ' 
Diskussion. Dabei gliedern sich Problemstruk-
tu~en heraus,, die wir kurz andeuten wollen: ., 

1. Unrechtmäßige Gewalt führt bei Polizisten, 
die sie ausüben, zur Korruption; sie werden 
vom apologetischen Ver~alten ihrer polit ischen 
Führung In der tdee der Kompl izenschaft von 
Polizei und R!3gierung bestätigt. Bel Studenten, 
wenn sie schon einmal wütend zurückschlagen 
oder Gerätschaften ihrer Gegner zerstören, 
kann Gewaltanwendung, als Notwehr begriffen, 
zum Rückgewinn der eigenen, Würde führen;· sie 
wurde beim' Erleiden unrechtmäßiger Gewalt, 
durch physischen Schmerz, · .durch Angst be­
schädigt. Sie schaffen selbst im „Unrecht" den · 
Rechtsstaat nicht vorübergehend ab, wie die 
prügelnde Polizei, die trickreich über Recl'lts­
garantien hinwegblinzelt; sondern sie bilden 
sein~ Grundlagen: Würde und Integrität, neu 
heraus. · 

2. Sie nennen in Ihrem Brief an den Minister 
Stoltenberg Distinktionen zwischen dieser Ge­
walt und jener Gewalt „scholastisch ". Das heißt 
auf vieles verzichten: auf die Differenz zwi­
schen der Gewalt gegen Menschen und der 
gegen Institutionen, die freilich· die · Polizei auch 
nicht kennt. Die „Selbstjustiz" der Bürger,'wenn 
.sie sich zusammenrotten, um einzelne wehrlose 
Studentinnen und Studenten zu verprügeln,• 
und die moralische Unmöglichkeit für den SDS 
un,d für die anderen Demonstranten gleichfalls 
in .Horden efnzelne physisch zu hetzen, sind 
zureichende Momente für eine Distinktion. 
Beide Formen, sich zu verhalten, sind vom Um­
gangsstil der Polizei; der politischen Führung, 
der Koalitionsparteien einerseits, von der Stra­
tegiediskussion im SOS und seiner polit ischen 
Zielset'zung andrerseits nur um den Preis der 
Gewalttätigkeit zu. trennen: Sie beginnt theo­
retisch mit der Unter,drückung des Problem­
zusammenhangs zugunsten ,eines leicht fixier­
baren Moments, das Schule machen .soll, und 
endet pei der Unterdrückung der verrneint lich 
Schuldigen. , 

3. Sie fordern den SDS zu einer klaren Erit­
s~heidung, Stellungn_ahme usw. auf. Program- · 
matische Äußerungen dienen dazu, den, der sie 
tut, künftig zu kontrollieren. Dies nicht mehr 

voranzutreiben. ' . 
Die Suche nach einem Alibi, das der Sün!:len­
bock immer hergibt, die Verschwp'rertheoreme 
und entlastenden Fixierungen, die Bereitschaft, 
sich immerfort von irgendjemandem zu distan­
zieren, haben den SDS längst in der öffent­
lichen Meinung, auch der des Herrn Stolten-

• ·. 
Zur Arbeiter-Schüler-Stude~tenzeitung 

,Sie dürfen versichert sein, daß wir die Auffas­
sungen der Studentenschaft und anderer demo­
kratisch oppositioneller Kreise in , allen ihren 
wesentlichen Punkten teilen. Wir werden durch 
unseren entsprechenden Einfluß bei den sich 
.gelegentlich doch immer wieder ergehenden Dis­
kussionen am Arbeitsplatz, zu Hause und bei 
sonstigen Gelegenheiten'' unseren unterstützen­
den Beitrag leisten. 

Wolfgang Fri~el, Harry Schmutzler (OTV), 
Bad Vilbel 

Uns interessieren wissenschaftliche LeistuAgen! 
Natürlich nicht „wissenschaftliche " Leistungen 
von ekelhaften Politologen, Soziologen oder 
Schreiberlingen. Sie· können uns nur imponieren, 
wenn Sie in Ihrem Blatt Ihre Redakteure mit 
deren wissenschaftlichen Leistungen vorstellen. 
Wenn außer einer großen Schnauze nichts da 
ist, dann nicht, bit te. 

Jürgen. Kegler (AStA Heidelberg) cand. med. 
Peter Streiker, stud. jur. G. Berg . 

Skandieren Sie nicht ständig Ihr „ Ho-ho-ho­
tschi-Minh " . . . Heinz R. Köh ler , Hanau 

Da die Arbeiter-Schüler-Studentenzeitung im Ton 
des „Stürmers" in der NS-Zeit und im Jargon ost­
zonaler Blätter hetzt; straft sie ihre Behauptung, 
demokratische Interessen zu vertreten, Lügen. 

· · · · .Margot Br~ndt,' Göttinge~ 

"nach unseren Beobachtungen wird gerade die­
ser-A bsatz Ihres offenen Briefs gern und häufig 
zitiert. So reproduziert sich die Entfremdung: 
wir erke'nnen in Ihren Schlußsätzen weder den 
SDS noch unsere gemeinsamen Probleme wie­
der, und 'Sie Ihre ·Sätze mehr in der öffent­
lichen · M.einung, die sich ihrer bemächtigt hät. 

Peter Brückner, A lfred Krovoza, 
. , Manfred Lauermann, Thomas Leithäuser' 

Nun las ich in Ihren Zeitung Sie hilferi dem. 
arbeiter nun Herren wenn- jemand hilfe bracht, 
dann bin ich das woll und habe woll denn ge­
heimhypnoseabteilung der Staat am halse 
hangen. E. J. v. d.· Straten, Frankfurt 

Ich bin Arbeiter in·· einem Frankfurter Industrie­
betrieb. So wie ich denken noch etliche n:ieiner 
Kollegen. Laßt nicht locker und versucht :iie 
Mehrheit der Arbeiter für Euch zu gewinnen . .. 

K. Heise, Hochstadt 

Ich bin Arbeiter und wißt: die Unruhe und das 
Fragen ist groß: Was wollen die Studenten und 
haben sie nicht gute Vorsch läge; können wir uns 
' ihnen anvertrauen? .. . 
Die Jugend ist unsere Hoffnuqg, nicht nur bei 
den Studenten. Also müssen auch hier die Stu­
denten, da , sie mehr Zeit haben, lehrreich ein­
wirken und Wissen manipulieren, das di'e Un­
wissenheit auslöscht. Bewußtsein heißt -willig 
sein. Der Wille reicht aus, wenn er nur gedacht 
ist, er ist unwandelbare Part.eilichkeit mit Hoff­
nung auf jene geänderte, bessere Gesellschaft, 
die unser Z iel ist, für das wir streiten. 

P. Renda,_Stuttgart-Bad Cannstatt 

Gegendarstellung 
In dem DISKUS-Extrablatt Nr. 1 vom April 1968 
beschäftigten Sie sich •in dem Artikel „Die Lage 
in Esslingen ist ganz ausgezeichnet" auch mit 

·Der Schh.ißabsatz lhr~s in der . Frankfurter 
Rund~chau" , vom, 9.' Mai 1968 abgedruckten 
offenen Briefes erweck;t den Eindruck, als 
scheitere die von. Ihnen -längst dringend emp: 
fohlene politische Vernunft und Menschlichkeit 
an der Intransigenz des SDS. Das Problem der 
'Gewc\lt, fi;ir denjen[gen besonders bedeutsam, 
der sie ohnmächtig erleidet, hat seinen kam-

,, zuzulassen, daß andere heteronom Kontrolle Sie haben erkannt, .wo die Feinde der Werk­
tätigen stehen; es gilt, die Herrschaft einer geld­
und machtgierigen Minderheit über eirie abhän­

. gige Mehrheit zu brechen. W ir erklären uns mit 

unserem Unternehmen. . . 
Im Anschluß an den Hinweis, daß die Bechtl~­
Druckerei zum alteingesessenen Esslinger 
Bechtre Verlag gehört und dieser zu Esslingen 
seit Menschengedenken gehört, so wie das Rat­
haus und die Burg, steht der Satz: ,,Bechtle' i.st 
seit langerer Zeit von Springer aufgekauft; das 

. plexen theoretischen wie praktischen Zusam­
- me,nhang, . der durch solch~ Fixierungen der 

Auseinandersetzung auf ein e:n: politischen Ver- , 
barid gewiß nicht durchschaubarer wird. Wir 

· meinen, e'ln Brief an den Herrn Minister Stol-
. tenberg· 1:10.llte zunächst einmal zu e1her kon< 

kreteren $prache ' zurückkehren. Studierende 
·stoßen auf Gewalt, die sie ohne Gegenwehr · 
-nlnnehmen m'ußten; es werden sozialpsycholo­
gische Prozesse 1ri · Gang gesetzt, die einige von 
ihnen in den gegeneinander weitgehend auto­

,nomen Gruppen qes SDS diskutieren, Der Ejn­
spruch, den Sie 'gegen eine .kalkulierte Ge­
walt" erheben, fst selbst Gegenstand dieser 

· Über uns ausüben, indem sie sich unserer Äu­
ßerungen bemächtigen, ist selbst Bestandteil 
der De,struktion, die ' der SDS sich vornimmt, 
und in der er sich doch mit Ihnen einig weiß. 
Aber die Gewaltsamkeit gegenüber dem Pro­
blem der Gewalt un9 der Lage des SDS, die 
sich in ·ihrem Schlußabsa.tz ausdrückt, hat noch 
einen wesentlich bedenklicheren Aspekt. 

1 

VI.er Professoren, tendenziell rr:itbe~roffen, stel­
len fest, daß ein Minister nach bekanntem Vor­
bi ld politisch engagierte. Professoren von ihren 
Kollegen differenzieren will, um sie zu isolieren 
und anzuklagen; sie sehen zu recht, daß ein 
solches Vorgehen generell 'zur Ausschaltung 
politisch engagierter Professoren führen kann. 
Abspalten, Isolieren, -anschuldigen, ausrotten -
das ist die schreckliche Sequenz, in der steh die 

Ihnen'-- den fortschrittlichen Arbeitern, Schülern 
und Studenten ' - so lidarisch. 

A. B~>nezköwicz und Frau 
, . wissen d.ie wenigsten Esslinger" . . 

· Die Angabe, unser -Unternehmen sei von $prin°· 
. ger aufgekauft, ist unwahr. Wir sind seit Grün-

Ihre Berichterstattung , ist einseitig, wi E;. Bild, n~r dung .unsere·s Hauses vor 100 Jahren ein Fami-
' linksf1:1s9histisch-kornmunistisch. · So fmden Sie 'lienunterriehmen und ·wir haben nicht daran ,ge-

unter denkenden Menschen· keine Anhänger. dacht und denken nicht daran, •es zu verkaufen. 
· H. Schm.i?t, fischba~h Richa;~• Bechtle - ' 

.. . und muß sagen, daß die, Studenten sehr rege 
sind. Die älteren' Bürger · müssen, aufgeweckt 
werden, weil es Schlafmützen sind. · · 

' Rudolf Jäger, Hanau 

Graphische Betriebe und Verlagsgesellschaft 
(Bechtl( Verlag und 
Esslinger Zeitung / Neckarpost) 
(gez.) Otto Wolfgang Bechtle , 

. (gez.,) Dr. Friedric~ Bechtle 

· Die· beste Schule 

_ .. 

1'. 

,,, ~ 

die es gibt, eine hohe Schule für die Erwachsenen, für Männer und 
Frauen, · ob Politiker, Wirtschaftler, Architekten, Ingenieure, Ärzte, 
Wiss~ns"chaftler, Studenten, Angestellte und .Facharbeiter aller'-Art, 
ob erfahrene ode~ .ju,i1ge Menschen, das ist eine gute 
Tageszeitung.• Sie unterrichtet, unterhält und 
fesselt den aufmerksamen Leser jede~ 
Tag aufs ·neue. Wer sie täglich liest, 

· eignet sich Kenntnisse an, die ihm in 
seinem Beruf Vorteile v'or d~n anderen 
verschaffen und seine allgemeine Bildung 
verbreitern und vertiefen. Die Glossen und Kom­
·mentar~ erleichtern ih:ui die eigene.Meinungsbildung und 
machen ihn in der Diskussion sicher. 

DIE SCHU1:E , di~ 

~runffurteriuo.emeinc 
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Rudolf Wiethölter . . 

5 Thesen ·gegen die Notstandsverfassung 
Wer über gewissen Dingen den Ver~tand· nicht veriiert,' der hat keinen zu verlieren. · 

Ich fasse (als Jurist) meine Einwände gegen die 
Notstandsverfassung nach dem Entwurf in 2. Le­
sung im Bundestag in 5 Thesen zusammen. , 

1 
Der unsere Verfassung ändernde Gesetzgeber 
weiß nicht, was ,er tut. 
Er handelt in Gesetzgabe ohne Bewußtsein für 
die Verfassungsaufgabe. Mit der Verabschie­
dung s~iner Notstandsverfassung verabschiedet 
er sich gerade nicht von unserem Verfassungs­
notstand. Ober sein historisch-verfassungspoli­
tisches Versagen kann nicht erst die Nachwelt, 
sondern muß schon die Mitwelt urtei len. Der 
Gesetzgeber hat die erste und einzige große 
Chance der verfassungspoliti schen und verfas­
sungsrechtlichen Ortsbestimmung der Gegen­
wart seit 1945 (u. z. in öffentlicher Grundsatz­
diskussion) verspielt, nach Spielregeln, die er 
zugleich fälschlich mit dem Spiel selbst identifi­
ziert, inden:i er institutionell verfestigt, was funk­
t ionell beweglich bleiben muß, indem er offene 
Inhalte auf geschlossene Formen verkürzt, kurz­
um: indem er die von unserer Verfassung inten­
dierte politische Gesellschaft verrechtlicht und 
sie gerade in der formalen Entpolitisierung mate­
,rial pol.itisiert im Sinne einer rechtlichen Zemen­
tierung des status quo. Weder Weimarer noch 
Bo"nner Republikverfassung waren politische 
Verfassung;,werke, jene nicht, weil der äußeren 
Revolution der innere Umbruch, diese schon des­
halb nicht, weil dem äußeren Umbruch die innere 
Revolution nicht fo lgte. Stand die Wei marer Ver­
fassung vom theoretischen Einzug an im W ider-
3pruch zur sozialen Wirklichkeit, ein Widerspruch, 
der sich zwischen selbstmörderischem Legalis­
mus (Identität von Recht und Macht) und mörde­
ri schem Dezisionismus (Identität von „ Führer" 
und Recht) verschärfte, so geriet die Bonner Ver­
fassung im praktischen Vollzug in W iderspruch 
zur sozialen Wirklichkeit, e in Widerspruch, der 
sich zwischen th.eorieloser Scheinpragmatik und 
dogmatischer Scheintheorie verschärft. In beiden 
Fällen - Weimarer wie. Bonner Verfassung -
haben sich Juristen mit einem falschen Rechts­
verständnis durchgesetzt, das die sozialen und­
ökonomischen Bedingungen der Existenz ei ner 

· politischen Gesellschaft nicht reflektierte. Die 
Bonner Verfassung wurde einseitig gegen eine 
falsch interpretierte Geschichte der Weimarer 
Verfassung konzipiert. Unter den sozialen und 
ökonomischen Verhältnissen seither hat ihre 
lautlose Transformation die verheißene freiheit­
liche demokratische Grundordnung stärker ent­
mutigt und gedrosselt als ermutigt und ermög­
licht. 
Summa: die historische Stupde einer notwendi­
gen Verfassungskonzeption ist verpaßt. 

II 
Der unsere Verfassung ändernde. Gesetzgeber 
fetischisiert und tabuisiert das Recht. Eine 
Rechtskulturentwicklung von mehr als 2000 

1 ' ' 
Jahren pendelte zwischen lex und rex, ratio und 
voluntas, veritas und auctoritas, ohne die Rechts­
macht je gegen das Machtrecht verwirklicht zu 
haben. Daß Recht noch stets der stärkste Schutz 
der Schwachen gewesen sei, ist .ein Mythos, 
bestenfalls eine Legende. Gute Gesinnung sieht 
·und mein_t es so. Und der Bundesta"g hat davon 
ausgiebig gesprochen. Aber es geht nicht um 
gute Rechtsintentionen von politischen Men­
schen, sondern um politische Verhältnisse. Wir 
müssen Recht politisch ' entmachten, damit Recht 
seine wirkliche Macht entfalten lernt. Solange 
wir diese · Entzauberung des Rechts nicht ge­
leistet haben, b leibt Recht, was es stets war; 
politisches A libi und Verheißung. 
Man prüfe meine These an der jüngeren und 

· jüngsten Rechtsentwicklung: 
Der Rechtsstaat (als Staat der Herrschaft von 
Recht und niqht von Menschen) hat sich in der 
Rechtswirklichke.it aus intendierter Rationalität 
vo'n Herrschaft zur Herrschaft von Irrationalität 
transformiert, die politische Inhalte und soziale 
Prozesse in rechtli chen !f ormen und Institut ionen 
verschleiert: . 
parlamentarische Kontrollmechanismen und Ab­
stimmungstechniken werden als rechtsstaatliche 
Spitzenleistungen gepriesen, ohne daß Parla­
mentarismus und Mehrheitsprinzip in unserer 
Gesellschaft als große ungelöste Probleme auch 
nur empfunde'n werden. Der Sozialstaat hat sich 
in der Rechtswirklichkeit aus intendierter politi­
scher Gesellschaft zur Fortsetzung des sozial­
fürsorgerischen Kön igtums transformiert, das 
Almosen spendet, wo Ante.ilhabe und Anteil­
nahme gemeint sind. 
Der demokratische Staat hat sich aus intendierter 
Legit imation und Kontrolle aller öffentlichen Ge­
walt zur Selbstidentifizierung mit einem . Parla­
ment aus - nach sog. Wahlrechtsreform-Dele­
gierten zweier Volksparteien transformiert, deren 
angebliche Entideologisierung sich re vera als 
passive Anpassung an planlosen Wohlfahrts­
und steuerlosen Rüstungskapit,i li smus ·entpuppt, , 
als unpolitische, jedenfalls politisch unverant­
wortliche Verwaltung durch Großbürokratien in 
„Wirtschaft" und „Staat", als Pragmatik , die sich 
im Leben von der Hand in den Mund, von Tag 
zu Tag, von einem gestopften zu einem gerisse­
nen Loch erschöpft. Alles dies ohne Rechtstheo­
r ie und ohne Verfassungstheorie, ohne Partei­
theorie, Gewerkschaftstheorie, Verbandstheorie, 
ku rzum: ohne Spuren von politischer Theorie für 
unsere Gesellschaft und ihre Verfassung. Die 
freiheitl iche demokratische Grundordnung ist am 
w~nigsten ei n Rechtsproblem, sie ist vor allem ­
ein Problem der aus kritischer Empirie und Re­
flexion zu gewinnenden und ausgeführten Ge­
sellschaftstheorie. 
Summa: .,Sicherheit und Ruhe! Or'dnung und 
Freiheit! " (so die „bürgerliche Gesundheit" im 
ersten Aufzug von Goethes Egmontf sind nicht , 
Voraussetzung einer guten Einrichtung der Ge-
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sellschaft, sondern erst ihre - mögliche - Fol­
ge. Das unterscheidet unseren ,,Staat", den wir 
noch nicht geschaffen haben, vom Staat des. 19. 
Jahrhunderts, den wir noch ,nicht überwunden 
haben. , III 
Der unsere Verfassung ändernde Gesetzgeber 
bewegt sich außerhalb der Verfassungslegalität 
·in verfassungswidrigen Dezisionen. Die Verfas­
sung des Bonner Grundgesetzes reflektierte noch 
nicht den massendemokratischen Verbände- und 
Par.teienstaat. Zwangsläufig erfüllen Parlamenta­
rismus, Mehrheitsentscheidung und Offentliph­
keit we ithin ihre zugedachten Funktionen nicht 
mehr. Die sog. außerparlamentarische Opposi­
tion ist z. B. re vera eirie Opposition im polit i­
schen Kräftefeld. Die sog. radikale Minderheit 
ist z. B. re vera eine substantielle gesellschaft­
liche Interessenrepräsentation, die sich gegen 
das enge Kartell der zur politischen Monarchie 
verfestigten · gesellschaftlichen O ligarchien 
stemmt. Die sog. lautstarke Linke ist z. ·B. re 
vera tendenziell „Offentli.chkeit ", wenn und weil 
sie argu mentiert und räso·nnlert, während der 
„öffentliche " B~ndestag meist nicht diskutiert 
und deliberiert; sondern Mentalitäten demon­
·~triert und Meinungen produziert: Der angebliche 
politische Pluralismus -'- Paradeaushängeschild 
der „offenen", der „mündigen " Gesellschaft ist 
hingegen über den status eines laissez faire­
Plural ismus no'ch nicht hinausgediehen, der ähn­
lich dem laissezfaire-Liberalismus die Mächtigen 
mächtiger, die Ohnmächtigen ohnmächtiger, da­
gegen nicht notwendig die Reichen reicher, die 
Armen ärmer macht. 
Summa: der Bundestclg set.zt in der Notstands­
verfass.ung weithin „ verfassungswidriges Ver­
fassungsrecht" . 

IV 
Der unsere Verfassung ändernde Gesetzgeber 
entlarvt sich in wichtigsten Details seiner Vor­
sch läge als das Gegenteil seines Selbstverständ­
nisses. Ich greife lediglich 5 exemplarische· F.älle 
auf. 
a) Die Widerstandsrechtsklausel (Art. 20 IV) 
schafft kein Freiheitsrecht, · sondern eine Sank­
tion gegen Freiheitsrechte. W ie Hochverrat eine 
Frage des Datums ist, so ist W iderstand polit i­
sche Ketzerei oder politischer Sieg. Alles ver­
fassungsgemäße politische Leben ist W iderstand 
gegen die Bedrohung dieses Lebens, das ist -
ol:ine Art. 20 IV - die simpelste . Selbstverständ­

_ lichkeit einer Verfassung. In praxi gewährleistet 
Art., 20 IV den Bürgerkrieg. 
b) Die Arbeitskampfklausel (Art. 9 III ) legitimiert 
nunmehr verfassungsrechtlich die Aussperrung 
und die - in Rechtsprechung und Rechtswissen­
schaft entwickelte verfassungswidrige - Ein­
engung' des Str~iks. Daß· sich ·di,e Gewerkschaf­
teo gegen den politi·scpen Generalstreik anläß­
lich der Notstandsverfassung wenden, ist übri­
gens wiederum kein Rechtsproblem, sondern 
ein Problem ihrer En'tpolitisierung und der feh­
lenden Gewerkschaftstheorie. Nicht ob sie strei­
ken könnten, wenn sie .wollten, ' ist hier das Pro­
blem, sondern ob ·sie· es überhaupt wollen 
könnten. Von rechtlicher Wirkung ist dabei die 
d

0

esuetudo : .. Wer über gewisse~ Dingen den 
Verstand nicht verliert, der hat keinen zu verlie­
ren " (Lessing). Wer in gewissen Situationen den 
politischen Generalstreik nicht wagt, der hat kei­
nen mehr' zu wagen. In diesem lichte wirft die 
Ermächtigung zum Einsatz der Bundeswehr u. U. 
in politischen Streiks (arg. Art. 84 a IV) doppelt 
düsteren s 'chatten. 
c) Die' politische Kontroll kl'ausel anstelle einer 
richterlichen Prüfung (Art. 10) im Zusammen­
hang mit der Ablösung der Vorbehaltsrechte der 
ausländischen alliierten Mächte durch die ·Rück­
behaltsrechte der inländischen alliierten Mächte 
müßte, will der Bundestag folgerichtig und ernst­
haft politische Sachverhalte von · polit ischen, 
nicht r ichterl ichen Instanzen kontrolliert wissen, 
in einer politischen Gesellschaft die große Mas­
se der Gerichtszuständigkeiten po lit isieren, · 
d) Die Bündnisvorbehaltsklausel (Art. 80 a) über­
sieht in ihrer rechtsstaatlichen Krönung (Beteili­
gung der Reg ierung am internationalen Beschluß, 
Aufhebung durch Parlament) das neytige Verhält­
nis von Regierung und Parlament. Vestig ia ter­
rent (Röhrenembargo Ost!) 
e) Im ganzen ist zu beklagen die vollsynchroni­
sierte Getriebeschaltung von „ Normalstands­
recht" und „ Notstandsrecht " . Vorbereitung auf 
Unglück und Vorbereitung von Unglück wohnen · 
nahe beieinander. Den „Normalstand" empfindet 
leicht als „ NG1tstand", wer ihn nicht leiden mag. 
Summa : Diskussion, Argumentation, Reflexion· 
und Deliberation? Demonstration fixierter D ezi-' 
s1onen, technisch zuweilen gemildert kraft 
Zwangs zum Formelkompromiß und zur takti­
schen Abbreviatur! 

V 
.Meine Hoffnungen (und meine zukünftige Arbeit, 
·denn in einer Demokratie gilt nicht: videant 
consules, sondern: videamus) zielen auf die 
durch die Notstandsverfassung angestoßene Po­
litisierung des Bewußtseins breiter Bevölke­
rungsschichten als Vorstufe ihrer erweiterten 
Anteilhabe und Anteilnahme · an den Prozessen 
öffentlicher Kontroversen über Konflikt und Kon­
sensus sowie auf die Politisierungschancen 
eines Verfass.ungsgerichtsprozesses von Rang · 
und Format. ~,.&t . 
Summa summarum: Vorsorge für die Sorgen in 
Notfällen ist kein leerer Wahn. Aber die Sorgen 
vor dieser Vorsorge für Notfälle sind es noch 
weniger. 
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Die. pazifizierte Demokratie 
J. Agnoli / P. Brückner, Die Transformation der 
Demokratie, Voltaire Verlag, Berlin 1967, 194 S., 
DM 12,-. 

Die beiden A nalysen des politisch-gesellschaft­
lichen Systems der BRD, die dieser Band ent­
hält, bedienen sich politologischer (Agnoli) und 
sozialpsychologischer (Brückner) Kategorien. 
Politisch-ökonomische Gedankengänge fehlen 
fast ganz. Das ist für linke Ana lysen dieser Art 
ungewöhnlich, aber hier nicht ohne Konsequenz. 
Der Herrschaftsapparat spätkapitalistisch-demo­
kratischer Verfassungsstaaten benötigt und ent­
wicke lte . institutionelle, ideologische und tech­
nische Steuerungsmittel" (9), welche die öko­
nomische Dynamik des Klassenkampfes still­
stellen, Jedenfalls ideologisch pazifizieren kön­
nen. Das hat auch der Faschismus alten Typ_s 
getan, aber er war noch darauf angewiesen, die 
disruptiven Tendenzen des bürgerlichen Parla­
mentarismus durch dessen Z e r s t ö r u n g ab­
zuwenden. Heute läuft der funktional gleiche 
Prozeß geräuschloser und unauffälliger, nämlich 
i n n e r h a I b des institutionellen Rahmens par­
lamentarischer Herrschaftsausübung selber ab. 
Agnoli nennt das den • lnvolutionsprozeß • der 
bürgerlichen Demokratie. Er will zeigen, wie 
. der Parlamentarismus die Möglichkeit eines 
antagonistischen Inhalts abgestreift hat und 
nicht mehr als Werkzeug der sozia len Emanzi­
pation gebraucht werden kann. " (27) Nun er­
weist schon der Augenschein, daß das gegen-

wärtige Parteien- und Parlamentssystem un­
fähig ist, den tragenden gesamtgesellschaft­
lichen Konflikt politisch zu artiku lieren oder 
ihn gar nachkapitalistisch zu verarbeiten. Die 

Haut dem Springer ... 

. Argumente hierfür, die Agnoli mit apodikti­
schem Ingrimm aufzählt, sind nicht besonders 
neu: das parlamentarische System r e p r ä -
s e n t i e r t zwar noch, aber nicht mehr das 
Volk gegenüber der Regierung, sondern die 
politische Macht geger.iüber der Bevölkerung. 
Es hat die Funktion, ein Trugbild sozialen Frie­
dens zu demonstrieren, in dem die s e k u n -
d ä r e n Konflikte systemkonform geschlichtet 
werden können; und es hat die Funktion, poli­
tische Herrschaftsinstanzen mit Legitimität zu 
versorgen, weil . nur ein geachtetes Parlament 
den verfassungsmäßigen Herrschaftsakten mo­
ralische Autorität verschafft.· (67 /68) Der Auf­
gabe, einen repressiven Frieden zu stiften und 
gesellschaftliche Konflikte daran zu hindern, 
manifeste politische Folgen hervorzubringen, 
entspricht auch die Struktur des Parteiensy­
stems: der Typus der „pluralen Vo lkspartei" 
beherrscht die parlamentarische Bühne und 
inszeniert dort einen Oberflächen-Pluralismus, 
bei dem das friedliche Miteinander jederzeit in 
die vereinte Sorge um Ruhe und Ordnung um­
schlagen kann. Von parlamentarischer Kontrolle 
der Regierung kann nicht mehr die Rede sein; 
gesellschaftliche Konflikte werden nur mehr 
parlamentarisiert, um sie unter Kontrolle zu 
halte11. Deshalb sei allerdings die Parlamentari­
sierung der Linken, als Domestizierung der ge­
sellschaftlichen Opposition, eine Lebensfrage 
des Kapitalismus. 
Auf welche Strategie der außerparlamentarische 
Opposition Agnolis Analyse hinausläuft, wird 
nicht restlos klar; vermutlich auf eine Strategie, 
in der Parlament und Partei nicht nur als po­
lit ische Organisationsformen, sondern auch als 
Gegenstand der praktischen Kritik k e i n e Rolle 
mehr spielen. Demgegenüber wäre wohl zu be­
denken, ob der Parlamentarismus seine rest­
liche, immerhin systemstabilisierende Legitimität 
nicht doch . aus einem d e m o k rat i s c h e n 
Repräsentationsanspruch bezieht, dessen Ver­
letzung dann dauernd konkret zu analysieren 
und als Anschauungsunterricht für die Notwen­
digkeit einer außerparlamentarischen Opposition 
zu nutzen wäre. Die Degeneration des spät­
kapitalistischen Parlamentarismus, zu deren 
Nachweis man im übrigen auch ohne Argumente 
auskommt, die von Pareto und Kelsen entliehen 
sind'. ist ein Tatbestand, der frei lich von einer 
dünnen Schicht fiktiver, aber demokratischer 
Rechtfertigungen noch verdeckt ist. Das stellt 
die außerparlamentarische Opposition vor die 
Wahl zwischen konträ ren Strategien: entweder 
diesen legitimierenden Anspruch aufzunehmen, 
zu radikalisieren und außerparlamentarisch 
durchzuselfen, oder ihn, als eine p r i n z 1 -
p i e 11 haltlose Konstruktion, fallenzulassen. 
Diese Alternative wird von Agnoli zwar an­
deutungsweise im zweiten Sinne entschieden, 
aber nicht systematisch diskutiert. 

Hans Dieter Müller, Der Springerkonzern, 
Piper-Verlag, München, 1968, 14,80 DM. 

Das Buch enthält eine Fülle von Material über 
die Geschichte des größten Pressekonzerns in 
Deutschland. Das Material ist aber weder syste­
matisiert, noch rechtfertigt es die Resultate zu 
denen der Verfasser selbst gelangt. V ielmehr 
gibt gerade die Geschichte der einzelnen Zei­
tungen - die Zeitschriften werden nur in ge­
ringem Maße berücksichtigt - dem Leser Ar­
gumente in die Hand, die denen Müllers wider­
sprechen. 
Müller irrt, wenn er meint, daß durch die aus­
führliche Beschreibung einer Persönlichkeit ihr 
Mythos zu zerstören sei. Bei der zentralen 
Stellung, die Axel Cäsar Springer in der Kon­
zerngeschichte hat, ist es legitim, seine Rolle 
genau zu untersuchen. Statt aber das Persön­
liche in seinen gesellschaftlichen Funktionen 
darzustellen, wird das "Charismatische als 
r-ühn.1ngsstil" (191) vom Autor als ursächlich 
fü r den Erfolg des Konzerns dargestellt. 
Mag sein, daß viele politische Kampagnen der 
Springer-Zeitungen durch das .politische Sen­
dungsbewußtsein" (215) des Verlegers veran­
laßt wurden, sie scheiterten aber stets, wenn 
sie den ökonomischen Interessen des Verlags 
oder den politischen Verhältnissen in der Bun­
desrepublik widersprachen. 
Gerade die ausführliche Beschreibung der Per­
sonen und Ihrer Anschauungen in der Verlags­
geschichte zeigt immer wieder das Primat des 
Zwangs zur Profitmaximierung gegenüber den 
persönlich gefärbten politischen Z ielen der 
Agierenden. Z . B. mußte der Chefredakteur der 
Bild-Zeitung, Hagen, der die Hetzkampagnen 
gegen die DDR vor und nach dem 13. August 
1961 dirigierte schon nach vier Monaten seinen 
Platz dem pragmatischen Manager Boenisch 
übergeben, obwohl sich in dieser Kampagne 
. das politische Temperament des Chefredak­
teurs mit dem des Verlegers potenziert hatte" 
(92). 
Die Wandlungen der politischen Einstellung des 
Verlegers, die sich stets mit denen der Regie­
rungspolitik deckten, sind so wie sie der Autor 
selbst darstellt als Argument gegen seine per­
sonalisierende Geschichtsschreibung zu wen­
den. Weder die .Bewunderung" für Adenauer, 
die den .Kern der zunehmenden Regierungs­
hörigkeit" (1 99) bilden sollte, noch „die Gabe 
des Glücks" (186), noch der . Instinkt zu besit­
zen und zu verfügen· (187), noch der "Glaube 
an das Eigene immer Gute" (193) sind einsich­
t ige Gründe für den politischen und wirtschaft-

. liehen Erfolg Springers. Das polit ische und 
unternehmerische Genie reduziert sich vielmehr 
auf Anpassung an die politischen Verhältnisse 
und die wirtschaftlichen Strukturen im Kapita­
lismus. Bliebe die Legende von der unterneh­
merischen Intuition, die sich zu Charisma stei­
gert, unzerstört, so würde die Anti-Springer­
Kampagne fehlschlagen, weil sie sich gegen 
eine auswechselbare Charaktermaske richtet 

' und nicht gegen das kapitalistische System 
selbst. 
Aber hier schreckt der Historiker zurück : "We­
niger die äußere Form des Konzerns ist be-

6. 

ängstigend als das geringe Bewußtsein, das er 
von sich se lber hat, das Bild der blind in die 
elektronische Zeit stürmenden modernen Ma­
schine .. . " (12). 

Solange Zeitungen und Zeitschriften auf privat­
wirtschaftliche Weise hergestel lt werden, sind 
sie vor allem als Produkt ihrer ökonomischen 
Bedingungen zu analysieren. Die kommerzielle 
Presse steht in der kapitalistischen Gesellschaft 
vor dem Paradoxon, einerseits die Gunst der 
Leser erheischen zu müssen und andererseits 
die Interessen der Industrie, die beispielsweise 
von einer Tageszeitung 2/3 der Kosten durch 
Anzeigenaufträge deckt, zu vertreten oder zu­
mindest nicht in wirksamen Maßen zu verletzen. 
Hier müßte die Diskussion um Pressefreiheit 
ansetzen. Die Studenten sind dem .Mythos 
Springer" nicht aufgesessen, wie Müller meint 
(12), sie richten ihre Angriffe nicht gegen die 
Person A. C. Springer, sondern gegen eine 
der wichtigsten Institutionen des Spätkapitalis­
mus, gegen die private Verfügungsgewalt über 
einen Pressekonzern, die dazu benutzt wird, 
mill ionenfach Einheitsmeinungen zu verbreiten. 
Deshalb: ENTEIGNET SPRINGER. 

Heiner. Schäfer 

Rekonstruktion eines Ver~uchs, 
die APO in Berlin zu zerschlagen 
Februar 1968 - Tage die Berlin erschütterten. 
Europäische Verlagsanstalt, Frankfurt/Main 
1968, Preis DM 5,-. 

.Hier versucht eine kleine Gruppe eiskalt 
unsere Ordnung zu untergraben. Da sind 
keine Gefühle - außer denen der Zer­
störung. 
Da helfen auf unserer Seite aber auch keine 
bill igen Polemiken mehr. Da müssen wir vie l­
mehr leidenschaftlich und nüchtern unseren 
Weg sehen und ihn genauso wie unser Geg­
ner eiskalt gehen." (S. 34) 
Klaus Schütz (SPD), Regierender Bürger­
meister von West-Berlin. 

Das von einem zwölfköpfigen Team geschrie­
bene und zusammengeste llte Bändchen ist eine 
rasche und mutige Leistung des Verlages." 
Schon in den letzten Märztagen erschien diese 
Darstellung (60 Seiten Text und 60 Seiten Do­
kumentenanhang) der Auseinandersetzungen um 
den vom SDS einberufenen V ietnamkongreß 
am 17. und 18. Februar in Berlin. Nicht über 
den Kongreß selbst wird be"richtet, er wird nur 
am Rande berührt, sondern über die syste­
matische Vorbereitung der Zerschlagung der 
außerparlamentarischen Opposition durch Senat 
und Springerpresse am 18. Februar und deren 
Verhinderung durch das Verwaltungsgericht. 
Das systematische Zusammenspiel von Sprin­
ger und Senat, von der Hetze bis zur A ktion, 
gegen die Studenten wird exemplarisch aufge­
zeigt. Das Büchlein ist von unschätzbarem Wert, 
weil es die Ereignisse im zeitlichen Ablauf und 
politi schen Zusammenhang darstellt, wie "s auch 
die wenigen Zeitungen, die die Kampagne ge­
gen die Studenten bislang nicht mitmachen, 
nicht zu leisten vermögen. Gerade wer diese 
Presse aufmerksam liest, wird bei der Lektüre 
des Bändchens feststellen, wie unvollständig 
die Informationen sind. 
Nachdem das Berliner Verwaltungsgericht ein 
Raumverbot an der FU am 8. Februar aufge­
hoben hatte, machte Neubauer vor dem Abge­
ordnetenhaus deutl ich, daß der Senat sich ei­
nen Dreck um die Rechtsstaatlichkeit schert: 
. Ich erkläre hier, und das In aller Offenheit, 

\.._ 

auch nach der Jetzt vorliegenden Entscheidung 
hätte ich nicht anders entschieden, als ein Ver­
bot auszusprechen für diese Versammlung." 
(S. 29). Die SPD-Fraktion applaudierte. 

Die Raumverbote konnten nur das eine Ziel 
haben: Die Studenten auf die Straße zu zwin­
gen und sie zu provozieren, um sie dann zu­
sammenzuschlagen. 

Gibt das erste Kapitel "Voraussetzungen" einen 
akzeptablen, gerafften Oberblick über die so­
ziale und wirtschaftliche Situation Berlins und 
die Politik des Senats, so ist die politische 
. Schlußbemerkung " erschreckend oberflächlich. 
Der Senat begibt sich, um ein Beispiel heraus­
zugrei fen, nicht .freiwillig" auf Springer-Linie, 
wie auf Seite 60 zu lesen steht. Zweifellos hat 
Springer den Senat heute we itgehend in der 
Hand, aber doch vor allem deshalb, weil der 
Senat seinerseits zur Verschleierung und Ab­
lenkung von seiner Bankrott-Politik Springer 
dringend nötig hat. 

Die Dokumente sind nicht geschickt präsentiert, 
sie sind einfach als zweiter Teil angehängt und 
durchnumeriert, ohne inhaltlich gekennzeichnet 
zu sein, wie es zur Orientierung und fü r einen 
raschen Oberblick nötig wäre. folgerichtig sind 
sie auch im Inhaltsverzeichnis nicht einzeln 
aufgeführt. Mit dem Text sind sie nur durch 
einen Hinweis in K lammern verknüpft (Doku­
ment X). Derlei Mängel sind jedoch nicht ent­
scheidend gegenüber dem Verdienst einer 
schnellen und umfassenden Information. 

Ober die reale politische Verfassung unseres 
Landes sagt das schmale Bändchen mehr aus, 
als dicke, geschwätzige Verfassungslehren und 
Beschreibunqen des Regierungssystems. Es 
sollte für den Sozialkundeunterricht an den 
Schulen herangezogen und in den Verteiler der 
Landeszentralen und der Bundeszentrale für 
politische Bildung aufgenommen werden. Es 
zeigt gerade den Zustand unseres politischen 
Systems auf, der solche Empfehlungen in den 
Bereich des Absurden verweist. 

Andreas Schröder 

I 
Peter Brückner, Ordinarius für politische Psy­
cholqgie in Hannover, geht in seinem Beitrag 
über die • Transformation des demokratischen 
Bewußtseins· der subjektiven Seite des Struk­
turwandels demokratischer Institutionen nach. 
In teils glanzvollen, gelegentlich dunklen Re­
flexionen umreißt er ein Forschungsprogramm 
einer psychoanalytisch orientierten politischen 
Psychologie; Hypothesen und Beispiele gewinnt 
er an den Reaktionen der Berliner Bevölkerung 
auf die Ereignisse des 2. Juni, der Kommune 1 
und der Aktionen der APO. Seine Analysen 
benutzen die gleichen theoretischen Voraus­
setzungen wie man sie etwa von den psycho­
logisierenden Situationsdeutungen A. Mitscher­
lichs kennt, sind dessen sozialpsychologischen 
Panoramen aber durch Präzision und wissen­
schaftliche Phantasie überlegen. Die zentrale 
Verwendung einer ausgesprochen b ü r g e r -
1 i c h e n Kategorie, der Institution des politi­
schen Individuums und der komplementären 
Chance politischer Identität, kontrastiert den An­
satz von Agnoli. Das politisch verordnete und 
publizistisch bestärkte . Ohne mich" der Bürger 
läuft auf das . ohne ich", auf die Verleugnung 
pol it ischer Identität hinaus. Die Schwierigkeiten, 
auf die der Bürger bei dem Versuch stoßen 
würde, .sich Politisches, Gesellschaftliches als 
sein von ihm ganz entferntes Eigenes zurück­
zugewinnen· (126), sind sowohl subjektiver wie 
objektiver Art. Verzicht auf Mündigkeit erspart 
Angst und sichert Erfolg .• Erst die Subsumie­
rung unter ein zugelassenes System von Vor­
urteilen sichert dem einzelnen Duldung, diese 
Voraussetzung seiner Wirksamkeit in der all­
gemeinen pluralistischen Konkurrenz." (164) 

Ruhe beim 
Blutverl"ust 

Claus Offe 

Gandhi: "Wir müssen durch unser Verhalten 
jeden Engländer davon überzeugen, daß er im 
abgelegensten Winkel Indiens so sicher ist, wie 
er sich nach seiner Behauptung hinter den 
Maschinenpistolen fühlt.· 

Theo Ebert, Gewaltfreier Aufstand, Alternative 
zum Bürgerkrieg, Verlag Rombach, Freiburg 
1968, 32,- DM. 

In einer Periode, da der Imperialismus seine 
Ausbeutungssysteme in den Ländern der Drit­
ten Welt mit einer solchen Brutalität aufrecht 
erhält, daß Revolutionen das unausweichliche 
Mittel zur Selbsterhaltung für die unterdrückte 
Bevölkerung geworden sind, legt Ebert ein 
Modell der gewaltfreien Lösung sozialer Kon­
flikte vor, das er vielfach an der bürgerlich 
pazifistischen Unabhängigkeitsbewegung Gan­
dhis abliest. 

Ohne auf die gesellschaftlichen Bedingungen 
und Träger von Reform oder Revolution einzu­
gehen, konstruiert er ein allgemeines Modell 
gewalt freier Kampagnen. Ziel ist gleichsam 
eine Umkomponierung von Positionen: neue 
Formen der .Zusammenarbeit (mit den Herr­
schenden d. V.) in einem neuen sozialen Sy­
stem" (p. 162). Auf die Konstruktivität der 
Aktionen ist bei den Mitteln der Eskalation vom 
Protest, über die legale Nichtzusammenarbeit 
bis zum zivilen Ungehorsam zu achten. Sie 
müssen immer verdeutlichen, .. welche sozialen 
Positionen die Aufständischen konkret anstre­
ben, welche Stellung die bislang Herrschenden 
einnehmen sollen und wie . das zukünftige so­
ziale System funktionieren soll" (p. 37). Gewalt­
freier Aufstand wird so als Mittel des Kon­
kurrenzkampfes um politische Positionen inner­
halb eines ökonomischen Systems gesehen, 
als Methode der Reform. 

Ein wichtiges Mittel für Gandhi war dabei kal­
ku liertes Leiden, Freiwilligkeit der Opfer .• Ich 
würde nötigenfalls Mi llionen von Menschen­
leben daran wagen, unter der Voraussetzung, 
daß es sich um freiwi llige handelt" (Gandhi 
vgl. p. 161 ) . Die sich heute gegen die außer­
parlamentarische Opposition auf ihn berufen, 
müßten ihn in ihren eigenen Begriffen eigent­
lich als Linksfaschisten oder eiskalten Terro­
risten abqualifizieren. 

Stark ist Eberts Buch in seiner systematisierten 
Fülle von Material über organisierte Kampagnen 
bürgerlichen Ungehorsams, schwach in der Ein­
schätzung ihres emanzipatorischen Erfolgs. Gan­
dhis Kampagne endete zwar mit der formalen 
Erklärung der Unabhängigkeit Indiens. Die öko­
nomische Abhängigkeit Indiens vom Imperialis­
mus aber ist heute größer denn je. Gandhis 
Nachfolger haben keine wirksame Agrarreform 
durchsetzen wollen, der Lebensstandard für die 
breite Bevölkerung ist seit über einem Jahr­
zehnt kaum erhöht, es herrschen Hunger und 
Elend. Nur ein Blick auf das revolutionäre 
China zeigt, daß erst die gewaltsame Vertrei­
bung des Imperialismus Hebung des Lebens­
standards und Emanzipation der Massen ermög­
licht. 

Rainer Roth 
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Die sOzialiStlsche' Opposition 
Rebellion der Studenten oder die .nelle· Oppo­
sition. Eine Analyse von Uwe Bergmann, ~udi 
Dut~chke, Wolfgang ,Lefefre, Bernd Rabehl. 
Rowohlt Taschenbucha!Jsgabe, Hamburg .1968, 
189 S., 2,20 DM. 
Zwei, drei, viele Bücher sind in deri letzten 
Monaten über die Studenten und ihre Hoch­
schulrevolte in der ,Bundesrepublik erschienen. 
Alle i:nehr oder weniger unpolitisch salbadernd. 
Im vorliegenden Buch geben _zum ersten Mal 
einige Mitglieder der Studentenbewegung, 
Dutschke, Lefefre und Rabehl, eine politische 
Analyse der Entstehung der Studenten- bzw. 
außerparlamentarischen Bewegung. 
„Die Widersprüche des Spätkapitalismus, die 
antiautoritären Studenten· und ihr Verhälnis zur 
Dritten Welt" ist der theoretisch anspruchsvoll­
ste und zugleich der verworrenste Beitrag ' im 

, ganzen Buch. Die Theorie der toten Kosten 
(systematische Vernichtung gesellschaftlichen 
Reichtums durch Rüstung, Werbung, A uswei­
tung des bürokratischen Apparats etc. in den 
spätkapitalistischen Ländern), versetzt mit Marx­
Zitaten ,über das Kreditwesen, soll die , Global­
·analyse .des Spätkapitalismus ersetzen. Gleich­
wohl schafft sie es nicht - und der Leser fragt 
sich öfters, wo die Vermittlung der bruchstück­
haften Anal 'yse zur Strategie der Bewegung 
bleibt. Der zweite Teil der Kapitalüberschrift, 
das Verhältnis der Studenten zu den sozial­
revolutionären Bewegungen der Dritten Welt, 
wird ·ausgeführt nur in wenigen Zeilen, die auf 

· den ganzen Beitrag verstreut sind. Am deut­
lichsten wird das Verhältnis der Studenten zu 
den Befreiungsbewegungen am Beispiel Viet­
nam. Die weltgeschichtliche Bedeutung des 
Kampfes des vietnamesischen Volkes, die 
exemplarische Bedeutung die$er Auseinander- ' 
setzung fü r die fo lgenden Kämpfe gegen 
den Imperialismus standen schon sehr früh 
im Mittelpunkt der V ietnamdiskussionen. 

Daß aber ' -dieser entscheid.ende Aspekt · ins 
studentische Bewußtsein so schnell ei ndringen 
konnte, scheint uns seine materialistische Be­
gründung in dem spezifischen Produktionsver­
hältnis · der studentischen Produzenten zu ha­
ben . . . Die temporäre Subve·rsivstellung der 
Stu,denten bringt eine dialektische lndentität 
der unmittel,baren und historischen Interessen 
der Studenten überhaupt hervor." (S. 86) Nun 
steht außer Zweifel, daß kritikfähige Studenten 
aufgrund ihres wissenschaftlichen Studiums 
eher in der Lage sind, sich ein historisches 
Bew1,Jßtsein zu erarbeiten und die Befreiungs­
bewegung aus den elementaren Bedürfnissen 
kolonisierter Völker nach Freiheit von Unter­
drückung und Ausbeutung begreifen Können. 
Dennoch lassen sich diese historischen Inter­
essen nach. Selbstbefreiung allenfalls theore­
tisch vermitte ln. Was gänzlich feh lt, ist die 
Vermittlung der revolutionären Praxis der Gue­
rillabewegungen zur pol itischen Praxis der Stu­
denten, Schüler und Jungarbeitern in den spät­
kapital istischen Ländern. 
Die (Un-)Systematik" des Beitrags von Dutschke 
läßt sich nur aus der Eile, in der tjie Passagen 
aufs Tonband diktiert wurden, begrei fen. 

· Lefevre liefert die umfassendste Analyse der 
staatlichen, universitären· und studentischen Re­
fqrmbestrebungen, die in der letzten Zeit über­
haupt erschienen ist. Für sämtl iche westeuro-

. päischen Länder t rifft zu, was Lefefre für Berlin 
und 'Westdeutschland feststellt: .der Wider­
spruch zwischen einer objektiv notwendigen 
längerfristigen Strukturplanung auf dem Wis­
senschafts- und Bildungssektor und den ökono­
miscl}en Wide'rständen, d(e eine solche 'Pla­
nung verunmöglichen (Monopol.stellung der 
amerikanischen Konzerne auf dem westeuro­
päischen Markt, Schrumpfung der öffentlichen 
Haushalte ect.). Auf diesem Hintergrund wird 
die desolate Situation der deutschen Univer-

. - l\J 

Im Ansatz steck·engeblieben 
. . . 

Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
zur Struktur und zum Ausbau 
der medizinischen 
Forschungs- und Ausbildungsstätten, 
Bonn 1968, 295 S. · 

Die Hoffnung, die sich für einen, durch se ine 
Ausbildung und das ärztliche Berufsethos fru­
strierten Mediziner ergibt, daß die "längst fällige 
Reform- des Gesundheitswesens in den „Emp­
feh lungen des Wissenschaftsrates zur Struktur 
und zum Ausbau der medizinischen Forschungs­
und A usbildungsstätten" als konkrete Vor­
schläge nied!=!rgelegt wurden, weicht ba ld einer 
herben Enttäuschung. Der „kritischen" Analyse, · 
die den Verbesserung$empfehlungen· zugrunde.-

. liegt f ehlt . das Entscheidende, _nämlich die Re­
flexign auf di~ Sozio logie der Medizir:i - auf 
die Rolle, die dem Gesundheitswesen als · so­
zialer Einrichtung in der Gesellschaft zukommt. 

. Statt dessen bezieht sich die Kritik des Wissen­
schaftsrates in erster Linie auf eine von ihrem 
Wirkungsobjekt abstrahierte Medizin - der WR 
plädiert für eine Medizin um der Medizin wil­
len, ohne ihre effektive Leistung im A uge zu 
behalten. 
D ie ,Forderung des Wissenschaftsrates nach 
hochqualifiziertem Spezi_alistentum, das die Ein­
heit der Medizin jedoch nicht au~ de(l Augen 
verlieren dürfe, läßt sich nur S!;!hr schwer mit 
dem medizin'immanenten Umfang des Lernstoffes 
vereinbaren. Lediglich in perfektionierten D ia­
gnosenzentren wäre diese Forderung realisier-
bar. · · 
Der Wissenschaftsrat weist auf "die Existenz 
vieler neuer, bisher unberücksichtigter Spezia l­
gebiete, Arbeitsmethoden und Forschungse rgeb­
nisse hin, er liefert zum Teil durchaus positive 
Vorschläge für den neuen Komplex der Hygiene, 
Sozial-, Arbeitsmedizin u,nd Psychosomatik, die 
eine gewisse Einsicht in die Notwendigkeit der 
medizinischen Umstrukturierung andeuten, aber 

Si~ fand die Sache 
von Anfang an sehr reizvoll 

. Die Sache mit dem COMBI-SPAREN. Reiz­
voll an dieser neuen Sparform ist der 
Sparbonus. Nach Ablauf von fünf Jahren 
gewäh'ren wir ein Investmentpapier. 
dessen Wert mindestens 1 °/o der 
während der Laufzeit des-CO MBI· 
Sparvertrags erbrachten Sparleistung 
entspricht. Mit anderen Worten : bei uns 
können Sie jetzt mehr bekommen als 
nur Zinsen. Natürlich hat sie das 
COMBI-SPAREN MIT 
C0Mt,,1ERZBANK-SPARBONUS 
gleich mit dem prämienbegünstigten 
Sparen und mit den VorteiJen d es 
312 DM-Gesetzes gekoppelt. Das 
können Sie be i Abschluß eines neuen 

· Vertrags auch. Fragen SiP unser<" 
, COMBI-Fachberate r• 

COMMERZBANK 
• , • eine Bank. die Ihre Kunde r, lc:ennt 

C in der Nähe der· Uni: 
Zweigstelle Boc'kenheim 
Gräfstraße 85 ' 
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nicht die schwierigen Probleme lösen, die sich 
aus der Abwehrreaktion des tabuierten medi­
zinischen Traditionsbewußtseins ergeben. D1e 
mit Recht. geforderte Mitarbeit von Statistikern, 
Sozio logen und Psychologen in diesen Aufga­
benbereichen dürfte sicherlich an dieser starren 
Denkweise scheitern (Fall Mitscherlich). Auch 
das v iel diskutierte „ Internatsjahr" , das den 
jungen Mediziner mi_t der Klinikarbeit vertraut 
machen soll, bedeutet led iglich eine mühelose 
Integration des medizinis,chen Nachwuchses· in 
die bestehenden, z. T. zweifelhaften Verhaltens-

•. praktiken der Ärzteschaft. 
·Unbegreiflich _ bleibt die Empfehlung des Wis­
senschaftsrates, weiter!=! Lehrstühle für die „Ge­

'schichte der Medizin" " zu errichten, '·solange 
dieses Fach ke ine andere .Bedeutung besitzt, 
als wissenschaftliche Errungenschaften aus Al­
tertum und Neuzeit anzuführen,. d. h., das ohne­
hin umfangreiche Medizinstudium mit einer un­
reflektierten Faktenvermittlung z_u belasten. 
Sinnvoll wäre dagegen die Einrichtung von 
~ehrstühlen für „Sozialgeschichte der Mediz)n" , 
besonders der Gegenwart, um damit endlich 
einen kritischen Maßstab •für die effektive Lei­
stung der Medizin als soziale Einrichtung zu 
schaffen ·und durch eine kritische Ana lyse des 
Gesundheitswesens die Basis für sinnvolle Re­
fo rmvorschläge aufzubauen. 

Die umfangreiche Statisti k dieses Buches 
über Ausbildungspersonal, -kapazitäten, den 
erforderl ichen medizinischen Nachwuchs usw., 
vermitte!t lediglich ein relatives Bild von der 
augenblicklichen und zukünftigen Situatio·n der 
ärztli'chen Versorgung. Allein für Frankfurt ist 
das angeführte Zahlenmaterial über Klinikbet­
ten, Studienplätze usw. in vielen Fällen unzu­
treffend. 
1~ Allgemeinen muß man die Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates als einen in den Ansätzen 
der Problematik steckengebl iebenen Refcirni­
ve rsuch1 werten. Peter Crell 
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sität doppelt deutlich. Es wird auch k lar, warum 
die Reformbemühungen der. Studenten scheitern 
mußten. Lefevre veranschaulicht, daß in einem 
i rrational organisierten Wissenschaftsbetrieb die 
organisierte Verweigerungsaktion, die einzig 
rationale polit ische Konsequenz sein kann. Doch 
kann die Praxis · der Studenten nicht bei dieser 
Boykottpolitik stehenble iben. Der in den kri ti­
schen A nalysen zum Ausdruck gebrachte An­
spruch de_r Wissenschaft auf Ubergang zu · ge­
sellschaftlicher Praxis ve·rweist auf die Notwen­
digkeit eigener Versuche, diese Praxis aus wis­
senschaftlicher Analyse se lbst in Angriff zu 
nehmen. Die Berliner Studenten ·unternahmen 
diesen ·Versuch mit der Gründung einer Krit i­
schen Universität. D,aß dieser Versuch sch!!i­
terte, liegt nicht zuletzt daran, daß die Praxis 
sich nu r auf den Wissenschaftsbetrieb be­
schränkte. 

Einen wichtigen Beitrag zum historischen Ver­
ständnis des Funktionszusammenhangs der Uni­
versität bietet der Exkurs über das unpolitische 
Selbstverständnis der Wissenschaftlichen Hoch­
sehulen im Wandlungsprozeß der bürgerlichen 
Gesellschaft. · 

Rabeh ls .,h istorische Schilderung der Studenten­
bewegung von den.Anfängen der antiautoritären 
Bewegung bis hin zur sozialistischen Oppo­
sition läßt Organisationsfragen gänzlich. außer 
acht. Mehr Beschreibung als polit ische Ana lyse 
gebend, läßt er die . Frage, die in der Kapital­
überschrift angesprochen wird, offen: die Um­
wandlung von antiautoritärer, radikaldemokra­
tischer , Happening-Politik bis hin zur gual it.,itiv 
verbreiterten, auf die unmittelbaren Produzenten 
übergreifenden Bewegung. 

Das Buch ist informativ, gleichwohl zusammen­
geschustert und zeigt deutlich die Schwäche 
der theoretischen Analyse. gr. 
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Revolutionäre Gegenlitera'tur 
Parlamentarismusdebatte. Aufsätze von Panne­
koek. Lukäcs, Friedländer (Reuter) und Rudas. 
Underground Press, Berlin 1968, 69 S. 
Tony Cliff, Colin Baker, Revolte der Arbeiter. 
Einkommenspolitik, Gesetzgebung, Shop Ste­
wards. Oberbaumpresse, Berlin 1968, 94 S. 
Amilcar Cabral, Die Theorie als Waffe, hrsgg. 
v. G. A. Petermginn, Oberbaumpresse Berlin 
1968, 72 s. 
D ie Außerparlamentarische Oppositioo weitet 
sich aus. Nicht nur um , Mitg lieder und neue 
Aktionsfelder, sondern auch um neue (oder 
,,alte") Literatur. In den letzten Monaten er­
schienen, unter dem Ei ndruck der emphatischen 
Solidarisierung der europäischen Linken mit 
den Befreiungsbewegu'ngen Vietnams und der 
Dri tten ' Welt, Broschüren übe.r Vietnam, d)e 
Black-Power-Bewegung, die Reden Castros. und 
Che · Guevaras. Nachdem sich jetzt , die Situa­
tion in den tlt1etropolen gewendet hat und erste 
Anze ichen einer breiteren Studenten-, Schüler­
und Arqeiterbewegung erscheinen, wendet sich 
die Literatur wieder der Bewegung in Europa 
zu . 
Der Parlameni:arismusband ist ein entscheiden­
der Beit rag zur Organisationsdiskuss ion in den 
sozialistischen Zentren, Clubs und Arbeitskrei­
sen. Mit den Be!trägen von Pannekoek, Lu_käcs, 
Friedländer (Ernst Reuter) und Rudas, die . erst­
mals 1920 in der Ze itschrift „Kommunismus" 
und im Schweizer „Vorboten" erschienen, wird 
die Diskussion um die Stellung der Linken zu 

,den Parlamentswahlen bzw. zur Wahlbeteiligung 
üqerhaupt wiede_r aufgenommen. 

Die Frage der Wahlbeteiligung wurde von revo­
lutionären Gruppierungen und Parte ien niemals 
abstrakt für sich betrachtet, sondern immer 
unter dem Aspekt der Massenmobil isierung ge­
_gen die parlamentarische Herrschaft der Bour­
geoisie. D ie Wahlbeteiligung wurde nur als 
Startzeichen für Massenkampagnen begriffen, 
entweder als „offensiver Wahlboykott" (Sela 
Kuhn), Revolutionierung des Parlaments (Ru­
das) oder antiparlamentarische Streikbewegun­
gen fü r ein Rätesystem (Pannekoek und Lu­
käcs). Die ·außerparalmentarischen Massen­
aktionen sollen dabei weitgehend die · parla­
mentarische Kor'npromißpolitik von bürokrati­
schen Führeroligarchien ersetzen. 

Unter den Bedingungen des organisierten Kapi­
talismus in der Bundesrepublik heute, in dem 
Parteien zu Staatsorganen werden - und das 
Parlament zum Vehikel eines legalistischen 
Staatsstreichs (NS-Gesetze), ist die pol itische 
Wil lensbi ldung - auch im Hinblick auf die 
komm·enden Bundestagswahlen - erst recht 
auf aufk lärerische Massenaktionen verwiesen, 
deren demokratisch-plebiszitärer Charakter sich 
gegen das Parlament als .Herrschaftsorgan wen­
den. Die von Lukacs, Friedländer und Rudas 
geführte Diskussion ist für die heutigen Bedin­
gungen hochaktuell. 

Die Engländer Tony Cliff und Colin Barker 
analysieren für England die Frage, ,,warum eine 
(staatliche) Einkommenspolit ik im Kapitalismus 
notwendigerweise eine Maßnahme gegen die 
Arbeiterklasse sein muß. Im zweiten Teil der 
Broschüre wird die Diskussion über die Bedin­
gungen eines offensiven Lohnkampfes oder or­
ganisierten Arbeiterbewegung aufgenommen. 
Dabei gehen Cliff und Barker von den Erfah­
rungen der Shop-Steward-Bewegung (Shop 
Stewards entsprechen unseren Vertrauens leu­
ten) aus, daß Kampfmaßnahmen wie etwa wilde 
Streiks, nur auf der untersten Ebene der Ge­
werkschafts- und Betriebshierarchie organisiert 
werden können und von der Gewerkschafts-
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bürokratie eher verhindert als unterstützt wer~ 
den - eine Erfahrung, die auch fü r die Bundes-' 
republik zutrifft. 

Zwei Reden ·Amilcar Cabrals , eines cjer politi­
.schen Strategen der nationalen Befreiungsbe­
wegung in den portugiesischen Kolonien Gui-
nea, Kapverdische Inseln Mozambique unp 
Ango la wickeln mit der A nalyse der Sozia l-
struktur der vom Imperialismus unterdrückten 
Länd~r zugJeich eine k lare Definition der Auf­
gabenstellung revolutionärer Befreiungsb.e.we- , 
gungen in Afrika. Cabra l. steht in der theoreti- ' . 
·sehen Tradition · Castros und Guevaras. Die 
nationale Befreiung wird von _ihm nicht als ' for-,, 
maler Akt de~ Fl<!ggenhisse.ns oder als. Ver­
handlungskompromiß, sondern als langwieriger 
(bewaffneter) Kampf begri f fen, der im Prozeß 
c;ler Uberwindung der imperialistischen l;'ierr· - -
schaft durch die Volksmassen zugleich deren • · 
Emanzipation ermoglicht. . 

Das Buch gibt Aufschluß pber den Entwick­
lungsstand der Befreiungsbewegung in den por- , 
tugiesischen Kolonien und weist zugleich 'die 
Perspektive für die nationalen Bewegungen in 
ganz Afrika ·auf. · 

Die drei Broschüren besitzen nicht nur lnfor- · 
mationswert. Ihre Le.ktüre ist anempfohlen für , 
die theoretische Strategiediskussion in der lin­
ken Bewegung. · . gr 

Bestellungen an: Oberbaumver l.ag; 1 Berlin 21, 
Bunäesratufer 1. 

Hilde Domin 
Wozu Lyrik 
heute 

Dichtung und Leser in der gesteuerten Gesellschaft 
204 Seiten Leinen DM 18,-, Paperback, D M 10,80 
Aus dem Inhalt: L yrik und Gesellschaft - · 
Literarische Meinungsbildung' - Die Dialektik 
von Urteil , Vor-Urteil und Schaffensprozeß -
U rteil ·als Risiko - Werten und Gebrauchen 
von Kunst - ,Die Prinzipien der Wort- und 
Bildwahl - Ober das Interpretieren - Zur·Frage 
der Exildichtung. ,Das Gedicht ist das Gegenbild 
unserer widersprüchlichen Wirklichkeit. D ie 
Spannungen werden immer akuter, in der ' 
Wirklichkeit ganz wie in der Kunst. Beide w;erden 
auf die Probe gestellt, fast auf die Zerreißprobe; 
die zugleich 111:Ierausforderung an die Freiheit ist, 
sich w ieder und.wieder zu behaupten<, schreibt 
Hil de Domin, der das Studium der Soziologie, 
insbesondere der dialektischen Methode, · 
zugutekoinm t, in einer Selbstanzeige. · 
Zu Hilde D omins Beitrag im Band »Doppel­
interpretationen«, der auch von ihr herausgeg~ben· 
w urde, schrieb die Presse : 
»Dynamische, neue, nicht traditionelle Konzepte.« 
Studi· Germanici 
» Vermutlich die bedeutendste .theoretische 
Veröffen tlichung des Jahres.«-· L iterair Passport 
»In einem provozierenden Vorwort, das.alle nach 
immer k ursierenden romantischen Vorurteile 
gegen Gedichtinterpretationen zerschlagen will, 
kennzeichnet H ilde P,o~in Lyrik als,einen 
GegenStand,,der für jeden da ist, der ,benutzt< , 
werden kann.« Forum Academicuin, Heidelber.g 

.Piper_· 
· 7 

.,, ,, _.,, 

'1 



y ·- """""' 

( -\ 

,s"t:hlagt die Reaktion wo ihr sie trefft : 
Von einer neuen Studentenbewegung in Ital ien 

, kann erst seit den Kämpfen dieses Jahres die 
Rede sein. 

Die qualitativ neue Aufhebung der institutional i­
sierten Trennung zwischen dem Kampf um eine 
demokratische Studienreform und der gesell­
schaftlich-politischen Praxis ist das Ergebnis 
eines langen Prozesses gewesen, in dem die 
traditionelle Studentenvertretung an der Uni­
'versität und die Integration der politischen Stu­
dentenbewegung in die Parteien in die Krise 
geriet. 

Eine viel breitere Politisierung der Studenten­
schaft als etwa in Deutschland kennzeichnet 
die )talienische Situation. Diese Politisierung 

, erfolgte bisher jedoch mit Hiife der Parteien. 
Es ist hier nicht möglich, im einzelnen zu ana­
)ysieren, wie sich die Beziehungen der Parteien 
zu ihrer Basis an den Hochschulen in den letz­
ten ·Jahrzehnten veränderten. Einige Anhalts­
punkte so llen · zur Orientierung dienen. 

Selbstkastration der linken Parteien 

Die traditionelle Studentenvertretung an der 
Hochschule war im wesentlichen nach dem Mu­
ster eines parlamentarischen Parte iensystems 
aufgebaut. Die studentische Politik wurde auf 
der Ebene der Universitäten von einem Studen­
tenausschuß (Giunta), meistens einer Koaliti on, 
auf nationaler Ebene vom Verband UNURI 

.(Unione Nazionale Universitaria Representativa 
ltaliana - etwa wie der VDS, oder die franzö­
sische . UNEF) bestimmt. Die politischen Grup­
pen entsprachen ziemlich genau der Parteien­
aufteilung im l ande. Rechts eine faschistische 
Gruppe (FUAN, an bestimmten Universitäten 
mit' anderen Namen), dann die Liberalen (AGI) 
und die Katholiken (lntesa). Die Linken bildeten 
ein Kartell politischer Studenten (UGI), darunter 
Republikaner, Sozialdemokraten, Sozialisten 
und Kommunisten, Die enge Verbindung von 
Hochschulgruppen und Parteien war das A uf­
fälligste an der alten Bewegung. Die Rollen 

Als lehrreiches Beispie l für diesen Trend wirkte 
die Entwicklung der PSIUP auf vie le Sozia­
listen, darunter auch Studenten, die sich eine 
erneute Aktuali sierung revolutionärer Politik 
durch sie erhofft hatten. Die PS IUP, aus der 
Spaltung des linken Flügels der PSI entstan­
den, wurde trotz heftigen Widerstandes einiger 
ihrer Gruppen zum bloßen Anhängsel der KPI. 
Di'e Wiedervereinigung der Sozialisten und der 
Sozialdemokraten zur großen Regierungspartei 
(PSU) vol lendete die Umstruktuierung des lin­
ken Establishments in Italien. 

II 
Hochschulreform nach Dahrendorf 

Diese Entwicklung lähmte die tradit ionelle Stu­
dentenvertretung, was sich in einem ganz kon­
kreten Kampf zeigte, der im Mittelpunkt der 
hochschulpolitischen Auseinandersetzung stand: 
dem Kampf gegen das vom DG-Ku ltusminister 
Gui vorgelegte Studienreformgesetz. Diesem 
Gesetzentwurf mangelt es bestimmt nicht an 
Geschicklichkeit: eine gewisse forma le Demo­
kratisierung (Mitbestimmung der Studenten in 
einigen Fragen, ausgenommen der wichtigsten, 
wie z. B. Studienordnung, Prüfungsordnung, 
Berufsverfahren usw.) , und Rationalisierung 
(Departmentbildung), wird mit gesamtgesell­
schaftlichen Inhalten ,gekoppelt: der bisherige 
enzyklopädisch-allumfassende Standardstudien­
gang, der alle möglichen Arten von Leuten aus­
bilden sollte, Oberschullehre r, Assistenten, 
Professoren, Techniker, Forscher, White-Collars, 
Arbeitslose, Abgeordnete und Hausfrauen und 
jahrzehntelang niemanden ausgebildet hat, soll 
ersetzt werden durch drei alternative St udien­
gänge, die alle möglichen Leute bilden so llen, 
welche sich eine moderne Gesellschaft nur 
wünschen kann: Ein Paukstudium für Techniker, 
ein Halbbildungskurs für Lehrer, und ein Kurs 
wo die „Eliten des Geistes" ihre Forschung im 
Dienste der Gesamtgesellschaft treiben können. 
Natürlich hebt der Gesetzgeber besonders her­
vor, daß die drei Kurse streng vone inander ge­
trennt seien. Beispielsweise könne man nicht 
von dem niedrigeren in den höheren übergehen, 

III 

Besetzung der Universität: Aneignung der 
Produktionsmittel durch die Produzenten 

Der Kampf hatte aber schon angefangen und 
t rug schon zwei mögliche Entwicklungen in sich. 
Ziemlich schnell kam man dazu, Besetzungen 
der Universitäten du rchzuführen. Strei ks wurden 
von vielen Professoren durch Erpressung der 
Studenten, vor allem der Neuimmatrikulierten 
(Drohungen, die Streikenden nicht zu den Prü­
fungen zuzulassen, usw.) unwirksam gemacht. 
Die lntesa und die Spitzen der UGI verstanden 
die Besetzung im Grunde als Druckmittel und als 
Protest. Die Besetzungen hätten den Zweck, die 
öffentliche Meinung anzusprechen, den Willen 
der Studenten nach einer Reform auszudrücken, 
die Regierenden endlich dazuzubringen, etwas 
demokratischer zu sein, und die Rektoren dazu, 
sich nicht so hinterlistig zu benehmen. Die Be­
setzungen dürften vor allem nicht ' allzulange 
dauern, denn dann würden die Studenten müde. 
Man könne auch nicht al lzulange den Lehr­
betrieb lahmlegen, darunter würden vor allem 
die Studenten leiden. · 
Aber andere Gruppen verstanden die Besetzun­
gen ganz anders. Die Besetzung ist für diese 
Gruppen kein Druckmitte l, sondern ein Akt der 
legit imen Kontrolle der Studenten über dirn 
eigenen Arbeitsplatz. D ie Studenten handeln 
einfach, weil sie das Recht haben, die Univer­
sität als Basis ihrer po lit ischen und ku lturel len 
Tätigke it zu· benutzen. Sie heben durch die Be­
setzung die Schranken auf, die ihnen die 
Herr'schaftsstruktur und die Universitätshierar­
chie für diese Tätigkeit setzen. Nach dieser 
Auffassung ist die Besetzung im Prinzip per­
manent, sie kann nur aus taktischen Gründen, 
oder weil es die Machtverhältnisse nicht anders 
erlauben, unterbrochen werden. Gerade wegen 
dieser Besetzungstaktik hat sich der Kampf mit 
der Zeit von einem Kampf gegen den Rektor 
zu einem Kampf gegen die Staatsgewalt ent­
wickelt. Anfangs ließen die Rektoren die Polizei 
nicht eingreifen. Sie versteiften sich in der Ab­
lehnung der studentischen Reformforderungen, 
leiteten während der Besetzung Disziplinarver­
fahren gegen die bespitzelten • Rädelsführer" 
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dinglichten Aspekt der Lohnhöhe aufzuwerfen; 
eine Möglichkeit, die Kämpfe der Arbeiter auf 
nicht integrierbare Ziele hin zu orientieren. 
Die „Quaderni Rossi " konnten organisatorisch 
nicht die Aufgabe erfüllen, die sie sich selber 
gestellt hatten. Sie konnten nur in einigen Indu­
striegebieten Norditaliens wirksam werden. Aber 
ih re neuen, sich politisch von jeder bisherigen 
Gewerkschafts- oder Parteipolit ik qualitativ unter­
scheidenden Aktionsvorschläge waren für v iele 
mit der Parteiführung unzufriedene Studenten 
eine Hilfe. In v ielen Universitätsstädten betei lig­
ten sich Studenten aktiv an regionalen Streiks, 
verfaßten und verteilten Flugblätter vor und in 
den Betrieben, die sich scharf von der Lin ie der 
PCI, der PSI und der Gewerkschaft abhoben. Die 
Antwort der Parteien war eindeutig: keine auto­
nome Polit ik der Studenten in den Bet rieben. 
Kontakte mit Arbeitern nur über die Vermittlung 
der Parte i, Studenten dürfen sich zwar an 
Arbeitskämpfen beteiligen, aber nur im Rahmen 
der Parteipolitik. Aktive Universitätszellen der 
PCI wurden wegen „ verantwortungsloser" Flug­
blätter ausgeschlossen. Diese Gruppen lösten 
sich jedoch nicht auf, ihr Ausschluß besch leu­
nigte nur die Vereinigung mit anderen sozialisti­
schen Gruppen an der Universität und die Bil­
dung eines Zentrums fü r Studenten, die an der 
po lit ischen Arbeit im Rahmen bestehender Par­
teien nicht interessiert waren, aber jetzt poli­
t isch aktiv werden konnten. Dies hatte die 
Gründung zahl reicher Zeitschri ften und Be­
t riebsblätter zur Folge, ein Phänomen, das für 
Italien eigentümlich ist. Die Betriebszeitschriften 
gingen daran, die konkreten Konfl.ikte im Be­
trieb (Erhöhung der Akkordsätze und Rationali­
sierungsmaßnahmen) bewußt zu machen, den 
von der Gewerkschaftspolitik verdeckten Wider­
spruch von Kapital und Lohnarbeit klar heraus­
zuste llen, und Formen des Kampfes und der 
Organisation unabhängig und evtl. gegen die 
Gewerkschaften zu entwickeln. In diesen Zei­
tungen schrieben Arbeiter und Studenten. In 
dem Moment, als sich die neue Studenten­
bewegung zu einer Konfrontation mit der 
Staatsgewalt gezwungen sah und die gesamt­
gesellschaftlichen Implikationen dieser Konfron­
tation begriffen hatte, mußte sie ein neues Or­
ganisationsmodell entwerfen, das die Verbin­
dung des eigenen Kampfes mit den der Arbei­
terklasse herstellen konnte. Da ein so lches 
Organisationsmodell in Zusammenarbeit mit den 
Parteien nicht mehr möglich war, wurden für sie 
die Erfahrungen der Betriebszeitungen vorbild­
lich. Die bisher nur von ein igen Studenten­
gruppen getragenen Betriebszeitungen wurden 
von der Bewegung als die Form der konse­
quenten Erweiterung des eigenen Kampfes er­
kannt. 

\ 

, i waren scharf abgegrenzt: die Studenten bemüh-
-1 ;{1 ' ten si~h , um die Demokratisierung der Hoch-
~~ . schule, die Parteien um eine demokratische Ge-

t
1,:~1.~.~ ;;--. ·,Jsellschaft. Jeder hatte seine Aufgabe, die Ar­
l . '~1-..·~ beitste ilung funktionierte - die Gesellschaft 
1

•• • f :-: konnte sich in Ruhe weiter faschisieren. Der 
;/ t .. ' · Student stand in seiner politischen Isol ierung 

. vor der Alternative, entweder die hochschul ­
politische Gruppe als Sprungbrett für eine Par-
1teikarriere zu benutzen, oder beim Versuch, die 
Partei zu beeinflussen , in ihrem bürokratischen 

, Mechanismus hängenzubleiben. Diese an sich 
schon instabile Integration des politischen Stu­
denten in ein hochschulpolitisches Parteien­
system geriet mit der Verschiebung des Par­
teiengleichgewichtes im lande immer mehr ins 
Wanken. Der Eintritt der Sozialistischen Partei 
(PSI) 'in eine „ Mitte-Links" -Regierung spaltete 
das Lager. der Opposition, das sich ohnehin 
seit langem auf eine ohnmächtige Aufzählung 
von Alternativen zur Regierungspolitik be­
schränkt hatte. Dieses Ereignis beschleunigte 
die Sozialdemokratisierung der KPI, die ohne 
die Sozialisten eine alternative Politik nicht 
mehr ernsthaft hätte vertreten können und 
.brachte sie zur einzig logischen Konsequenz, 
zur Selbstversteigerung als Bündnispartner für 
eine oppositionslose große Koalition (DC 
Christi. PSJ - Demokraten PSI und PCI -
Kommunisten -) 

jeder müsse an der Arbeitsteilung in der Ge­
sellschaft festhalten, Forschung sei letzten En­
des etwas qualitativ anderes als Lernen. (Diese 
Gedanken sind in konservativen Reformen an­
derer Länder nicht unbekannt (man denke z. B. 
an die Fauchet-Reform in Frankreich.) 

Sogar die katholischen Studenten waren gegen 
den „Gui-Plan" , aber dennoch spal tete sich die 
Bewegung. Nicht nur die Koalition lntesa-UGI 
konnte nicht zu einer vernünftigen Plattform 
kommen, auch im UGI selbst waren die Spal­
tungstendenzen nicht mehr aufzuhalten. Die 
einen waren der Meinung, daß die Regierung 
gezwungen werden könnte, einige Änderungen 
des Gesetzentwurfes zu akzeptieren, mit dem 
Ziel, eine funktionalere Universität zu erhalten. 

· Die andere Gruppe meinte, von einer Mitte­
Links-Regierung seien keine wesentlichen Ver­
änderungen, die die Macht der Ordinarien und 
den Einfluß der Herrschenden auf die Univer­
sität beschneiden könnten, zu erwarten. Der 
reformistische Kampf sei politischer Selbstmord. 
Die Studentenbewegung müsse vielmehr poli­
tisch autonom ihre Konzeption fü r eine krit ische 
und bildende Universität entwickeln. Selbst­
bestimmung über die Studienordnung, Lehr­
inhalte, Lehrmethoden, die Polit isierung des 
Lehrbetriebs, Gleichsetzung der l ehrenden und 
der. lernenden in allen politisch und wissen­
schaftlich wichtigen Beschlüssen seien die wich­
tigsten Inhalte c;lieser Strategie. D ieses Pro­
gramn:, sei in keiner Form von einer Mitte­
Links-Regierung zu akzeptieren, radikale Stu­
dienreform bedeute deshalb politischen Kampf 
gegen die Herrschaft. Natürlich konnten die 
lntesa und die Spitzen der UGI nicht so weit 
gehen, ohne die Verbindung mit den Regie­
rungsparteien aufzugeben. Die sozialdemokra­
tischen UGI-Mitglieder drohten mit Spaltung 
und führten solche Spaltungen in mehreren 
Univers itätsstädten herbei. Die parteitreuen 
Sozialisten und Kommunisten versuchten ' den 
Kampf gegen den „Gui-Plan" nicht in einen 
Kampf gegen die Regierung übergehen zu las- · 
sen: die Sozialisten könnten es sich nicht lei­
sten, sich den demokratischen Weg zum Sozia­
lismus zu ve rbauen, und die Kommunisten wa­
ren der Meinung, daß doch Ordnung herrschen 
soll , vor al lem in der Revolution. D ie Regierung 
erklärte sich aber nicht einmal bereit, Reform­
vorschläge zu akzeptieren. Die traditionelle Stu­
dentenvertretung war paralysiert. 

ein und bedrohten die anderen Beteiligten mit 
ähnlichen Verfahren. Das brachte ein ige Be­
setzungen zum Scheitern. A ls sich aber die 
Auseinandersetzungen immer weiter verschärf­
ten, riefen die Rektoren nach der Polizei, und 
die Studenten wurden nicht mehr nur diszipli­
narisch sondern auch strafrechtlich verfolgt. 
Die Konfrontation findet nun nicht mehr zwi­
schen dem Rektor und den Studenten, sondern 
zwischen Polizei und Justiz auf der einen Seite 
und den Studenten auf der andern statt. Aus 
den Besetzungsversammlungen, auf denen all­
gemeine und hochschulpolitische Fragen und 
Aktionen diskutiert wurden, hat sich als neues 
Vol lzugsorgan der Studenten die Fachschafts­
und Genera lversammlung herausgebildet. Die 
tradit ionelle Studentenvertretung hat immer ver­
sucht, diesen Organen k lare Grenzen zu setzen 
und ihnen vor allem die politische Führung 
streitig zu machen, indem sie versuchten, das 
eigene fre ie Mandat gegen das imperative Man­
dat der Versammlungen auszuspielen. Heute 
ist die t raditionelle Studentenvertretung in allen 
kampfführenden Universitäten schon zusam­
mengebrochen. 

IV 

Die revolutionäre antiautoritäre Koalition 

Die Wandlungen der alten Oppositi onspa rteien 
veränderte aber nicht nur die hochschulpoliti­
sche Tätigkeit der aktiven Studenten, sondern 
auch ihre Tätigkeit außerhalb der Hochschule: 
ich meine hier vor allem die sozialistischen und 
kommunistischen Studenten, die direkte Ver­
bindung mit der Arbeiterklasse hatten. Eine 
politische Erfahrung vom Anfang der 60er Jahre, 
die die „Quaderni Rossi " (Rote Hefte), mach­
ten, war für viele sozialistische Studenten ein 
Orientierungspunkt revolutionärer Politik, die an 
den Bedingungen der Produktionssphäre direkt 
anknüpfen so llten. D ie Gruppe um die „Qua­
derni Rossi", hauptsächlich Mil itante des linken 
Flügels der PSI, ging von der Ana lyse der 
Arbeiterkämpfe und der St reikwelle aus, die in 
Italien in den Metallarbeiterstreiks von 1962 
gipfelten. Der Inhalt dieser Kämpfe war quali­
tativ neu, wei l die Forderungen der Arbe iter 
den engen Rahmen der bisherigen Lohnkämpfe 
sprengten. Die „Quaderni Rossi " sahen in der 
Tendenz der Arbeiterschaft in diesen Jahren, 
das Problem der Lohnabhängigkeit in allen 
seinen Seiten und nicht nur unter seinem ver-

Das politische Klima, in dem sich die Kämpfe 
der Studenten abgespielt haben, hat dazu bei­
getragen, den geschi lderten Prozeß .außeror­
dentlich zu beschleunigen und ihm den Cha­
rakter einer gewaltsamen Auseinandersetzung 
zu geben. Der Staat hat es in Italien nie fertig 
gebracht, sich als eine den gesellschaftlichen 
Antagonismen gegenüber indifferente Instanz 
im Bewußtsein se iner Bürger zu verankern; ge­
se llschaftliche Konflikte sind nie integriert, der 
soziale Friede ist nie gesichert worden. In die­
ser Situation hörte die gesellschaftliche Gewalt 
nie auf, manifest zu sein. Ganz offen trat die 
Staatsgewalt als Gewalt der Herrschenden in 
Arbeitskämpfen auf: die Streikbrecher wurden 
mit Gewalt in die Betriebe befördert, die Strei­
kenden wurden mit massivem Einsatz ausein­
andergetrieben, einige Arbeiter wurden erschos­
sen. Wiederholt kamen politische Skandale vor, 
die die enge Verbindung der regierenden Par­
teien mit Unternehmerinteressen bloßlegten. Die 
DC schreckte im Parlament, um die absolute 
Mehrheit zu erhalten, nicht davor zurück, sich 
mit den Faschisten zu verbünden (Regierung 
Tambroni). 

Die autoritäre Universitätsstruktur machte von 
vornhere in jede studentische Reformbestrebung 
zunichte: die unbeschränkte Macht und Unfähig­
ke it der O rdinarien, die Unmenge von völlig 
unkoordiniertem Lehrstoff, den sich die Studen­
ten aneignen mußten, um die Prüfungen am 
Ende des Jahres bestehen und gleich darauf 
den nicht assimil ierten Stoff vergessen zu kön­
nen, die erfolgreiche Abdichtung der akademi­
schen Kultur gegen jede noch nicht versch im­
melte Thematik gaben nicht wie in anderen 
Ländern einen beschränkten Raum für Ersatz­
befriedigungen frei. Die drohende Arbeitslosig­
keit der Absolventen, verursacht durch die Un­
fähigkeit der Gesellschaft, ihren out-put an 
Intelligenz und Kultur zu verwenden, verh in­
derte die Verschiebung von Ersatzbefriedigun­
gen in die Zukunft. Der Druck der Herrschafts­
verhältnisse auf Universität und Gesellschaft 
war so massiv, daß der Studentenbewegung 
von vornherein jeder reformistische Weg ver­
sperrt war. 

Praktische Solidarität: Spendet für die Rechtshilfe! 
Konto-Nr. 50022, Bank für Gemeinwirtschaft, Frankfurt/Main-Bockenheim 
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lnternatio·nale Solidarität ist 
Chronologie der Ereignisse in Frankreich, vom 22. März bis zum Generalstreik der Gewerk­
schaften und der Besetzung der Fabriken durch streikende Arbeiter. 
Die Darstellung der Ereignisse, obwohl inzwischen von der bürgerlichen Presse ausgiebig 
berichtet, hat den Zweck, den Leser über den Anlaß und Ursprung der spontanen Solidari­
sierungs- und Streikkampagne in Frankreich zu unterrichten. Sicher kann Frankreich nicht zum 
Modellfall der „Revolutionierung in den Metropolen" erklärt werden, doch gibt ein Merkmal 
der französischen Bewegung zu denken: übereinstimmend wird berichtet, daß sich sämtliche 
Streiks und Besetzungen spontan, d. h. ohne Zutun der Gewerkschaften organisiert haben. 
Den Gewerkschaften und Linksparteien blieb nach den spontanen Aktionen nur die nachträg­
liche Solidarisierung übrig, ständig waren sie jedoch darauf bedacht, die Bewegung ·unter Kon­
trolle zu bekommen und die Aktivitäten der Arbeiter durch die Aufstellung von Kompromiß­
forderungen an die Regi.erung zu bremsen. Daß die KPF und die beiden großen _Gewerkschaf­
ten die Studenten verraten haben, ist längst eine Binsenwahrheit - die Niederschlagung der 
Bewegung wurde nur durch die massenhaft um sich greifende Streikwelle, die bis jetzt nahezu 
alle Bereiche des Produktions- und Dienstleistungsbetriebs u'mfaßt hat, verhindert. . 
Ein gleiches Bild der Rolle der traditionellen Arbeiterorganisationen bietet sich auch in West­
deutschland bzw. in ganz Westeuropa, allerdings mit dem Unterschied, daß in Westdeutsch­
land das (un)politische lnteressenbewußtsein der Arbeiter so sehr die Züge der jahrelangen 
Manipulation du~ch Regierung, Parteien Ufld Springer-Presse trägt, daß es schwerlich zu 
spontanen, länger andauernden Streiks kommen wird. Dennoch bahnt sich gegenwärtig auch 
bei uns so etwas wie eine von den Gewerkschaften nicht vorausgesehene, spontane Politi­
sierung bei einem Teil der organisierten Arbeiter an. Unter dem Eindruck der Verabschiedung 
der Notstandsgesetze werden Forderungen nach politischem Streik laut. Trotz der trad it ionellen 
Abwiegelungs- und Beschwichtigungspolitik der Gewerkschaften scheint sich, nicht zu letzt unter 
dem Eindruck der Ereignisse in Frankreich, der Prozeß der politischen Bewußtwerdung eines 
größeren Teils der Lohnabhängigen langsam in Gang zu setzen. red. 

' Am 22. März besetzten 142 Studenten die Ver- Am Montag war das Quartier Latin von ein igen 
waltungsgebäude der Universität Nanterre, um tausend Polizisten besetzt, die Sorbonne von 
gegen die 3tägige Verhaftung eines ihrer Korn- ihnen umstellt. Die UNEF entschied, die Demon-
militonen zu protestieren. Das Mouvement du stration morgens aufzugeben, sie jedoch in 
22e Mars begann seinen KamRf gegen das den Abendstunden durchzuführen. 
repressive autoritäre französische (Erziehungs-) Der Generalsekretär der UNEF gab die Parole 
System. Es leitete eine Entwicklung innerhalb aus: ,,Quoi qu'il arrive, nous comptons etre ce 
der französischen Studentenbewegung ein, die soir a une Sorbonne libre!" - was auch immer 
zwar eine Reihe von Merkmalen der Hoch- passiert, wir rechnen damit, heute abend in 
schulrevolte an den deutschen Universitäten einer freien Sorbonne zu sein - . 
trägt, deren Rückhalt in der Arbeiterbewegung Gegen Abend ·versammelten sich die Gruppen, 
jedoch ungleich viel stärker ist als in West- die, nach dem taktischen Rückzug am Vormii-
deutschland. tag, den ganzen Tag demonstrierend durch 
Die ständigen Auseinandersetzungen mit faschi- andere Stadtteile Paris' gezogen waren, vor dem 
stischen Stoßtrupps einerseits und die fortlau- Quartier Latin. Ihre Zahl war inzwischen auf 
fend eskalierte Repression der Universitäts- ca. 20 000 angewachsen. Unter ihnen gab es 
bürokratie und der Staatsgewalt andererseits inzwischen eine große Zahl Arbeiter, Ange-
bewirkten eine Solidarisierung von bisher poli- stellte und Universitätsangehörige, die sich mit 
tisch inaktiven Studenten mit dem Mouvement, den Zielen der Studenten solidarisierten. Bei 
wie sie ·an französischen Universitäten noch nie der nun folgenden Demonstration im Quartier 
stattgefunden hatte. kam es gegen 23.00 Uhr zu den ersten Aus-
Am Donnerstag, dem 2. 5. 1968 wollte das 

und CFDT (Confederation francaise du travail) 
sol idarisierten sich mit den Studenten und kün­
digten bei Nichterfüllung der studentischen For­
derungen Streiks an. 
Am Freitag, dem 10. 5., gelang es den Stu­
denten, in das Quartier einzudringen und dort 
eine große Zahl von Barrikaden zu errichten. 
D ie Polize i hatte an diesem Tag den Befehl er­
halten, Zurückhaltung zu üben, bis die Reg ie­
rung eine Entscheidung träfe: denn in der 
Zwischenzeit hatten sich auch die Sozialisten 
und die Kommunistische Partei (KPF) mit den 
Studenten so lidarisiert. In offensichtlicher Fehl­
einschätzung der Situation gab de Gaulle dem 
Pariser Polizeiapparat um 2.00 Uhr nachts den 
Befehl, die Barrikaden zu .stürmen. Im Verlauf 
der Verteidigung gegen den Angriff der Polizei 
nahm der Kampf der Pariser A rbeiter und Stu­
denten bürgerkriegsähnliche Formen an. Die 
Polizei schoß die aus Personenwagen errich­
teten Barrikaden teilweise in Brand und setzte 
Chlorgas (das im Algerienkrieg gegen die natio­
nale Befreiungsfront verwendet worden war) 
gegen die Demonstranten ein. Das Vergehen 
der gaullistischen Schlägerpolizei war dermaßen 
brutal, daß die beiden größten Gewerkschaften 
sich am 10. 5. morgens entschlossen, fü r den 
folgenden Montag den Generalstreik auszu­
rufen. Noch am gleichen Abend errang die ge­
meinsame Front von Studenten und Arbeitern 
einen entscheidenden politischen Sieg: 
Pompidou verkündete am Samstag, dem 11. 5., 
abends, die Freilassung der Inhaftierten, die 
Oberprüfung der schon gefällten Urteile, die 
Wiedereröffnung ·der Universität Nanterre und 
der Sorbonne. 

Aufruf zum Generalstreik 

Die Gewerkschaften entschlossen sich dennoch, 
den Streik, der auf 24 Stunden begrenzt wor­
den war, durchzuführen, zumal die Forderung 
nach Generalamnestie noch nicht erfüllt war. 
Außer dem Generalstreik waren in Paris und 
ganz Frankreich Solidaritätskundgebungen für 
die Forderungen der Studentenschaft angekün­
digt worden. Am Samstag organisierten Stu­
denten eine gemeinsame Demonstration mit 
Arbeitern. Um 15 Uhr traf der Demonstrations-

ähnlich denen, wie ,sie in Strasbourg aufgestellt 
wurden: Autonomie der Universität, Selbstver­
waltung von Studenten und Professoren, Ab­
schaffung oder Änderung der Examen. 

Arbeiter besetzen ihre Fabriken 

Noch am späten Dienstag Nachmittag geschah 
etwas anderes: die Arbeiter der Flugze1,1gwerke 
Sud-Aviation in Nantes besetzten ihren Bet rieb; 
sperrten den Direktor der Fabrik ein, zogen 
über dem Werksgelände die rote Fahne auf 
und verbarrikad ierten alle Zufahrtsst raßen zu 
dem Werk. Die Besetzung des Betriebes wurde 
ausgelöst durch eine Maßnahme der Direktion ' ' 
durch die die Arbeitszeit zwar von 48 Stunden 1 

auf 45 Stunden verkürzt, gleichzeitig aber auch ' 
der Lohn herabgesetzt wurde. 

Am Mittwoch traten die Arbeiter der Renault• 
Werke Paris in den Streik und besetzten ihren 
Betrieb, verschweißten die Fabriktore und stell­
ten neue Lohnforderungen. Ein Demonst rationsJ 
zug der Studenten zieht zu den Renault-Wer- •, · 
ken. Es kommt zu r Diskussion mit den ~rbei­
tern vor dem Werk, den Studenten wird jedoch 
vcin der Streikleitung angeraten, nicht iri den 
Betrieb zu kommen und sich nicht an der Beset­
zung zu beteiligen. Die Streikbewegung, die. in ' 
nahezu allen Fällen zur Besetzung der Betrie9e 
führte, greift über auf das ganze Land. Mitt- . 
wochabend sieht sich Pompidou genötigt, die 
Bevölkerung zu Ruhe und Besonnenheit aufzu­
fordern. 

Charakteristisch für die Entwicklung des Gene­
ralstreiks ist, daß er sich spontan an der Basis 
organisiert von den Gewerkschaften nicht pro­
klamiert war und daß sich die Arbeiter fast in 
allen Fällen am Beispiel der Studentenunruhen 
in Paris orientieren: Besetzung des Produktions­
betriebes, Bau von Barrikaden. A nlaß sind in· 
allen Fällen, gemessen am Ausmaß der Bewe­
gung, geringfügige Lohnforderungen oder For! 
derungen nach Arbeitszeitverkürzung. Bis zum 
Sonntag, dem 19. 5. , ist in Frankreich nahezu 
das gesamte wirtschaftliche und administrative 
System zusammengebrochen: der staat liche 
Dientsleistungsapparat, Eisenbahn, Schiffahrt, 
Flugverkehr, öffentliche Verkehrsmittel in Paris 

1 
Mouvement, , in Zusammenarbeit mit der JCR 
(Jeunesse Communiste Revolutionaire) in Nan­
terre einige Filme über die Reaktion der Staats­
gewalt auf die Springerblockade deutscher Stu­
denten während der .Ostertage zeigen. 

1 

Frankreich - ein r~volutionäres Beispiel / Marie-Ange Royund DirkAmft '. 

Der Rektor der Universität verweigerte den 
Projektionssaal, wqrauf die Studenten den 

' Raum besetzten. In der Zwischenzeit steckten 
Mitglieder der rechtsextremistischen Organi­
sation „Occident" die Büroräume des links­
orientierten französischen Studentensyndikats 
UNEF in Brand. . 
Der Rektor von Nanterre entschl ießt sich 
daraufhin, die Universität zu schl ießen und kün­
digte Disziplinar.verfahren gegen Cohn,- Bendit · 
und acht weitere Kommilitonen an. 
Am Freitag, dem 3. 5. 1968, versammelten sich 
etwa 400 Studenten aus Nanterre in der Sor­
bonne, um gegen die Schließung ihrer Univer­
sität und die angekündigten Disziplinarverfah­
ren zu protestieren. 

1 Der Rektor der Sorbonne rief die Polizei. Po­
lizisten dringen in das traditionell exteritoria.Je 
Gebiet der Universität ein und prügelten die 
dort versammelten Studenten mit Gewehrkolben 
und Schlagstöcken förmlich aus der Universität. 
Außen stehende Polizeiverbände, die den Stu­
denten noch kurz zuvor „ freies Geleit" zuge­
sichert hatten, knüppelten unbarmherzig auf 
die zurückgedrängten Studef'\ten ein und verhaf­
teten, wen sie zu fassen bekamen. 
Spontan versammelten sich daraufhin Studen­
ten, die in ,den Cafes von Kommilitonen oder 
durch die Radionachrichten informiert worden 
waren. Sie versuch~en, die eingekesselten -Stu­
'denten zu befreien,' indem sie die Polizei von 
hinten angriffen. Nach einer Stunde war die 
Zahl der gegen die Polizei kämpfenden Stu­
denten auf 3000 bis 4000 angewachsen. Gegen 
die Polizei, die mit bleigefüllten Schlagstöcken, 
Gummiknüppeln, Gewehrkolben und Tränengas­
granaten versuchten, die Demonstranten zu zer­
streuen, wurden Pflastersteine, Flaschen und 
Tische aus den Cafe-Terrassen geworfen. Um 
sich gegen die Gewehrkolben zu schützen, 
rissen die Studenten Verkehrsschilder aus und 
benutzten diese als Schlagwaffen. Die ersten 
beiden Barrikaden wurden gebaut und von den 
Studenten erfolgreich geg~n die Polizei ver­
teidigt. Die Straßenschlacht dauerte bis in die 
späten Abendstunden. Gegen 21.00 Uhr for­
dert die UNEF auf, sich zurückzuziehen. 
Bis dahin waren etwa 100 Studenten und 80 
Polizisten verletzt. Der Rektor der Sorbonne 
entschloß sich, zum ersten Male in der Ge­
schichte Frankreichs, die Universität auf unbe­
stimmte Zeit zu schließen. 

Solidarisierung der Hochschullehrernewerk­
schaft - Eskalation der Ereignisse 
Am Samstag, dem 4. 5., solidarisierte sich das 

einandersetzungen mit der gaullistischen Terror­
polizei, der sogenannten CRS. Die CRS ist 
. eine Elitetruppe, ausgerüstet mit bleigefüllten 
Holzknüppeln, Sturmgewehren, deren Kolben 
sie als Schlagwaffe einsetzen und Spezial­
gewehren für Tränengasgranaten. Sie ist ge­
schützt durch Stahlhelme und Schutzschilde. 
Nach den ersten Zusammenstößen tobte im 
Quartier eine Straßenschlacht, die diejenige 
vom Freitag bei weitem übertraf. D ie Demon­
stranten durchbrachen 5- bis 6reihig gestaffelte 
Polizeikette11, gelangten zeitweil ig bis an die 
Sorbonne heran und führten, um sich gegen den 
Polizeiterror wirksam verteidigen zu können, oft­
mals einen regelrechten Partisanenkampf. 

Während dieser Auseinandersetzungen wurden 
über 800 Personen verletzt, 475· verhaftet, von 
denen eine Anzahl am Dienstag vor Schnell­
gerichten abgeurteilt wurde. 

40 Kraftfahrzeuge wurden zerstört, darunter 
11 städtische Omnibusse, die die Demonstran­
ten umgestürzt und angezündet hatten, um sich 
gegen vorrückende Polizeiverbände zu schüt­
zen. 

Am Dien'stag forderte die UNEF in einer Reso­
lution 

- den Rücktritt des Rektors der Sorbonne 
und des Polizeipräsidenten von Paris, 

- die sofortige Widereröffnung der Sorbonne 
und der Universität Nanterre, 

- eine Generalamnestie für alle schon Verur­
teilten oder noch inhaftierten Teilnehmer 
der Demonstration, 

andernfalls man die Aktion im verstärkten Maße 
weiterführen wolle. 

Die Regierung, deren erklärtes Ziel es war, die 
engagierten Studenten der Linken von den 
anderen Studenten zu isolieren und , die Uni­
vers ität erst wieder zu öffnen, wenn die Rele­
gierung oder Aburteilung der „unruhigen Ele­
mente" einen ungestörten Ablauf des Universi­
tätsbetriebes sicherstellten, reagierte auf solche 
Forderungen in gleicher Weise wie die faschi­
stischen Organisationen in Frankreich. Die letz­
teren kündigten Selbstjustiz an (schon am 
23. April war ein Mitglied der UNEF von Occi­
dent-Faschisten erstochen worden) - die Re­
gierung, allen voran der Erziehungsminister 
Peyrefitte und Ministerpräsident Pompidou, kün­
digte harte Strafen für die Extremisten unc 
.. Reformen" für die Universität an. 

Pompidou tönte aus Kaboul (Afghanistan): 
,.C'est pour travailler, qu 'on est a l'universite." 

französische Hochschullehrersyndicat mit den . . . 
Zielen der Studenten und rief für die kommende Sohdar1s1erung der Gewerkschaften 
Woche den Generalstreik an den Hochschulen mit der Studentenbewegung , 
Frankreichs aus. Im laufe des Mittwoch und Donnerstag kam es 
Die UNEF forderte alle Studenten auf, am Mon- zu großen Demonstrationen außerhalb des Qar-
tag, dem 6. 5'. , in einer gemeinsamen Aktion tiers, das immer noch von der Polizei besetzt 
das Zusammentreten des Disziplinargerichts an gehalten wurde. Die beiden größten Gewerk-
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zug der Studenten, vom Gare de L'Est kom­
mend, mit dem der Arbeiter zusammen. An 
seiner Spitze marschierte11 von diesem Zeit­
punkt an die Vertreter der Gewerkschaften, der 
KPF und der Studentenbewegung - - Dany 
C.ohn - Bendit •und Jaques Sauvageot - zu­
sammen mit dem Vorsitzenden der Hochschu l­
lehrergewerkschaft. 

Zum ersten Male seit langer Zeit fanden sich 
fü r eine Demonstration die oftmals sich heftig 
bekämpfenden Vertreter der linken Gruppie­
rungen zusammen. Der Demonstrationszug be­
wegte sich von der Place de Ja Republique 
durch das Quartier Latin zur Place Denfert 
Rochereau. 

An der Place Denfert Roche reau löste sich der 
Zug auf: ein Teil zieht zum Champs de Mars, 
ein anderer Teil di rekt zum Quartier Latin. 
Cohn-Bendit und Jaques Sauvageot veranstal­
ten auf dem Champs de Mars noch ein Teach­
in über die Fortführung des Kampfes. Die dort 
anwesenden ca. 12 000 Arbeiter und Studenten 
beschließen, den Streik an der Universität 
fortzusetzen, die Universitäten zu besetzen und 
die stattfindenden Examen zu boykottieren. 
Nach diesem Beschluß kommt es zur Besetzung 
der Sorbonne: rote und schwarze Fahnen wer­
den gehißt. 

Im laufe der Nacht vom Montag zum Dienstag 
finden permanente Diskussionen zwischen Stu­
denten, Arbe itern und Professoren an der Sor­
bonne statt, die vor allen Dingen die Frage der 
Möglichkeit von Reformen qder der Notwendig­
keit einer Revo lutionierung der Universität zum 
Gegenstand haben. An den Wänden stehen 
Parolen: .. II est interd it d'interd irel " oder „ Ca­
merades: l'humanite ne sera heureµse que 
lorsque Je dernier capitaliste sera pendu avec 
les tripes du dernier bureaucrate! " (Genossen: 
die Menschen werden erst glücklich sein, wenn 
der letzte Kapitalist mit den Gedärmen des 
letzten Bürokraten aufgehängt worden ist!) 

Am Dienstagmorgen wird eine gemeinsame 
Erklärung der jn der Sorbonne versammelten 
Studenten, Arbeite r und Professoren veröffent­
licht: .. L'Universite de Paris est declaree uni­
versite autonome, populaire et ouverte en per­
manence, jour et nuit, a tous les t ravailleurs !" 
(Hiermit wird die Universität Paris zur auto­
nomen, öffentlichen Universität erklärt, und 
steht somit allen Arbeitern Tag und Nacht 
offen!) 

Im laufe des Dienstags breitete. sich die Be­
wegung der Pariser Studenten auf die Provinz 
über: gegen Abend erklären die Studenten und 
Professoren der Universität Strasbourg ihre 
Universität für autonom, vom Zentra lismus des 
französischen Erziehungssystems unabhängig 
und fordern die Mitbestimmung in allen uni­
versitären Gremien. Im l aufe des Mittwoch 
dehnte sich diese Bewegung auf al le Universi­
täten des Landes aus: die Forderungen sind 
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sind stillgelegt; Elektrizi täts- und Gaswerke be­
finden sich in den Händen der Streikenden . 
Ebenso werden bestreikt und besetzt..die l§_t_a_!l! ­
lichen französischen Atomfor:;;chungszentr.en. 
Grundschul- und ' Oberschullehrer stel len die 
Unterrichtung nach der gängig~m Methode ein, 
führen in ihren Klassen nur noch Ge~präche 
über die gegenwärtige Situation. , , 
Der größte Teil der privaten Schwerindustrie 
wird von Arbeitern bestreikt, von ihnen beseti:t­
gehalten, darunter die größten Werften an der 
Atlantikküste (St. Nazaire), ·die · Stahlindustrie 
in der Lorraine, die Lastwagenwerke Berliet: 
die Arbeiter von Berliet iri Lyon wechse lten die 
riesigen Buchstaben des Firmennamens, der 
den ganzen Betrieb überragte und noch weit 
in der Stadt zu sehen war, aus, und machten 
aus Berliet Liberte. Ebenso von den A~beitern 
besetzt wurden die größten Werke für Chemie in 
Frankreich Rhodiaceta, sowie die 'gesamte Tex­
tilindustrie im Norden des Landes. 
Die CGT und die CFDT forderten ihre t\)1 it -, 
gl ied1:1r auf, auch die Banken und Tankstellen 
zu bestreiken. Innerhalb des spontanen und im 
Grunde genommen wilden Generalstreiks ist 
dies die erste Aufforderung der Gewerkschaf- · 
ten, zum Streik. Bei allen anderen Streiks konn­
ten sie sich nur noch im Nachherein mit den 
Streikenden solidarisieren. 1 

Wie · weit die Abwiegelungstaktik der Gewerk­
schaften geht, zeigt folgendes: der General­
sekretär der CGT, von einem Journalisten auf

1 das Statut seiner Gewerkschaft angesprochen, 
welches die Sozialisierung der ' .Privatindustrle 
vorsieht, antwortete, daß er den Zeitpunkt für 
eine Revolution noch nicht für gekommen halte, 
da die Arbeiter erst einmal im Rahmen der Mit­
bestimmung lernen müßten, einen Bdrieb zu 
führen. ' 
Die Regierung befindet sich in einer immer 
schwierigeren Situation: d_er Einsatz von Polizei 
gegen die Streikenden würde mit Sicherheit 
zum Bürgerkrieg . führen, da schon 'jetzt an vie­
len Orten Flugblätter auftauchen, di~ zum be- ' 
waffneten Aufstand auffordern . Sie ist anderer­
seits nicht in der Lage, allen Forderungen der 
Streikenden auf einmal gerecht zu werde!'). In 
der augenblicklichen Situation deutet sich an, 
daß de Gaulle (trotz ·des fo rmalen Vorbehalts ' 
des Volksentscheids) nicht über Nacht vom 
Podest gestürzt wird, aber gezwungen ist, seflle 
Minister auszuwechseln. Außerdem wird die' 
Regierung Pompidou nicht umhin können,. z,u­
mindest Zugeständnisse an die Machtposition 
der Gewerkschaften zu machen. Um ihre Posi­
tionen innerhalb des· Establishments halten' zu 
können, sind Gewerkschaften und Linksparteien 
bere it, den Streikenden die Regierung de 
Gaulles zum Fraße hinzuwerfen, sie mit einem 
Scheinkompromiß zu verraten. 'Die Frage . ist 
noch nicht entschieden, ob diejenigen, die spon­
tan für ihre unmitte lbaren Interessen selbst 
,eingetreten sind, sich auf fau le Kompromi~se 
'einlassen werden. · 

~ 
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Frankfurt - eine l'iberale Stadt und 

Die Polizei war ohne Schutzhelme, mit mangelhaftem Schuhwerk 
und altertümlichen Wasserwerfern hilflos . . . 

... den mit Schlag- und Bohrinstrumenten ausgerüsteten 
Demonstranten ausgeliefert (Moog, CDU-Fraktionsvorsitzender) 

10 

r' 
Sicherheit der Macht 
In Berlin prügeln die Polizisten, und der Regie­
rende gibt faschistische Kommentare, in Frank­
furt prügeln Polizisten und der Oberbürgermei­
ster kommt, wenn auch nach einigem Zögern, 
zu den Studenten, übernimmt mannhaft die for­
male Verantwortung, ergeht sich in allgemeinen 
Ausführungen und verspricht, jedes und al les 
zu prüfen: Frankhirt, eine liberale Stadt. 
Das Ergebnis bürgermeisterlicher Recherchen 
wurde vorgestellt in einem Bericht .Sicherheit 
und Ordnung in Frankfurt", vorgetragen in der 
Frankfurter Stadtverordnetenversammlung. Wer 
allerdings geglaubt hatte, der Bericht enthielte 
eine eindeutige politische Stellungnahme zu den 
Prügelorgien der Frankfurter Polizei, sah sich 
getäuscht. In bewährter Manier reduzierte Brun­
dert politische Probleme auf formaljuristische. 
Zwar räumte er ein, daß „in mehreren Einzel­
fällen objektiv übergriffe von Polizeibeamten 
vorgelegen haben", zu einer Stellungnahme 
fand er sich freilich nicht bereit, um • nicht in 
ein schwebendes Verfahren einzugreifen" -
eine juristische nicht haltbare Auslegung. Dabei 
übersah er, daß niemand von ihm verlangt 
hatte, ein abschließendes Urteil über das Ver­
halten einzelner Beamter zu präjudizieren, son­
dern, daß von ihm erwartet werden konnte, ein 
Urteil über den Gesamteinsatz der Polizei ab­
zugeben, d. h. Stellung zu nehmen zu den Efn­
satzbefehlen seiner Polizeioffiziere Jordan, 
Mihm, Schäfer etc. Stattdessen versuchte er, 
sich durch die Hinweise, daß er „kei nen Be­
fehl auf besonders harten Einsatz" gegeben 
habe und auch den Gebrauch von Schußwaffen 
verboten habe, als Demokrat auszuweisen. Un­
geklärt b lieb die Frage, ob der Bürgermeister 
den systematischen Terror gegen Demonstran­
ten, das Zusammenschlagen einzelner Wehr­
loser, das Ziehen von Pistolen etc. als hart 
oder besonders hart empfand. Sollte er den 
Einsatz als .besonders hart" empfunden haben, 
ist zu fragen, warum er in der Polizeiführung 
keine personellen Konsequenzen gezogen hat, 
sollte ihm der Einsatzplan der Polizeiführung 
als angemessen erscheinen, wäre der Stadt 
Frankfurt zu empfehlen, sich nach einem neuen 
Oberbürgermeister umzusehen wenn auch nicht 
die Illusion genährt werden soll, als sei damit 
mehr erreicht als eine Auswechslung von Per­
sonen. Eine mehr und mehr reaktionäre Partei 
wie die SPD ist schwerlich in der Lage, auf 
Albertz besseres als Schütz folgen zu lassen. 
Wenn auch die Ausführungen des OB das Zu­
hören kaum lohnten - fehlende politische Aus­
sagen wurden durch gestelzte Redewendungen, 
wie z. B .• es kam zum Einsatz der Knüppel ", er­
setzt - so wurde doch zweierlei deutlich: Zum 
einen war Brundert bei der Einsatzleiterbespre­
chung der Polizei nicht anwesend, der gute 
Knüppelgeist des Magistrats war der CDU 
Bürgermeister Fay, zum anderen wurde offenbar, 
daß die Aktionen der Polizei zentral geplant 
wurden: in Frankfurt eine Einsatzleiterbespre­
chung der Polizei mit dem Bürgermeister, in 
Wiesbaden konferierte Brundert mit dem Innen­
minister Schneider und schließlich die bekannte 
Kooperation der Länderinnenminister mit dem 
Bundesinnenminister. 
War Brunderts Rede von dem Bemühen getra­
gen, möglichst nichts zu sagen, konnte man 
dem SPD-Fraktionsvorsitzenden Weck solches 
nicht nachsagen. In bewährter Weise wurde 
eine Blockade der Springerzeitungen mit einer 

Ordnung der Herrschaft 
Aktion gegen den Bestand der „ freiheitl ichen 
Grundordnung gleichgesetzt, eine getreue Kopie 
der Springerthese, es gehe nicht um Springer, 
es gehe um Deutschland. Die Ostermarschierer, 
von der SPD jahrelang diffamiert, sahen sich 
von Weck plötzlich für ihre Art der Demonstra­
tion belobigt, j a er sah ihnen sogar Verkehrs­
störungen nach, um dann um so vehementer 
gegen den „Terror· linker „Anarchisten " zu 
Felde zu ziehen. Die gesellschaftlichen Vorstel­
lungen des Herrn Weck wurden deutlich, als 
er von einem Haus sprach, das .wir uns aus 
den Trümmern des tausendjährigen Reichs in 
mühevoller Arbeit erbaut haben", ein Haus mit 
Mängeln gewiß, aber trotz Notstandsgesetze, 
Großer Koalition, Dahinsiechen des Parlamenta­
rismus, Machtlosigkeit der Arbeiter, laut Weck 
ein immer noch stattliches mit Aufgaben für 
Jeden. Um die Jangandauernde Freude der CDU­
Fraktion zu stören, gestattete er sich noch einen 
scharfen Seitenhieb auf die CDU, indem er .Mut 
zur Veränderung forderte und diesen Hinweis 
allen Ernstes mit der Frage begründete : • Wo 
wäre unsere Industrie ohne Experimente?" 

Daß Weck der Meinung ist, alle politischen 
Parteien sitzen in einem Boot, verwundert kaum 
mehr. Noch stärker trieb es ein anderer Boots­
insasse, der CDU-Fraktionsvorsitzende Moog, 
der sich gegen den Versuch wandte, die Ereig­
nisse von Ostern so darzustellen, als habe die 
Polizei auf wehrlose Demonstranten eingeschla­
gen, vielmehr habe sie sich nur gegen militante 
Extremisten gewehrt. Zudem war die Polizei -
so Moogs Osterinterpretation - ohne Schutz­
helm, mit mangelhaftem Schuhwerk und alter­
tümlichen Wasserwerfern hilflos den mit Schlag­
und Bohrinstrumenten ausgerüsteten Demon­
stranten ausgeliefert. In Anlehnung an seinen 
Parteifreund Benda empfahl er, als Patentrezept 
gegen Demonstranten die prophylaktische Ver­
haftung. Dieses, so verriet er, sei die edelste 
Aufgabe der Polizei. In Frankfurt wähnte er eine 
Konzentration verbrecherischer Elemente: Krimi­
nelle und Demonstranten gleichberechtigt neben­
einander. Natürlich gehören die Studenten 
wegen Zusammenrottung, Aufruhr und vor allem 
Beamtennötigung ins Zuchthaus, der berittenen 
Polizei bescheinigte er eine schwierige Situation, 
nämlich die Straße zu räumen, einwandfrei - in­
dem sie auf alles einschlug was sich bewegte -
gemeistert zu haben. Fazit des Ganzen: .. Wir 
danken den Beamten." 

Daß Moog schließlich noch unwidersprochen 
seine zwar nicht orginelle jedoch typische Deu­
tung jüngster Geschichte von sich geben konn­
te, behauptend, wir - lies Demokraten - hät­
ten diesen Staat von einer anderen extremen, 
kleinen radikalen Minderheit übernommen, er­
staunt nicht, wenn auch diese Interpretation, 
denkt man an Kiesinger, Globke etc. nicht völlig 
von der Hand zu weisen ist. 
Wer in dieser Stadt noch Hoffnung setzte in 
den „fortschrittl ichen SPD-Bezirk HE1ssen-Süd" 
kann diese getrost begraben. Die Genossen 
waren zufrieden mit dem Gebotenen, keiner sah 
Ursache zur Kritik. Mehr und mehr wird deut­
lich, daß das verlorene Häuflein der Linken in 
der SPD, allenfalls die Funktion hat als Sün·· 
denbock fü r Wahlniederlagen herzuhalten, und 
ansonsten dazu da ist, von Wehner als Kommu­
nisten und Faschisten zugleich beschimpft zu 
werden. Michael Schwarze 

Zur Sicherheit der Macht und Ordnung 
der Herrschaft 
Vergleichende Auswahl der verlogensten Dummheiten ' 

Weck (SPD): 

., Aktionen gegen den Bestand unserer frei­
heitlich-demokratischen Grundordnung gerichtet 
sind" 
.aus den Trümmern aufgebaut" 
.,ausgesprochener Terror" 
.,Wi llen der Minderheit der Mehrheit aufzwingen" 
,,Polizei verstärken" 

Moog (CDU): 

. erklärte Ziel haben, die verfassungsmäßige 
Ordnung auszuhöhlen und zu vernichten " 
. aus Trümmern aufgebaut" 
.,Terror" 
,,Willen der Minderheit der Mehrheit aufzwingen" 
.,Polizei verstärken" 

Voitel (FDP): 

.,Eskalation des Hasses" 
,,nenne einige Stichworte für die Ursachen: 
Vietnam, Notstandsgesetze, Hochschulreform, 
Bundespräsident" 
(diese Ursachen - Sticheleien von der FDP er­
setzt) 
. aus Trümmern aufgebaut" 
., am falschen Objekt" ., verabscheuungswürdig ": 
gegen die Springer-Aktionen. 
(zu deutsch: die Grundordnung der freiheitlichen 
Konzernhetze und die Freiheit des Pogromauf­
rufs sind gefährdet) 
. kleine Gruppe" 
., Polizei verstärken" 

----

CDU-Moog leistete sich noch einen besonderen 
Witz, er verdrehte wie Parteifreunde vor ihm 
schon, ein Rosa Luxemburg-Zitat, das gegen den 
Polizeiterror gerichtet war, verkürzt : .. Daumen 
aufs Auge und Knie auf die Brust." Es ist sicher 
nicht Bosheit, daß Moog und Kompanie Luxem­
burg nicht kennt, den Kontext nicht, die Ge­
schichte nicht und die Polizeiprügler nicht ken­
nen will, es ist auch nicht einfache Dummheit, es 
ist einfach die edelste Form politischer Unfähig­
keit, deren Vorhut die CDU seit langem produ­
ziert. Während die CDU also den Anschein von 
Politik vermied, gaben sich FDP und SPD noch 
den Schein. Herr Mischnick erfand das völlig 
neue Bonmot zu Springer und Volksverhetzung: 
.Presseerzeugnisse ausliefern zu können" müsse 
gewährleistet sein . 
Der Höhepunkt, das ist klar, war der Ober­
bürgermeister, dazu ist er's ja: um nicht politisch 
nach irgendeiner Seite zu tendieren, fand er 
• psychologische Hintergründe", • Massenstim­
mung ", .. Leidenschaft". 
Vielleicht müssen die demonstrierenden Grup­
pen ihre jahrelangen und sich häufenden Dis­
kussionen, Arbeiten aufgeben, um bloß jetzt 
Stimmung und Leidenschaft zu liefern, damit 
solche „Politiker· dann von Argumenten reden . 
Jemand von der SPD muß Brundert mal sagen, 
was der viel berufene Münchener (ehemalige) 
Polizeipsychologe meinte, nämlich jede Masse 
habe einen kriminellen Kern: das würde dem 
OB das Geschwätz von der „Massenstimmung " 
erleichtern. Arme Polizei, solchen „Politikern· 
ausgeliefert zu seinl W . 
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Brundert, ihr bewährter Demokrat 
Sozialdemokraten, denen bisher noch der Be­
griff Demokratie, den sie so stolz in ihrem Na­
men mit sich herumschleppen, nicht auch schon 
als Relikt aus längst überwundenen Zeiten er­
schien, galt West-Berlin mit seinem Regieren­
den als arges Trauma. Mißtrauische Studen­
ten, am politischen Programm dieser Partei irre 
geworden, versicherte man, Berlin sei nicht der 
adäquate Maßstab um die Glaubwürdigkeit 
ihrer Politik zu beurtei len. So erklärte der 
Oberbürgermeister dieser Stadt auf einem 
teach-in nach der Oster-Kanonade der Polizei: 
• Wir in Frankfurt gehen unseren Weg und las­
sen uns nicht beirren.• 
Auf welchen Pfaden er da zu wandeln gedachte, 
erläuterte er freilich nicht. Jedoch konnte jeder­
mann, der die Ereignisse des letzten Jahres 
beobachtet hatte, sich im klaren sein, daß er 
seinem Anspruch kaum gerecht werden würde. 
Demonstrationen schienen dem Herrn Brundert 
schon im vorigen Jahr suspekt, dann nämlich, 
als sie sich von befohlenen Tugenden entfern­
ten und politisch wurden. Die Demonstranten 
auf der Buchmesse bezeichnete er schlicht als 
Störer. Deren politische Motive schienen ihm 
reichlich unverständlich. Als sei das Thema 
Springer für ihn ohne Bedeutung, riet er den 
Studenten, .vom Main bis zur Messe (zu)ziehen 
und wieder zurück und Springer-Verse (zu)ru­
fen, soviel sie wollen. " Zugleich ließ er keinen 
Zweifel daran, daß die Polizei gegebenenfalls 
.. provozierende Mengen" abdrängen werde. 
Die Liaison mit dem Schutzobjekt wurde wenig 
später deutlicher: WELT-Lesern präsentierte 
sich der werbekräftige OB als begeisterter 
Springer-Abonnent. Offensichtlich war er den 
gleichen „unverbindlichen Beteuerungen" der 
Anzeigen-Manager wie der Stuttgarter Stadt­
Chef Klett erlegen. Jedoch wartete man vergeb­
lich auf kritische Äußerungen gegenüber sol­
chen Machenschaften. Pressionen allerdings 
wurden bei anderer Gelegenheit ausgeübt. Als 
die Bewohner des Walter-Kolb-Heims anläßlich 
des fünfzigsten Jahrestages der Russischen Re­
volution eine rote Fahne hißten, mußte sie we­
nig später auf Intervention Brunderts hin wieder 
eingezogen werden. Daß in sozialen Kämpfen 
die rote Fahne zum Zeichen der Unterdrückten 
geworden ist, und daß es auch innerhalb der 
SPD 'Jahrzehnte hindurch als Selbstverständlich­
keit gegolten hat, sich damit zu solidarisieren: 
er konnte es nicht mehr verstehen. So konnte 
es auch nicht mehr verwundern, daß eine Ge­
genkundgebung gegen die nationale Aufrüstung 
der · NPD mit dem Argument verboten wurde, 
die zu gleicher Zeit auf dem Gelände stattfin­
denden Veranstaltungen würden dadurch ge­
stört. Die ominösen Versuche schließl ich den 
Kommunarden Fritz Teufel während der SOS­
Delegiertenkonferenz im vorigen Herbst zu ver­
haften, zeigten den . liberalen" Professor als 
Pragmatiker, der selbst Lügen nicht scheut, um 
sich unliebsame Kritiker fernzuhalten. 
Während der sich auf die Vorfälle beziehenden 
Magistratspressekonferenz. bei der DISKUS­
Mitarbeiter anwesend waren, wurden Diskus­
sionen über die Verhaftung dadurch abgewürgt, 
daß Brundert immer wieder über Legitimations­
papiere, die man angebl ich als Teilnehmer der 
Konferenz benötige, und in deren Besitz die 
DISKUS-Mitarbeiter nicht seien, palaverte. Jour­
nalisten berichteten später, daß die Sache mit 
den Einlaßformalien nie zuvor ein Problem ge­
wesen war. 
Verwirrung und Unglaubwürdigkeit hinterließ 
auch die bis heute noch nicht restlos geklärte 
Spontan-Verhaftung Rudi Dutschkes als dieser 
im März in Frankfurt mit SOS-Genossen dis­
kutieren wollte. Dutschke, eben dem Flugzeug 
entstiegen, sah sich schon verhaftet. 

bwohl Brundert vor zwei Jahren seine Beam-

ten angewiesen hatte, ihn über alle polizeilichen 
Maßnahmen von politischer Bedeutung im vorn­
herein zu informieren, hatte Polizeidirektor Jor­
dan die Verhaftung, zur Rettung der demokra­
tischen Grundordnung, befohlen. Diese Inter­
pretationseskapaden waren dem OB nun doch 
zu offenherzig, er ordnete die unverzüg liche 
Freilassung Dutschkes an. Jordan blieb im Amt, 
Stadtrat Kiskalt, der zweite der beiden Frei­
heitspathetiker, räumte freiwil lig seinen Posten. 
Ein paar Unmutsäußerungen der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) freilich genügten schon, Brun­
dert wieder ins rechte Lot zu bringen. Hatte er 
zuerst das Verhalten Jordans aufs schärfste 
mißbilligt, so ließ der „unter zwei tota litären 
Systemen bewährte Demokrat" (FR, 9. 3. 68) 
nun verlauten, man hätte Dutschke auch bis 
zum Eisernen Steg fahren lassen können, und 
erst wenn er dort ausgestiegen wäre und sich 
unter die Demonstranten begeben hätte, se i die 
Situation unter Umständen anders zu beurteilen 
gewesen. Er auf jeden Fall spreche Jordan sein · 
volles Vertrauen aus. Um trotzdem sicherzu­
stellen, .. daß sich so etwas nicht wiederholt", 
wolle er fürderhin wieder selbst die Aufsicht 
über die Polizei ausüben. 
Und in der Tat, er war ein rechter Aufsichts­
beamter. Als am Karfreitag Studenten die Aus­
lieferung der BILD-Zeitung zu verhindern such­
ten, als seine Ordnungswahrer blutige Knüppel­
Orgien feierten, weilte der eben Erkorene auf 
Erholungspfaden bei Salzburg. Er wußte wohl, 
seine Polizei würde es auch ohne ihn schaffen. 
Die erste Stellungnahme, am Sonnabendvor­
mittag, entsprach dem, was man erwartet hatte. 
Er, Brundert, habe zunächst Verständnis für die 
Reaktion des SOS gehabt und nicht erwartet, 
daß seine Anhänger den verabscheuungswür­
digen Anschlag .mit der Würde alter Herren 
zur Kenntnis nehmen" würden. Es könne aber 
nicht taten los zugesehen werden, wenn die 
psychologisch verständliche Erregung mit ratio­
ler Oberlegung in Gewalt umgesetzt werde. Die 
Rechtfertigung für die planmäßigen Hetzjagden 
am Ostermontag war damit schon geliefert. 
Kleinbürgerliche Borniertheit und faschistischer 
Terror konnten sich unbeschwert austoben. Was 
das . hirnrissig_e· (Radke) Verhalten der Frei­
heitsschützer anrichtete ist bekannt. Wehrlose 
Demonstranten und unbetei ligte Zuschauer bra­
chen unter den Taten fanatisierter Schläger­
horden zusammen. Frankfurt, eine liberale 
Stadt! Landtagsabgeordnete waren Zuschauer 
dieser makabren Szenen, sie brachten ihre 
Empörung in Leserbriefen zum Ausdruck. Dem 
OB allerdings, der den gesamten Polizeieinsatz 
am Fernsehschirm im Polizeipräsidium verfolgt 
hatte, war all das nicht bekannt. Er weigerte 
sich zudem auf einem in derselben Nacht auf 
dem Römerberg spontan zustandegekommenen 
teach-in zu erscheinen. Seiner Devise gemäß 
.der OB soll sein Amt ... in seinem Rathaus 
ausüben" blieb er der Diskussion fern. Demon­
stranten, die selbst jetzt noch dem Repräsen­
tanten dieser Stadt Kredit schenkten, hörten 
sich tags drauf als .kampflüsterne Elemente", 
die die Polizei zur Aktion gezwungen hätte, 
apostrophiert. Konsequent kündigte Brundert 
an, daß bei weiterer Entwicklung der Dinge die 
Polizei personell und materiell verstärkt werden 
müsse. Und für die, welche es noch immer 
nicht begreifen konnten: .. Nach allem, was ich 
gehört habe, besteht kein Grund, anzuzweifeln, 
daß der Einsatz korrekt verlaufen ist." Die 
Untersuchung war beendet noch bevor sie be­
gonnen hatte. 
Das solche Äußerungen ihm kaum demokrati­
sches Verhalten attestieren konnten, hatte er 
wohl auch geahnt. Er versprach am folgenden 
Mittwoch se in Erscheinen bei einer vom SOS 
geplanten Diskussion. Kaum überraschend war 

Schule der Untertanen 
Eins kann man vielleicht in dem überflüssigen 
Fach Latein lernen : die Ä hnlichkeit zwischen 
der römischen Sklavenhaltergesellschaft und 
dem heutigen .liberalen" Ausbeuterstaat. So 
hat sich die Erziehung in den Schulen nur we­
nig verändert; das erkennt man, wenn man 
z.B. ein Z itat C iceros aus seinem Buch „Ober 
den Staat" betrachtet, in dem er über den be­
kannte·n griechischen Lehrer Xenokrates berich­
tet, dieser würde seine Schüler dazu erziehen, 
das freiwillig zu tun, wozu der Staat sie zwingt. 
Jenes Bildungsideal scheint sich erhalten zu 
haben. Nach wie vor ist die Schule mehr an 
systemkonformen Untertanen als an krit ischen 
Oppositionel len interessiert und konsequenter­
weise haben demoskopische Umfrageh unter 
hessischen Schülern ergeben, daß etwa 360/o 
aller Schüler kein Grundrecht kennen, daß nur 
die Hälfte aller Schüler einer Pressezensur ab­
lehnend gegenübersteht, daß nur 300/o der 
Schüler über Gewerkschaften informiert sind 
und daß 300/o der Schüler auch mit einer Dik­
tatur zufrieden wären. Ganz gewiß fördert die 
Schule kritisches Bewußtsein nicht, hinzu 
kommt jedoch noch, daß z. B. die Frankfurter 
Schulbürokratie auf jene Schüler starken Druck 
ausübt, die bereit sind, sich politisch zu enga­
gieren. So wurden in der Helmoltzschule Schüler 
bestraft, weil sie politisches Aufklärungsmate­
rial zum Vietnamkrieg verteilten, aber auf be­
sonderes Betreiben des Direktors werden 
große Plakate aufgehängt, die Adenauer glori­
f izieren und mit primitiven Parolen gegen die 

sozialistische Planwirtschaft hetzen (Planwirt­
schaft - sozialistisches Ei des Kolumbus)? 
Ringshausen, Fischer-Wolpert, Röh l und andere 
mehr - so heißen die Direktoren, die ihre 
Schüler bis zu vier Stunden im Lehrerzimmer 
einsperren, politisch bewußte Schüler aus öf­
fentlichen Sitzungen der Schülermitverwaltung 
entfernen, den Schulsprecher, der den Anord­
nungen des Chefs widerspricht, einen „Psycho­
pathen" und ein .Schwein" nennen und sich für 
diese dreckigen Bemerkungen von den Eltern 
ihrer Schüler feiern lassen, und die Schülerver­
sammlungen, die nicht in ihrem Sinne abstim­
men, anbrül len. Das alles sind Beispiele des 
„libera len" Geistes, der Frankfurter Schulen 
durchweht. Schüler, die sich engagieren, wer­
den verprügelt, beschimpft und bekommen 
schlechte Noten. Eine von den Schülern einbe­
rufene Diskussion über „ Demokratie in der 
Schule" wird vom Schulleiter verboten. Der 
Frankfurter Schuldezernent Cordt sagt kurz­
fristig seine Teilnahme an einer Diskussion über 
Demokratie in der Schule ab, vielleicht weil er 
Stunden vorher allen Schülern, die gegen die 
Mißstände in der Schule protestieren und de­
monstrieren, harte Strafen angedroht hat. Sein 
sarkastischer Kommentar : Je höher das Risiko, 
je höher die politische Verantwortung des Ein­
zelnen. 

Unsere Alternative heißt Kampf der 
autoritären Schule. 

Dieter Dehm-Lerryn 

es, daß am Mittwochabend stattdessen der 
Stadtverordnete Sackenheim erschien und ver­
zweifelt den Stadthalter zu entschuldigen trach­
tete. Mit dem Auftrag, Brundert zur Uni zu 
schicken, andernfalls man zu ihm gehen werde, 
wurde er entlassen. Eine halbe Stunde später 
erschien der Erwartete, nicht wegen des Ulti­
matums der Studenten, davon wußte er angeb­
lich nichts, sondern weil er es ja zuvor ver­
sprochen hatte. Stereotyp verkündete er auf 
alle Fragen, daß er zu sachlichen Auskünften 
noch nicht fäh ig sei, er müsse zuvor erst ein­
mal die ganzen Ereignisse prü fen. Daß die Mit­
glieder der projektierten Prüfungskommission 
die leitenden Polizeibeamten sein würden, ent­
nahm man seinen seltsam unbekümmerten 
Äußerungen. Aber selbst das entsprach nicht 
der Wahrheit, hatte Brundert doch am glei­
chen Tage gegenüber der GdP bestritten, eine 
Oberprüfung von übertriebenem „ Knüppelein­
satz" zugesagt zu haben. Lediglich . im Einzel­
fall " werde eine Untersuchung angesetzt, und 
zwar dann, . wenn Beschwerden erfolgen· . An 
Beschwerden sollte es nicht mangeln: Studen­
ten überreichten dem OB eine erste Ausgabe 
der von DISKUS-Redakteuren zusammenge­
stellten Zeugenaussagen. Unbesehen ver­
schwanden diese in der Tasche seines Beglei­
ters. Mit der emphatischen Beteuerung, er allein 
trage die formale Verantwortung der Polizei­
einsätze, entzog sich der, welcher von sich be­
hauptet, stets zur D iskussion mit Studenten 

bereit zu sein. Was das Wort Diskussion für 
einen Sozialdemokraten bedeutet, hatten die 
Studenten ein weiteres Mal erfahren. Kritik am 
Auftreten Brunderts begegnete sein persön­
licher Referent Burkholz lapidar: .Angriffe auf 
das Stadtoberhaupt . . . sind darüber hinaus 
unangebracht und zeugen nicht gerade vom 
Bewußtsein der Verantwortung ... " (FAZ, 20. 4. 
1968). 

Ruhe und O rdnung - das ist die immer wieder 
beschworene Formel. Deren Verletzung im. Na­
men politischer Aufklärung ruft die organisierte 
Stadt-Gewalt auf den Plan. Da bleibt es be­
deutungslos, daß Studenten zu Untermenschen 
gemacht werden, daß nahezu ein ganz~s Volk 
in politische Infantilität getrieben wird. Da wird 
nur für die Erhaltung dieser Ordnung gesorgt. 
Tradit ionelle rechtsstaatliche Maximen, wie die 
der Verhältnismäßigkeit der Mittel bei Polizei­
eingriffen, werden zur Makulatur abgestempelt. 
Auch hier ging Brundert mit gutem Beispiel 
voran. Seinen Oberbeamten erklärte der Pro­
fessor der Jurisprudens: .. Wenn das Verhalten 
der Polizei außergewöhnlich war, so lag das an 
den außergewöhnlichen Vorfällen." - Vierzehn 
Tage später weilte der Rechtswahrer auf 
Freundschaftsbesuch in Israel. In Frankfurt wie­
der angekommen, berichtete er freimütig, was 
ihn besonders beeindruckt hatte: die von den 
Israels in Jerusalem abgehaltene • Parade der 
Beutepanzer." re 

Die Lügen der „Nachtausgabe" 
Die Frankfurter Nachtausgabe (Nr. 90, 17.4. 1968) 
veröffentlichte ein Bi ld mit fo lgendem Text: .. Ein 
Polizist, der eine verletzte Demonstrantin verb in­
det. Das junge Mädchen und ihr Begleiter be­
fanden sich in einer Gruppe, aus der heraus 
Steinbrocken gegen die Polizei flogen." 
Das ist schlicht und einfach unwahr. Die beiden 
Verletzten sind der DISKUS-Redaktion bekannt. 
Es handelt sich um einen Frankfurter Arzt und 
seine Begleiterin, die ca. um Mitternacht, aus 
dem Taunus kommend, mit ihrem Wagen in die 
Innenstadt fahren wollten. Beide wurden Opfer 
von Polizeischlägern, die auch um diese Zeit 
noch (mehrere Stunden nach Abbruch des Blok­
kadeversuchs!) Terror ausübten. Weil sie mit 
dem Wagen nicht weiterkonnten, waren sie 
ausgestiegen und erkundigten sich, warum ge­
sperrt sei und welche Umleitung sie nehmen 
könnten. Eine Antwort erhielten sie von der 
Polizei nicht. Was dann geschah, beschreibt 
der Arzt: 
„Danach richteten sich die teilweise mit der 
Rückseite zu mir gewandten Beamten auf.­
schubsten mich weg und prügelten sogleich mit 
Gummiknüppeln auf mich und meine Begleiterin 

ein. Eine Vorwarnung für dieses brutale Aus­
schreiten wurde nicht gegeben ... Außer mei7 
ner Begleiterin und mir wurde neben mir links 
ebenfalls eine Frau ohne ersichtlichen Grund 
von mindestens 4 bis 5 Polizisten zusammen­
geprügelt, auch weiter noch, als sie .schon sich 
krümmend auf dem Bürgersteig lag . . . Auf 
meine dringende Aufforderung, wegen der stark 
blutenden Verletzten die Rettungswache zu be­
nachrichtigen, reagierte man nicht. Ich wartete 
mit meiner inzwischen ohnmächtig gewordenen 
Begleitung 20 Minuten, bis zufälliq ein Ret­
tungswagen vorbeikam, der nicht, wie der 
Wagenführer bestätigte, auf Geheiß der Polizei, 
sondern zufällig die Mainzer Landst raße befuhr. 
Das alles geschah in der Nacht vom Ostermo~­
tag zum Dienstag zwischen 0.00 Uhr und 0.40 
Uh r. Ich bin bereit, diese Aussage zu beeiden. • 
In dieser Situation mutet es wie Hohn an, 
wenn ein einzelner Pol izist, der vielleicht nicht 
zu den Schlägern gehörte und es wirklich gut 
meinte, IJOCh zu helfen . v~rsucht (dabei karn _ 
das Bild zustande), bevor ein zufäll ig vorbei­
kommender Rettungswagen die Opfer des Poli­
zeiterrors aufnimmt. Philipp Linder 
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Brundert, ihr bewährter Demokrat 
Sozialdemokraten, denen bisher noch der Be­
griff Demokratie, den sie so sto lz in ihrem Na­
men mit sich herumschleppen, nicht auch schon 
als Relikt aus längst überwundenen Zeiten er­
schien, galt West-Berl in mit se inem Regieren­
den als arges Trauma. Mißtrauische Studen­
ten, am politischen Programm dieser Partei irre 
geworden, versicherte man, Berlin sei nicht der 
adäquate Maßstab um die Glaubwürdigkeit 
ihrer Politik zu beurteilen. So erklärte der 
Oberbürgermeister dieser Stadt auf einem 
teach-in nach der Oster-Kanonade der Polizei: 
"Wir in Frankfurt gehen unseren Weg und las­
sen uns nicht beirren." 
Auf welchen Pfaden er da zu wandeln gedachte, 
erläuterte er freilich nicht. Jedoch konnte jeder­
mann, der die Ereignisse des letzten Jahres 
beobachtet hatte, sich im klaren sein, daß er 
seinem A nspruch kaum gerecht werden würde. 
Demonstrationen schienen dem Herrn Brundert 
schon im vorigen Jahr suspekt, dann nämlich, 
als sie sich von befohlenen Tugenden entfern­
ten und politisch wurden. Die Demonstranten 
auf der Buchmesse bezeichnete er schl icht als 
Störer. Deren politische Motive schienen ihm 
reichlich unverständlich. Als sei das Thema 
Springer für ihn ohne Bedeutung, riet er den 
Studenten, ,,vom Main bis zur Messe (zu)ziehen 
und wieder zurück und Springer-Verse (zu)ru­
fen, soviel sie wollen." Zugleich ließ er keinen 
Zweifel daran, daß die Polizei gegebenenfalls 
,,provozierende Mengen" abdrängen werde. 
Die Liaison mit dem Schutzobjekt wurde wenig 
später deutlicher: WELT-Lesern präsentierte 
sich der werbekräftige OB als begeisterter 
Springer-Abonnent. Offensichtlich war er den 
gleichen . unverbind lichen Beteuerungen" der 
A nzeigen-Manager wie der Stuttgarter Stadt­
Chef Klett erlegen. Jedoch wartete man vergeb­
lich auf kritische Äußerungen gegenüber sol­
chen Machenschaften. Pressionen allerd ings 
wurden bei anderer Gelegenheit ausgeübt. Als 
die Bewohner des Walter-Kolb-Heims anläßl ich 
des fünfzigsten Jahrestages der Russischen Re­
volution eine rote Fahne hißten, mußte sie we­
nig später auf Intervention Brunderts hin wieder 
eingezogen werden. Daß in sozialen Kämpfen 
die rote Fahne zum Zeichen der Unterdrückten 
geworden ist, und daß es auch innerhalb der 
SPD 'Jahrzehnte hindurch als Selbstverständlich­
keit gegolten hat, sich damit zu solidarisieren: 
er konnte es nicht mehr verstehen. So konnte 
es auch nicht mehr verwundern, daß eine Ge­
genkundgebung gegen die nationale Aufrüstung 
der · NPD mit dem Argument verboten wurde, 
die zu gleicher Zeit auf dem Gelände stattfin­
denden Veranstaltungen würden dadurch ge­
stört. Die ominösen Versuche schließlich den 
Kommunarden Fritz Teufel während der SDS­
Delegiertenkonferenz im vorigen Herbst zu ver­
haften, zeigten den . .,liberalen" Professor als 
Pragmatiker, der selbst Lügen nicht scheut, um 
sich unliebsame Kritiker fernzuhalten. 
Während der sich auf die Vorfälle beziehenden 
Magistratspressekonferenz, bei der DISKUS­
Mitarbeiter anwesend waren, wurden Diskus­
sionen über die Verhaftung dadurch abgewürgt, 
daß Brundert immer wieder über Legitimations­
papiere, die man angeblich als Teilnehmer der 
Konferenz benötige, und in deren Besitz die 
DISKUS-Mitarbeiter nicht seien, palaverte. Jour­
nalisten berichteten später, daß die Sache mit 
den Einlaßformalien nie zuvor ein Problem ge­
wesen war. 
Verwirrung und Unglaubwürdigkeit hinterließ 
auch die bis heute noch nicht restlos geklärte 
Spontan-Verhaftung Rudi Dutschkes als dieser 
im März in Frankfurt mit SDS-Genossen dis­
kutieren wollte. Dutschke, eben dem Flugzeug 
entstiegen, sah sich schon verhaftet. 
G.b_wohl Brundert vor zwei Jahren seine Beam-

ten angewiesen hatte, ihn über al le polizeilichen 
Maßnahmen von politischer Bedeutung im vorn­
herein zu informieren, hatte Polizeidirektor Jor­
dan die Verhaftung, zur Rettung der demokra­
tischen Grundordnung, befohlen. Diese Inter­
pretationseskapaden waren dem OB nun doch 
zu offenherzig, er ordnete die unverzügliche 
Freilassung Dutschkes an. Jordan blieb im Amt, 
Stadtrat Kiskalt, der zweite der beiden Frei­
heitspathetiker, räumte freiwillig seinen Posten. 
Ein paar Unmutsäußerungen der Gewerkschaft 
der Polize i (GdP) freilich genügten schon, Brun­
dert wieder ins rechte Lot zu bringen. Hatte er 
zuerst das Verhalten Jordans aufs schärfste 
mißbilligt, so ließ der „unter zwei totali tären 
Systemen bewährte Demokrat" (FR, 9. 3. 68) 
nun verlauten, man hätte Dutschke auch bis 
zum Eisernen Steg fahren lassen können, und 
erst wenn er dort ausgestiegen wäre und sich 
unter die Demonstranten begeben hätte, sei die 
Situation unter Umständen anders zu beurtei len 
gewesen. Er auf jeden Fall spreche Jordan sein · 
volles Vertrauen aus. Um trotzdem sicherzu­
stellen, .,daß sich so etwas nicht wiederholt", 
wolle er fürderhin wieder selbst die Aufsicht 
über die Polizei ausüben. 
Und in der Tat, er war ein rechter Aufsichts­
beamter. Als am Karfreitag Studenten die Aus­
lieferung der BILD-Zeitung zu verhindern such­
ten, als seine Ordnungswahrer blutige Knüppel­
Orgien feierten, weilte der eben Erkorene auf 
Erholungspfaden bei Salzburg. Er wußte woh l, 
seine Polizei würde es auch ohne ihn schaffen. 
Die erste Stellungnahme, am Sonnabendvor- , 
mittag, entsprach dem, was man erwartet hatte. 
Er, Brundert, habe zunächst Verständnis für die 
Reaktion des SDS gehabt und nicht erwartet, 
daß seine Anhänger den verabscheuungswür­
digen Anschlag .mit der Würde alter Herren 
zur Kenntnis nehmen" würden. Es könne aber 
nicht tatenlos zugesehen werden, wenn die 
psychologisch verständl iche Erregung mit ratio­
ler Oberlegung in Gewalt umgesetzt werde. Die 
Rechtfertigung für die planmäßigen Hetzjagden 
am Ostermontag war damit schon geliefert. 
Kleinbürgerliche Borniertheit und faschistischer 
Terror konnten sich unbeschwert austoben. Was 
das „hirnrissig_e" (Radke) Verha lten der Frei­
heitsschützer anrichtete ist bekannt. Wehrlose 
Demonstranten und unbeteiligte Zuschauer bra­
chen unter den Taten fanatisierter Schläger­
horden zusammen. Frankfurt, eine libera le 
Stadt! Landtagsabgeordnete waren Zuschauer 
dieser makabren Szenen, sie brachten ihre 
Empörung in Leserbriefen zum Ausdruck. Dem 
OB allerdings, der den gesamten Polizeieinsatz 
am Fernsehschirm im Pol izeipräsidium verfo lgt 
hatte, war all das nicht bekannt. Er weigerte 
sich zudem auf einem in derselben Nacht auf 
dem Römerberg spontan zustandegekommenen 
teach-in zu erscheinen. Seiner Devise gemäß 
„der OB soll sein Amt . . . in seinem Rathaus 
ausüben" blieb er der Diskussion fern. Demon­
stranten, die selbst jetzt noch dem Repräsen­
tanten dieser Stadt Kredit schenkten, hörten 
sich tags drauf als „kampflüsterne Elemente", 
die die Polizei zur Aktion gezwungen hätte, 
apostrophiert. Konsequent kündigte Brundert 
an, daß bei weiterer Entwicklung der Dinge die 
Polizei personell und materiell verstärkt werden 
müsse. Und für die, welche es noch immer 
nicht begreifen konnten: .. Nach allem, was ich 
gehört habe, besteht kein Grund, anzuzweifeln, 
daß der Einsatz korrekt verlaufen ist." Die 
Untersuchung war beendet noch bevor sie be­
gonnen hatte. 
Das solche Äußerungen ihm kaum demokrati­
sches Verhalten attestieren konnten, hatte er 
wohl auch geahnt. Er versprach am folgenden 
Mittwoch sein Erscheinen bei einer vom SDS 
geplanten Diskussion. Kaum überraschend war 

es, daß am Mittwochabend stattdessen der 
Stadtverordnete Sackenheim erschien und ver­
zweifelt den Stadthalter zu entschuldigen t rach­
tete. Mit dem Auftrag, Brundert zur Uni zu 
schicken, andernfalls man zu ihm gehen werde, 
wurde er entlassen. Eine halbe Stunde später 
erschien der Erwartete, nicht wegen des Ulti­
matums der Studenten, davon wußte er angeb­
lich nichts, sondern weil er es ja zuvor ver­
sprochen hatte. Stereotyp verkündete er auf 
alle Fragen, daß er zu sachlichen Auskünften 
noch nicht fähig sei, er müsse zuvor erst ein­
mal die ganzen Ereignisse prüfen. Daß die Mit- · 
glieder der projektierten Prüfungskommission 
die leitenden Polizeibeamten sein würden, ent­
nahm man seinen seltsam unbekümmerten 
Äußerungen. Aber selbst das entsprach nicht 
der Wahrheit, hatte Brundert doch am glei­
chen Tage gegenüber der GdP bestritten, eine 
Oberprüfung von übertriebenem „Knüppelein­
satz" zugesagt zu haben. Lediglich „ im Einzel­
fall " werde eine Untersuchung angesetzt, und 
zwar dann, ,,wenn Beschwerden erfolgen". An 
Beschwerden sollte es nicht mangeln: Studen­
ten überreichten dem OB eine erste Ausgabe 
der von DISKUS-Redakteuren zusammenge­
stellten Zeugenaussagen. Unbesehen ver­
schwanden diese in der Tasche se ines Beglei­
ters. Mit der emphatischen Beteuerung, er allein 
trage die formale Verantwortung der Polizei­
einsätze, entzog sich der, welcher von sich be­
b.auptet, stets zur Diskussion mit Studenten 

bereit zu sein. Was das Wort D iskussion für 
einen Sozialdemokraten bedeutet, hatten die 
Studenten ein weiteres Mal erfahren. Kritik am 
Auftreten Brunderts begegnete sein peri:jön­
licher Referent Burkholz lapidar: ;,Angriffe auf 
das Stadtoberhaupt . . . sind darüber hinaus 
unangebracht und zeugen nicht gerade vom 
Bewußtsein der Verantwortung . . . " (FAZ, 20. 4. 
1968). 

Ruhe ,und Ordnung - das ist die immer wieder 
beschworene Formel. Deren Verletzung im. Na­
men polit ischer Aufklärung ruft die organisierte 
Stadt-Gewalt auf den Plan. Da bleibt es be­
deutungslos, daß Studenten zu Untermenschen 
gemacht werden, daß nahezu ein ganz~s Volk 
in politische Infantilität getrieben wird. Da wird 
nur für die Erhaltung dieser Ordnung gesorgt. 
Trad it ionelle rechtsstaatliche Maximen, wie die · 
der Verhältnismäßigkeit der Mittel bei Polizei­
eingriffen , werden zur Makulatur abgestempelt. 
Auch hier ging Brundert mit gutem Beispiel 
voran. Seinen Oberbeamten erklärte der Pro­
fessor der Jurisprudens: .. Wenn das Verha lten 
der Pol izei außergewöhnlich war, so lag das an 
den außergewöhnlichen Vorfällen. " - Vierzehn 
Tage später weilte der Rechtswahrer auf 
Freundschaftsbesuch in Israel. In Frankfurt wie­
der angekommen, berichtete er freimütig, was 
ihn besonders beeindruckt hatte: die von den 
Israe ls in Jerusalem abgehaltene ·" Parade der 
Beutepanzer. " 

Die Lügen der „Nachtausgabe" 
Die Frankfurter Nachtausgabe (Nr.90, 17.4.1968) 
veröffentlichte ein Bild mit fo lgendem Text: .. Ein 
Polizist, der eine verletzte Demonstrantin verb in­
det. Das junge Mädchen und ihr Begleiter be­
fanden sich in einer Gruppe, aus der heraus 
Steinbrocken gegen die Polize i flogen." 
Das ist sch licht und einfach unwahr. Die beiden 
Verletzten sind der DISKUS-Redaktion bekannt. 
Es handelt sich um einen Frankfurter A rzt und 
seine Begleiterin, die ca. um Mitternacht, aus 
dem Taunus kommend, mit ihrem Wagen in die 
Innenstadt fahren wollten. Beide wurden Opfer 
von Polizeischlägern, die auch um diese Zeit 
noch (mehrere Stunden nach Abbruch des Blok­
kadeversuchs!) Terror ausübten. Weil sie mit 
dem Wagen nicht weite rkonnten, waren sie 
ausgestiegen und erkundigten sich, warum ge­
sperrt sei und we lche Umleitung sie nehmen 
könnten. Eine Antwort erhielten sie von der 
Polizei nicht. Was dann geschah, beschreibt 
der Arzt: 
„Danach richteten sich die teilweise mit der 
Rückseite zu mir gewandten Beamten auf, 
schubsten mich weg und prügelten sogleich mit 
Gummiknüppeln auf mich und meine Begleiterin 

ein. Ei ne Vorwarnung für dieses brutale Aus­
schreiten wurde nicht gegeben . .. Außer mei~ 
ner Begleiterin und mir wurde neben mir li nks 
ebenfalls eine Frau ohne ersichtlichen Grund 
von mindestens 4 bis 5 Polizisten zusammen­
geprügelt, auch weiter noch, als sie .schon sich 
krümmend auf dem Bürgersteig lag . . . Auf 
meine dringende Aufforderung, wegen der stark 
blutenden Verletzten die Rettungswache zu be­
nachrichtigen, reagierte man nicht. Ich wartete 
mit meiner inzwischen ohnmächtig gewordenen 
Begleitung 20 Minuten, bis zufälliA ein Ret­
tungswagen vorbe ikam, der nicht, wie der 
Wagenführer bestätigte, auf Geheiß der Polizei , 
sondern zufällig die Mainzer Landstraße befuh r. 
Das alles geschah in der Nacht vom Ostermon­
tag zum Dienstag zwischen 0.00 Uhr und 0.40 
Uhr. Ich bin bereit, diese Aussage zu beeiden. " 
In dieser Situation mutet es wie Hohn an, 
wenn ein einzelner Polizist, der vielleicht nicht 
zu den Schlägern gehörte und es wirklich gut 
meinte, r:ioch zu helf~n · v~rsucht (dabei kam_. 
das Bild zustande), bevor ein zufällig vorbei-

. kommender Rettungswagen die Opfer des Poli-
zeiterrors aufnimmt. Phi lipp Ljnder 
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l Schule der Untertanen (das Londoner 
Weltb latt THE TIMES 
über die 
Süddeutsche Zeitung 
die große deutsche 
Tageszeitung) 

Eins kann man vielleicht in dem überflüssigen 
Fach Latein lernen: die Ähnlichkeit zwischen 
der römischen Sklavenhaltergesellschaft und 
dem heutigen „ liberalen" Ausbeuterstaat. So 
hat sich die Erziehung in den Schulen nur we­
nig verändert; das erkennt man, wenn man 
z. B. ein Zitat Ciceros aus seinem Buch „Ober 
den Staat" betrachtet, in dem er über den be­
kannte·n griechischen Lehrer Xenokrates berich­
tet, dieser würde seine Schü ler dazu erziehen, 
das freiwillig zu tun, wozu der Staat sie zwingt. 
Jenes Bildungsideal scheint sich erhalten zu 
haben. Nach wie vor ist die Schule mehr an 
systemkonformen Untertanen als an kritischen 
Oppositionellen interessiert und konsequenter­
weise haben demoskopische Umfrageh unter 
hessischen Schülern ergeben, daß etwa 36°/o 
aller Schüler kein Grundrecht kennen, daß nur 
die Hälfte aller Schüler einer Pressezensur ab­
lehnend gegenübersteht, daß nur 300/o der 
Schüler über Gewerkschaften informiert sind 
und daß 300/o der Schüler auch mit einer Dik­
tatur zufrieden wären. Ganz gewiß fördert die 
Schule kritisches Bewußtsein nicht, hinzu 
kommt jedoch noch, daß z. B. die Frankfurter 
Schulbürokratie auf jene Schüler starken Druck 
ausübt, die bereit sind, sich politisch zu enga­
gieren. So wurden in der Helmoltzschule Schüler 
bestraft, weil sie politisches Aufklärungsmate­
rial zum Vietnamkrieg verteilten, aber auf be­
sonderes Betreiben des D irektors werden 
große Plakate aufgehängt, die Adenauer glori­
fizieren und mit primitiven Parolen gegen die 
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sozialistische Planwirtschaft hetzen (Planwirt­
schaft - sozia listisches Ei des Kolumbus)? 
Ringshausen, Fischer-Wolpert, Röhl und andere 
mehr - so heißen die Direktoren, die ihre 
Schüler bis zu vier Stunden im Lehrerzimmer 
einsperren, politisch bewußte Schüler aus öf­
fentlichen Sitzungen der Schülermitverwaltung 
entfernen, den Schulsprecher, der den Anord­
nungen des Chefs widerspricht, einen „Psycho­
pathen" und ein „Schwein" nennen und sich für 
diese dreckigen Bemerkungen von den Eltern 
ihrer Schüler feiern lassen, und die Schülerver­
sammlungen, die nicht in ihrem Sinne abstim­
men, anbrüllen. Das alles sind Beispiele des 
„ liberalen" Geistes, der Frankfurter Schulen 
durchweht. Schüler, die sich engagieren, wer­
den verprügelt, beschimpft und bekommen 
schlechte Noten. Eine von den Schülern einbe­
rufene Diskussion über „Demokratie in der 
Schule" wird vom Schulleiter verboten. Der 
Frankfurter Schuldezernent Cordt sagt kurz­
fristig seine Teilnahme an einer Diskussion über 
Demokratie in der Schule ab, vielleicht weil er 
Stunden vorher allen Schülern, die gegen die 
Mißstände in der Schule protestieren und de­
monstrieren, harte Strafen angedroht hat. Sein 
sarkastischer Kommentar: Je höher das Risiko, 
je höher die politische Verantwortung des Ein­
zelnen. 

Unsere Alternative heißt Kampf d:Je 
autoritären Schule. 

Dieter Dehm-Lerryn 

Studenten erhalten die SZ 
im Abholabonnement 
für DM 4,- monatlich, 
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Das auslösende Moment in der kollektiven Po­
litisierung des H'essenkoUegiaten war der Stern­
marsch auf Bonn - und der damit verbundene 
Aufruf des VDS zum Streik an den deutschen 
Hochschulen. In der Nacht vom 12. zum 13. Mai 
wurde irT) Kolleg Frankfurt ein Aktionskomitee 
gebildet, das alle Aktionen der folgenden 
Woche konzipierte. Es wurde ein eigenes Flug­
blatt entworfen, mit Unterstützung der Gewerk­
schaften vervielfältigt und in der Umgebung des 
Kollegs verteilt. 

Hessenkolleg 
Durch ein Teach-in am Dienstag erreichten die 
Kollegiaten e_ine Streikbeteil igung auf breiter 
Basis. ,in unseren Oberlegungen stellten wir 
heraus, daß der · Streik ein notwendiger Soli­
darisierungsbeitrag zur Erreichung der Massen­
basis und keine· Kampfmaßnahme gegen die 
lnstituti'on des Kollegs sei. Streikposten wurden 

,deshalb nicht aufgestellt, weil wi r in der ständi ­
'9en Diskussion am Kolleg mehr Möglichkeiten 
der Einflußnahme auf die weriigen Andersden­
kenden sehen und wir keine anonyme Masse 

·zu. solidarisieren , hatten. ' Ausgehend von der 
Tatsache, daß alle Kollegiaten durch ihre Be­
rufsausbildung zahlreiche Kontakte zu Betriebs­
räten und jungen Gewerkschaftern haben, kon­
zentrierten sich unsere Aktionen auf die A uf­
klärungsarbeit in und vor Betrieben. 
Am Mittwoch würde bei der Ma. Meuser in der 
Hanauer Landstraße ein Warnstreik geplant. 
Etwa 70 Ko llegiaten fanden sich gegen 9.1 5 Uhr 
mit Transparenten und Flugblättern vor den 
Fabriktoren ein, diskutierten mit den Arbeitern 
Ond führten den Demonstrationszug an. Etwa 
g,00 Arbeiter zogen entlang der Hauptverkehrs­
straße zur Firma Casella, die sofort die Tore 
schloß. Ein Go-in bei der Fa. Wörner & Co. 
führte zu heftigen Auseinandersetzungen mit 
der Werksleitung und dem Betriebsrat. Hierbei 
zeigte sich wiederum, daß die indifferente Hal­
tung der Gewerkschaftsvorstände die Betriebs­
r~l'te auf unterer Ebene immer noch verunsichert. 
Trotzdem standen bei Wörner am Nachmittag 
die Maschinen still; der Anstoß war gegeben 
worden. 
Ober diesen aktuellen Anlaß hinaus agieren 
die Kollegiaten seitdem jeden Morgen in Röde l­
heim vor Betrieben, an Haltestellen und am 
Bahnhof durch Flugblattaktionen und Diskus- · 
sionen. 
In der Falkensteiner Konferenz einiger hessi­
sch~r Kollegs richtete sich außerdem das Au-
genm.erk auf folgende Punkte : · 
1- Die Koordinierung aller Aktionen der _ deut­

schen · Kollegs. 
2. Verstärkte Einflußnahme über Betriebsräte 

und junge Gewerkschafter unter Ausnutzung 
~ _ der Kontakte, die sie aufgrund ihrer Berufs­

ausbildung zu Unternehmungen und Betrie­
ben noch haben. 

3. Die Intensivierung des Politisierungsprozes­
ses der Kollegiaten Über den aktuellen An­
laß hinaus. 

Nach dem Beschluß, uns anläßlich der 3. Le­
sung der Notstandsgesetze wiederum mit den 
streikenden Arbeitern, Schülern und Studenten 
zu solidarisieren, wurden wir vom Leite r des 
Kollegs darüber informiert, daß bei weiteren 
Streiks die Einführung eines 6. Semesters 
„geprüft" wurde. Christian Apelt / Ralph Strobl 

JÜRGEN CLAUS 
,, Strukturelles Ornament" 

Ausstellung vom 4. Juni bis Anfang Juli 

, .GALERIE KLAUS LÜPKE 
Frankfurt/ Main 
Kaiserstr. 81, Telefon 06 11 / 28 25 39 
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Im Kampf gegen die Notstandsgesetze traten in 
Frankfurt zum ersten Mal die Berufsschüler als 
organisierte Bewegung auf. Am 15. Mai, dem 
Tag der zweiten Lesung, wurden fünf Berufs­
schulen fast voll ständig bestreikt, an vielen 
anderen wurde der Unterricht in polit ische Dis­
kussionen umfunktioniert. Der Streik sowie die 
Teach-ins wurden hauptsächlich getragen von 
dem „Aktionszentrum Sozialistischer Berufs- · 
schüler (ASB) und der „ Interessengemeinschaft 
der Dekorationslehrlinge" (IGD) sowie von 
einigen Studenten, die schon Wochen vorher 
im Anschluß an die Osterrevolte die po lit ische 
Diskussion vor und in die Berufsschulen ge-

. tragen hatten. 

Berufsschulen 

~ ,:­·~ 

fieaktion und Bürokratie werden 

Die organisierte polit ische A rbeit der Berufs­
schüler ist weit schwieriger als an den allge­
meinbi ldenden Schulen und ganzwöchigen Han­
delsschulen, da die meisten Berufsschüler nur 
einen halben bis eineinhalb Tage in der Woche 
Schule haben, den Rest der Woche aber über 
die verschiedenen Bet riebe verstreut sind. 
Gleichzeitig bietet aber diese Struktur auch ei­
nen wichtigen .Vorteil : Die Berufsschule kann 
den Zusammenhang herstellen helfen zwischen 
Aktionen in verschiedenen Betrieben. D ie Stel­
lung der Berufsschüler zwischen Schule und 
Betrieb bietet eine entscheidende Möglichke it, 
polit ische Z iele und Diskussionen in die Be­
triebe hineinzutragen. 
D ie Berufsschülerorganisationen wenden sich in 
ihren Flugblättern und Veransta ltungen gegen 
die Notstandsg·esetze, gegen den „ schmutzigen 
Krieg der USA in Vietnam" und unterstützen 
den Kampf „ Enteignet Springer" gegen die 
Pressemanipulation in der BRD. Gleichzeitig 
haben sie jedoch erkannt, daß die Ursachen für 
diese pol itischen Erscheinungsformen des Mo­
nopolkapital ismus in autoritären Strukturen lie­
gen, die sie an ihrem gesellschaftlichen Ort be­
kämpfen müssen., Sie stellen fest, daß wesent­
licher Grund der Entpolitisierung der jungen 
Arbeiterschaft ihre skandalöse Erziehung in 
Berufsschulen und ihre Ausbildung zu gehorsa­
men Fachidioten in den Betrieben ist. Sie for­
dern deshalb: 

' . . 
-unseren Kampf _nicht. aufhalten 

Ehemals Manager eines metallurgi­
schen Konzerns, nimmt Rüegg welt­
offen die Interessen der Großindustrie 
in der Wissenschaft wahr. Die Drittel­
parität lehnte er deshalb ab, weil sie 
den Zusammenhang von Forschung 
und Wirtschaft lähme. Ein Muster­
exemplar jener kleinen radikalen 
Minderheit von Bossen aus Wirtschaft 
und Forschung. 
Freilich bezeichnet er sich selbst als 
liberal. Er ist stolz auf seine Gegner­
schaft zu den Notstandsgesetzen. Aber 
Liberalität heißt für ihn: ,,an der lan­
gen Leine halten." Daß die Notstands­
gesetze Herrschaft absichern, dafür 
hat er Verständnis. Nur die Formen, in 
denen das geschehen soll, lehnt er ab. 
Diese liberale Notstandsopposition er-

. füllt eine wichtige Funktion für die 
Herrschenden. Sie beschwichtigt die 
radikale Opposition. So kritisieren 
Habermas und einige Kollegen an 
den brutalen Polizeieinsätzen von 
Ostern u. a., daß die Polizeibrutalität 
die Glaubwürdigkeit ihrer Beschwich­
tigungspolitik e.rschwere. 
Aber die liberalen Skrupel stehen z.u­
dem noch unter dem Vorbehalt, daß 
die Herrschaft aufrechterhalten wer­
den kann. Liberalität ist nur die 
schöne Schminke notfalls auch autori­
tärer Charaktermasken. Ist die Herr­
schaft gefährdet, dann blättert die 
liberale Tünche ab. Der liberale 
Manager des Fortschritts wird plötz­
lich autoritär. Nicht nur daß er sich 
eines nicht ganz gefügigen Presse­
referenten entledigte (,,Wer nicht 
spurt, fliegt raus"). 

Disziplinar- und. Strafverfahren gegen 
SDS'ler und die finanzielle Erpressung 
der Frankfurter SOS-Gruppe sollten 
die unbequeme studentische Opposi­
tion ausschalten, als sie von Carlo 
Schmidt in einem go-in Rechenschaft 
über dessen Haltung zu den Not­
standsgesetzen verlangte. Lobend 
kommentierte „Die Welt":,, ... gehört 
auf einen groben Klotz ein grober 
Keil." 
Jetzt beim Streik gegen die Not­
standsgesetze forderte Rüegg Diskus­
sion in der Universität. 
Ähnlich wie es der ADS es auf einem 
Flugblatt angekündigt hatte, wurde er 
dann gegen die streikenden S_tuden­
ten „konkret". Er unterstützlte aktiv die 
Streikbrecher und drohte den Streik­
posten Strafverfahren an. Hier ent­
puppt sich der Wirtschaftsmanager, 
der als wissenschaftliches Hobby 
Renaissance-Forschung betreibt, als 
Kollege von Brundert und Jordan, als 
Polizeichef der Universität. 
Damit zeigt sich deutlich die Funktion 
einer solchen liberalen Opposition. 
Sie unterstützt nicht nu'r objektiv den 
Autoritarismus. Die pra~tische Identi­
fikation mit den Streikbrechern zeigt 
deutlich, auf welche Seite sich liberale 
Notstandsgegner wie Rüegg im Zwei­
fel schlagen. 
Wir fordern nicht den Rücktritt 
Rüeggs; Charaktermasken lassen sich 
beliebig auswechseln. Sondern: 
Eine politische Universität -
Es lebe die Frankfurter 
Karl-Marx-Universität 

Die Redaktion 

- Abschaffung der besonderen Ausbildungs­
situation der Lehrlinge durch Einführung 
eines angemessenen Gehalts; 

- Verbesserung der Ausbildung durch Heraus­
nahme aus den Be~rieben und Obertragung 
an betriebsunabhängige und überbetriebliche 
Lehrwerkstätten; 1 

- Quantitative und qualitative Ausweitung der 
Ausbildung an Berufsschulen, gemessen an 
Wochentagen und Gesamtdauer (allgemeine 
Schulausbildung bis zum Alter von 18 Jah­
ren), insbesondere Ausweitung des sozial­
politischen Unterrichts. 

Dies kann ·nur sinnvoll sein, wenn die Ausbil­
dung bestimmt wird von den eigenen Interessen 
der Lehrlinge, deshalb 
- Demokratisierung der Ausbildungsyerhält­

nisse an Schulen und Lehrwerkstätten, d. h. 
Selbstbestimmung der Lehrlinge über Aus­
bildungsplan und -verhältnisse. · 

Es gilt nun zunächst, die A rbeit der bestehen-
den Berufsschul- und Lehrlingsorganisation 
theoretisch zu fundieren, in Arbeits, bzw. Pro­
jektgruppen gesellschaftliche und betriebliche 
Themen zu bearbeiten. Diese Arbeit kann die 
Grundlage für die Änderung der Herrschafts-J · 
verhältnisse in den Betri eben bieten. 

. Rudolf Sehmieder 

Ihr neuer Treffpunkt 

BALALAIKA 
Das Domizi l d es· Balalaikaensernb l-es 
Tschaika 

Frankfurt /Main Sachsenhausen 
Tl Dreikönigstr. 30, Telefon 61 22 26 

~Die Unfähigkeit zu trauern, entlarvt die Beuc~elei. 
»Dieses Buch handelt vom Menschen, 
von jedem von uns. >Die Unfähigkeit zu 
trauern< entlarvt die Heuchelei. 

Das Buch ist brisant. Es steckt 
voller Sprengstoff. Es ist schwer zu 
lesen. Wer sich die Mühe macht, wird 
schaudern. Dieses Buch handelt vom 
Menschen, von jedem von uns. Von 
unserem Verhalten als kollektive Wesen, 

In engem Zusammenhang zum Thema steht 
»Hitler - Das gesamtdeutsche Trauma« von Gert Kalow 
(kartoniert DM 8.80). 

von unserem politischen Verhalten, 
von unserem Verhalten als Deutsche. 
D ieses Buch zerstört die eine Dimen­
sion, mit der wir bisher Geschichte 
betrachtet haben. Schluß mit der Auf­
fassung, als hingen wir nur von den 
Umständen, dem Milieu, den wirtschaft­
lichen Verhältnissen, dem Willen der 
Mächtigen ab. Wir selbst sind es, die 
Geschichte machen, unsere Triebe, 

• 

6 

unsere Aggressionen, unsere· Verdrän­
gungen. Wir alle wissen viel von den 
sachlichen Problemen dieser Welt. 
Von uns selbst wissen wir fast nichts.« 
J. Besser im Kölner Stadt-Anzeiger 

25. Tausend 
372 Seiten. Leinen DM 24.-

Piper 



.G.walt und. Terror gegen ·G'riechen in _Frankfurt 
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Unter dieser Oberschrift berichtete die Frank­
furter Rundschau vom 5. 2. 68 über Ausschrei­
tungen und Gewaltakte gegen die in Opposi­
tion zur Militärjunta stehenden Griechen in 
Frankfurt. 
Die Terrorakte gegen die oppositionellen Grie­
chen sind vor folgendem Hintergrund zu sehen: · 
Vor etwa 11/2 Jahren unternahm ein griechischer 
Demkorat den Versuch, einen Gottesdienst der 
griechischen Gemeinde in Hessen zu besuchen. 
Angestellte des Generalkonsulats hinderten 
ihn daran und verboten ihm, die Veranstaltun­
gen der Gemeinde in Zukunft zu besuchen. 
Er gründete daraufhin die "Neue Griechische 
Gemeinde", der heute etwa 500 gewerkschaft­
lich organisierte griechische Arbeiter aus dem 
Raum · Frankfurt angehören, die die Militär­
diktatur in Griechenland bekämpfen. Der „alten" 
griechischen Gemeinde gehören etwa 120 grie­
chische Händler an, die die Militärjunta unter­
stützen. 
Zur Oberwachung der oppositionellen Griechen 
wurde vom griechischen Generalkonsulat aus 
Mitgliedern der durch die Tätigkeit in den so­
genannten Arbeitskommissionen kompromittier­
ten „Schwarzen Hand" die Vereinigung „Natio­
nale Wiedergeburt" gegründet. Die Arbeitskom­
missionen arbeiteten an deutschen Arbeits­
ämtern an der Bespitzelung griechischer Demo­
kraten und sorgten für ihre Abschiebung nach 
Griechenland. ..Die „Nationale Wiedergeburt" 
in Frankfurt geht noch einen Schritt weiter. Sie 
terrorisiert oppositionelle Griechen in dieser 
Stadt, unter Duldung der hiesigen Behörden. 
Dafür zwei Beispiele aus der genannten Aus­
gabe der FR. "Wie die Griechen vor Journali­
sten erklärten, seien am 26. November 1967 
etwa zehn regierungstreue Griechen unter der 
Führung von Vizekonsul lvrakis mit Messern 
und Fäuste11 über vier Landsleute, die vor der 
griechisch-orthodoxen Kirche im Grüneburgpark 
nach einem Gottesdienst den in griechischer 
Sprache abgefaßten Pressespiegel der IG Me­
tall verteilten, hergefallen. Dabei sei ein Grie-

ehe leicht verletzt worden. Eine Anzeige wegen 
Körperverletzung wurde vom 1. Staatsanwalt 
Großmann abgewiesen. Die Staatsanwaltschaft 
verwies auf den Privatklageweg, da kein öffent­
liches Interesse vorliege.· 
„Die Griechen berichteten weiter, daß im Juli 
1967 vier Mitglieder der .Nationalen Wiederge­
burt" einen in Offenbach lebenden Neffen des 
auf einer griechischen Gefängnisinsel ermorde­
ten Rechtsanwalts, Nikolas Mandilaras, überfal­
len und zusammengeschlagen hätten. Der Neffe, 
Nikifores Mandilaras, habe damals beim Staats­
anwalt in Offenbach Anzeige wegen Körper­
verletzung gestellt. Die Staatsanwaltschaft in 
Offenbach habe jedoch ebenfalls auf den Prh 
vatklageweg verwiesen.· 
Die Haltung der Staatsanwaltschaft ist eindeu­
tig. Die Obergriffe und Terrorakte einer Orga­
nisation, die offenbar systematisch die Ein­
schüchterung und Unterdrückung von politisch 
Andersdenkenden betreibt, sind für sie nicht 
von öffentlichem Interesse. 
Die „Nationale Wiedergeburt" betrachtet die 
Haltung der Staatsanwaltschaft und der unter­
geordneten Verfolgungsbehörden offensichtlich 
als Ermunterung für ihr kriminelles Treiben. 
Diese Schlägertruppe ist nämlich inzwischen da­
zu übergegangen, Gewalt nicht nur gegen ein­
zelne Personen, sondern gegen größere Per­
sonengruppen anzuwenden. 
Die Ereignisse im Palmengarten am 31. 3. 
1968 beweisen das. Nach Aussagen verschie­
dener Zeugen hat sich dort folgendes ereignet: 
Die „alte" griechische Gemeinde lud alle Grie­
chen in Frankfurt zu einer Feierstunde anläß­
lich des Jahrestages des griechischen Aufstan­
des gegen die Türken, am 25. 3. 1821, in den 
Palmengarten ein. Dort sollte u. a. auch ein 
Film der .Nationalen Wiedergeburt" über den 
Militärputsch am 21. 4. 1967 in Griechenland 
gezeigt werden. Mitglieder der „ Neuen Grie­
chischen Gemeinde" gingen einzeln 'zu der Ver­
anstaltung, um nicht durch ihr geschlossenes 
Auftreten den Eindruck einer Demonstration zu 

Im Studentenhaus neben den Räumen des AStA (Zimmer 14) finden Sie immer 
günstige Angebote für Gebrauchtwagen. • 0 
Vom vielgeliebten Döschewo bis zur vielbegehrten Miezenschleuder. 
Hier bietet sich selbst einem schwindsüchtigen Studentenportemonnaie ein 
Zügel für ein Paar PS. Doch Geld kostet's trotzdem. 
Der Führerschein muß also möglichst preiswert sein. 
Keine Pflichtfahrstunden, Fahrstunde 12,50 DM, Grundgebühr nur 50,- DM 
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München-Tel Aviv DM 300,- einfach 
Frankfurt-Tel Aviv DM 320,- einfach 

Mit planmäßigen Boeing Jets der El Al 

Buchung und Auskünfte 

Auslandsstelle 
des deutschen Bundesstudentenringes 

53 Bonn, Dietkirchenstraße 30, Telefon 31011 

erwecken. Sie wollten nur dann protestieren, 
wenn der Film gezeigt werden sollte. Einige 
von ihnen wurden am Eingang des Saales fest­
gehalten und abgewiesen. Die Türsteher sag­
ten, sie' handelten im Auftrage von lvrakis und 
Perdikis, beide A ngehörige des Konsulats. 
Denjenigen, die in den Saal hineinkamen, ieigte 
sich ein ungewohntes Bild. Die blauweiße grie­
chische Fahne, die normalerweise ohne jegliche 
Zutat gezeigt wird, zierte die Aufschrift „Na­
tionale Widergeburt". V iele Gäste empörten 
sich dagegen. Als die Unruhe größer wurde und 
die Demokraten auch gegen die geplante Vor­
führung des Putsch-Filmes protestierten, gaben 
Perdikis und lvrakis den Angriffsbefehl. Per­
dikis zog seine Pistole und rief: ,,Greift an." 
Daraufhin schlugen etwa 20 Mitglieder der „Na­
tionalen Wiedergeburt" mit „Stahlruten und 
Schlagstöcken (FR, 1. 4. 68) auf die Demokra­
ten ein und warfen mit Bierflaschen, Aschen­
bechern und anderen Gegenständen nach ihnen. 
Zur gleichen Zeit trafen etwa 120 Studenten 
und Jugendliche, die als Gäste an der Dele­
giertenkonferenz des SDS tei lnahmen und von 
einem griechischen Kommilitonen zum Protest 
gegen die Militärdiktatur in Griechenland auf­
gerufen worden waren, im Palmengarten ein. 
Am Eingang des Palmengartens verwehrten 
ihnen etwa 20 Polizisten den Zugang. A ls je­
mand das Haupttor neben dem Fußgängerein­
gang öffnete gelangte ein großer Teil von 
ihnen an den Polizisten vorbei in den Palmen­
garten und in den offenstehenden Saal. Auch 
die Studenten gerieten in einen Hagel von 
Flaschen und Aschenbechern. Eine Kommilito­
nin floh aus der Tür. Dabei wurde sie von 
einer Flasche getroffen und erlitt einen doppel­
ten Kieferbruch. Mehrere Studenten und grie­
chische Demokraten wurden zusammengeschla­
gen und erlitten Verletzungen. 
Von Beginn der Auseinandersetzungen an wa­
ren zwei Polizisten im Saal. Sie griffen zu­
nächst nicht in die Auseinandersetzungen ein. 
Aufforderungen um Schutz von Seiten der De­
monstranten überhörten sie. Erst später grif­
fen sie zusammen mit den Polizeibeamten vom 
Tor ein. Sie räumten den Saal. Dabei wurden 
.sieben Demonstranten ... von der Polizei vor­
läufig festgenommen.· (FR, 2. 4. 68) Hinweise 
darauf, daß doch die Schläger festzunehmen 
seien, wurden von den Beamten ignoriert. Nicht 
bei einem , einzigen der bewaffneten Schläger 
wurden die Personalien festgestellt. Sie waren 
nach Angaben von Zeugen mit Karten ausge­
stattet, die sie als Mitglieder der „Nationalen 
Wiedergeburt " auszeichneten und durch die 
die Polizeibeamten zum Wohlverhalten ihnen 
gegenüber aufgefordert wurden. Die Schläger 
blieben im Saal. 
D ie Polizei hat sich durch ihr Verhalten ein­
deutig auf die Seite der bewaffneten Schläger 
gestellt. Mit dem forma len Argument, sie se i 
verpflichtet, den Hausfrieden zu schützen, ging 
sie gegen die in diesem Saal zu Recht an­
wesenden, weil eingeladenen, griechischen De­
mokraten und gegen hinzukommende Studen­
ten vor und deckte dadurch die organisierte 
Schlägertruppe, deren Vergehen wesentlich 
schwerwiegender sind als ein eventueller Haus-
friedensbruch. . 
Die Polizeiführung und die politische Führung 
der Stadt decken das Vorgehen der Beamten. 
Oberbürgermeister Brundert hat in einem 
Schreiben an das Generalkonsulat „sein Be­
dauern über' die Vorfälle an läßlich der Film­
veranstaltung im Saal des Palmengartens .. . 
ausgesprochen . . . " und betonte „daß die 
Polizei in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht 
korrekt gehandelt hat." (FR, 4. 4. 68) 
Polizeipräsident Littmann „bedauerte in diesem 
Zusammenhang, unter Hinweis auf die Erklä­
rungen von M inisterpräsident Dr. Zinn und 
Innenminister Schneider, wonach der SDS zu 
den Gruppen gehöre, die nicht überwacht wer­
den dürften, daß die Frankfurter Polizei keine 
Aufklärung mehr betreiben könne . . . " (FR, 
2. 4. 68) 

Gegen vier Griechen und einen D,eutschen. 
wurde nach Angaben des Oberbürgermeisters . 
Anzeigen wegen Hausfriedensbruchs und Larid­
friedensbruchs erstattet. Auch gegen die ver­
letzte Kommi litonin läuft ein Verfahren wegen 
der gleichen Delikte. 
Kein Staatsanwalt sprach da vom Privatklage­
weg. Eine friedliche Demonstration wird zum 
Landfriedensbruch, ein Hausfriedensbruch er­
regt plötzlich das öffentliche Interesse. Nur das 
bewaffnete Vorgehen einer organisierten Schlä­
gergruppe gegen demokratische Demonstran­
ten wird zur Privatsache erklärt. D ie Polizei er­
stattete t rotz Aufforderung und trotz der Tat­
sache, daß zwei Beamte im Saal waren und die 
Schläger hätten identifizieren können, keine 
Anzeige. 
Es blieb dem DGB-Kreis Frankfurt vorbehalten, 
beim hessischen Generalstaatsanwalt Anzeige 
gegen Perdikis und lvrakis .wegen fortgesetz­
ter terroristischer Aktivität in Frankfurt" (FR, 
11. 4. 68) zu erstatten ... .. da wiederholt grie­
chische Arbeite r, die sich zum demkoratischen 
Griechenland bekennen, tätlich von organisier­
ten Schlägergruppen angegriffen wurden". (FR, 
11. 4. 68) Der Polizei waren alle diese Vor­
fälle bekannt. Sie hat bisher nicht zum. Schutz 
der griechischen Demkoraten eingegriffen. 'Sie 
hat die Schläger nicht angezeigt. Dennoch war 
sie den Vorwürfen des Kommandeurs dieser 
Truppe ausgesetzt. Vizekonsul lvrakis warf 
der Polizei zü gelindes Vorgehen gegen die 
Studenten und griechischen Demokraten vor; 
die er als .eine Vereinigung von Anarchisten, 
Tem;iristen und Kommunisten" (FR, 2. 4. 68) 
bezeichnete. 
Die Frankfurter Polizeiführung wollte diesEln 
Vorwurf nicht auf sich sitzen lassen. Sie be­
wies, daß die griechische Schlägertruppe wei~ · 
terhin mit ihrem Schutz rechnen kann. Am 
Tag des Militärputsches in Griechenland fand 
eine Kundgebung mit Andreas Papandreu auf 
dem Messegelände statt. Die „ Nationale Wie­
dergepurt" v ersuchte vergeblich, aus einer Ge­
gendemonstration heraus eine Schlägerei anzu­
zetteln. Die griechischen Demokraten gingen 
nach der Kundgebung friedlich nach Hause. Sie 
hatten nicht die Absicht zu demonstrieren. Am 
21. 4. war in diesem Jahr zugleich der Tag des 
griechischen Osterfestes. Die Polizei erhielt 
einen Anruf, daß die .Neue Griechische Ge­
meinde" den Gottesdienst in der Kirche .Zum 
Apostel Andreas" im Grüneburgpark stören 
wolle. Eine wahnwitzige Vorstellung für einen 
gläubigen Griechen, völlig unwahrscheinlich 
auch, weil die Protestkundgebung am Vormit­
tag ohne Demonstrationsabsicht auseinander­
ging. Aber das waren für die Frankfurter Poli­
zeiführung offensichtlich keine Argumente. Sie ' 
wollte den Vorwurf, nicht energisch genug ge­
gen .eine Vereinigung von Anarchisten, Ter­
roristen und Kommunisten" vorgegangen zu 
sein, der von dem Kommandeur der organisier­
ten Schlägertruppe erhoben worden war , nicht 
ein zweitesmal auf sich laden. Da war es schon 
besser ein paar tausend Mark an Steuergel­
dern zu verschwenden. Vor der besagten Kir­
che fuhren nämlich am 21. A pril, dem Tag des 
griechischen Osterfestes, nach Augenzeugen7 

berichten drei Wasserwerfer und etwa 300 Po­
lizisten vor, aber es kam kein einziger Demon- , 
strant. 

Durch die Duldung der terroristischen 
Aktivitäten der „Nationalen Wieder­
geburt" und ihres Kommandeurs, 
Konstantin lvrakis, und durch ihr Ver­
halten gegenüber den Opfern dieser 
Schlägertruppe unterstützen die poli~ 
tische Führung von Frankfurt und 
die Strafverfolgungsbehörden, gewollt 
oder ungewollt, die Unterdrückung der 
demokratischen Opposition gegen die 
Militärdiktatur in Griechenland. 

W.J. 

Mehr· als Tagesnachrichten 
und unverbindliche Kommentierung verlang t der Zeitungsleser, der mitten im 
Leben steht und an der pol itischen, wirtschaftlichen, ku lturellen und wissenschaft­
lichen Verantwortung mittr.ägt. De r kri tische Lese r we iß es zu schätzen, wenn sich 
d ie 

Frankfurler Rundschau 
eine der großen deutschen Tageszei tungen - aktiv mit se inen Problemen be­

faßt. Die „ Fran kfurter Rundschau" greift immer wieder heiße Eisen auf. Sie übt 
Kritik, wo es notwendig erscheint Leitartikel, Kommentare, Reportagen und Glos­
sen der „Frankfurte r Rundschau" haben Format. Bilden Sie sich selbst ein Urteil. 
Verlangen Sie Probe lieferung. Senden Sie umstehenden Gutschei n auf einer Post­
karte oder im Briefumschlag ·an 

Frankfurler Rundschau 
Vertriebsabte ilung - 6 Frankfurt am Main 1 · Postfach 3685 · Telefon 2199513 

Vorzugspreis für Studierende 
monatlich DM 3,15 als Abholabonnement 

monatlich DM 3,40 bei Postzustellung ., 

monatlich DM 3,80 durch Träger 

Studierende erhalten die „Frankfurter Rundschau" im Postabonnement zum Vorzugspreis von monat­
lich DM 3,40 (einschließlich Zustellgebühr) oder als Abholabonnement bei einer autorisierten Abhol­
stelle zum Vorzugspre is von monatl ich DM 3,1 5. 
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1 ' Ich bin ·noch nicht' Abonnen t der „Frankfurter Rundschau" und möchte sechs 
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Alle Menschen ·guten Willens 
mit :ge.isti.gen Zi.elen 
Zum Plebiszit bei einer Germanistik-Vorlesung 
Prof. S.tern, Staiger-Schüler, Vorsitzender der 
neugegründeten Hofmannsthal-Gesellscl]aft, , die 
„ für alle Menschen gµten W illens mit geistigen 
Zielen" offen ist, aufrechter Eidgenosse, liberal/ 
autoritär wie sein L'iHidsmann Rüegg, äußerte 
noch nach dem go-in bei Carlo Schmid der FAZ 
gegenüber : .'Die Wissenschaft allerdings ge­
'horcht dem Geist. Sie " läßt sich durch Plebis­
zite weder herstellen noch lenken. " Wie ein 
so lches Plebiszit über Organisation und Inhalt 
einer akademischen · Veranstaltung hergestellt 
wird, mußte Stern i'n seiner eigenen Vorlesung · 

begriff Stern wohl, daß er mit einer Weige-
. · rung, sich dem Ab§timmungsergebnis zu be­

ruhigen, den Konflikt nur verschärfen würde. 
Von seinem nachdrücKlichen „In der -Vorlesung 
möchte ich sprechen" war also keine flede 
mehr, vielmehr sah sich Stern in der Diskussion 
heftigen Angriffen ausgesetzt, die weniger den 
Details als seiner wissenschaftlichen Methodik 
galten. 
D ie erste Stunde, die sich als' Analyse des 
,,Expressionismus als hi~torischeis . Phänomen " 
aufspreizte, fand ke ine anderen Worte zum 
Thema als „Verlust der Mitte" , ,,Lebensent­
fremdung", ,,Daseinsarmut" . . Historie verflüch­
tigt sich zum selbstbewegenden autonomen 
Geist, vom gesellschaftlichen Warenverkehr ist 
nicht die Rede. In der Phraseologie eines ver­
dünnten Kulturpessimismus näher:t sich Stern 
in krit ikloser Devotion den literarischen Wer­
ken der Zeit und wiederholt mit dem Wort-

.. Expressionismus" erleben. · 
D iese Vorlesung sollte laut Ankündigung mit 
einem offenen Kolloquium verbunden werden, 
das die „Diskussion und Demonstration" der 
Vorlesung leistet. Wer daraus ·ßChloß, daß hier 
der Versuch einer Demokratisierung der Lehr­
veranstaltungen gemacht wird, die Vorlesung 
also im Kolloquium der Kritik und Diskussion 
ausgesetzt wird, sah sich grimmig enttäuscht. 
Das Ideal stofflicher Vollständigkeit, das „Pen­
sum" als Kriterium germanistischer Wissen­
schaft waren offenbar allein ausschlaggebend: 
alles was in der Vorlesung ze it li ch keinen Platz 
mehr fand, sollte ,ins Kolloquium gestopft wer­
den. So hatte es Stern beschlossen, zusammen 
mit einem „ Aktivkern" von ca. 25 Studenten, 
die allfreitäglich zur „Befehls- und Materialaus­
gabe" beschieden wurden. Die Unterste llung, 
herrschaftsfreie Verhältnisse in .seinen Lehrver­
anstaltungen schaffen zu wo llen, wies Stern 
denn auch entschieden zurück : .. Ich habe meine 
Veranstaltungen nie als demokratisch gerühmt." 
Die Erfahrung, da~ solch autoritäre. Praxis von 
Germanisten widerspruchslos hingenommen 
wird, bestätigte sich freilich diesmal nicht: in 
Flugblättern und Wandzeitungen im Seminar 
wurden die Studenten auf den Sachverhalt hin­
gewiesen und zum Protest aufgefordert. Am 
29. April beschloß der überwiegende Teil der 
Hörer der Vorlesung „Expressionismus" ge­
gen Stern, das Kolloquium in die dritte Vor­
lesungsstunde umzuwandeln. In jeder der nun 
drei Stunden sollte eine Vierte lstunde für die 
Diskussion von Stoff und Methode freigestellt 
werden. +'o 
Bei allem Unbehagen gegen die neue Regelung 

. schatz der Expressionisten distanzlos nur noch 
einmal deren Bewußtlosigkeit und .ohnmächti­
ges Aufbegehren" (Lukacz) gegen den tota li­
tären· kapitalistisclien lmmanenzzusammenhang. 
Mit diese_r Diskussion war zugleich ein Schritt 
zur Objektivierung und Entpersonalisierung des 
Konflikts getan. Denn daß es sich hier um den 
Aufstand von Studenten handelt, die sich nicht 
mehr mit dem Ideologieschutt Staigerscher Pro­
venienz abspeisen lassen, war von allem An­
fang an k lar. Es geht um den begrifflosen me­
thodischen Plu ralismus der Germanistik, einer 
Germanistik, die „um eine Wissenschaft zu 
werden, aufhören müßte, Germanistik zu sein". 
Daß Prof. Stern sich einer solchen wissen­
schaftskrit ischen Auseinandersetzung zunä9hst 
einmal entzog, konnte niemanden verwundern. 
Ich halte jedoch dafür, daß die Studenten der 
Germanistik sehr bald den Bluff durchschauen 
werden, mit dem Stern die inhaltliche Ö iskus­
sion meidet, indem er nämlich v.orgibt, es werde 
ihm statt einer methodisch- inhaltlichen Diskus­
sion das Bekenntnis zu einer Weltanschauung 
abverlangt. Für die Studenten der deutschen 
Philo logie jedenfalls sind die Vorgänge _ ein 
Nachweis dafür gewesen, daß sie die Lösung 
ihrer Probleme nur von sich selbst und nur 
durch solidarischen Druck erwarten können. 

P.Mosler 

Fachidioten der Satire 
Gruppen, die· von bestehenden Verhältnissen 
profitieren, betreiben „Offentl'ichkeitsarbeit", in 
der sie ihre realen .Interessen verschleiern, zu 
nichts. verpflichtende „ Gemein&amkeiten" be­
tonen und punktu·ell das „Menschliche" hervor­
kehren. Diese Funktion kommt an der Frank­
furter Ordinarien-Universität dem uni-report zu, 
einem betont seriösen, betont häßlichen Mit­
teilungsblatt, dessen Oberschriften von entsa­
gungsvoller Sachlichkeit zeugen und ·vornehm ., 

., alle studentischen ·Thesen von „Manipulation " 
·' widerlegen. Man so llte meinen, die Professoren 

se lbst finanzi erten per Umlage das schlichte 
Organ ihrer Offentlichkeitsarbeit im Uni-Bereich 
und ermöglichten (ab Nr. 5) die kostenlose Ver­
teilung von 10 000 Exemplaren - wüßte man 
nicht, daß die fi nanziellen Mittel ·der Hoch­
schulen in der prosper.ierenden Bundesrepubl,ik 
schier unbegrenzt sind. Unbegrenzt kann denn 
auch die Auflage von uni-report steigen, wenn 
die Stu~enten nur tüchtig zugreifen, wozu hier 
ausdrücklich aufgefordert sei n soll. 
Die Leserschar wird entdecken, daß moderne 
Offentlichkeitsarbeit durchaus witzig sein kann. 
Treuherzig versichert uni-report in Nr. 4 in der 
po lemischen Sprache seiner Gegner: ,,Auch 
Arzte sind Fachidioten" . Damit die Herren Me­
diziner nicht 'zu arg erschrecken, wird ganz 
seri ös ganz klein Gedrucktes vorangestellt mit 
der Warnung, hier folge ein k leiner Scherz, 
angeregt vom Berliner EXTRA-Dienst, und der 
Verfasser sei unbekannt. Es folgt eine hübsche 
kleine reaktionäre Polemik gegen Demokratisie­
rungsthesen, die mit der vielversprechenden 
Oberschrift leider wenig zu tun hat, und die 
ihren einzigen Witz aus der Vorste llung bezieht, 
die behandelten Patienten könnten die Verant­
wortung für ihre Kra,nkenhausbehandlung selber 
übernehmen. Das Entsetzen, das die Techno­
kratengehi rne der uni-reporter bei solcher Vor­
ste llung befäl lt, treibt sie zur Satire. Wie's im 
Operationssaal aussieht, wenn die Hierarchie . 
der Mediziner durch ,,Teams " abgelöst wäre, 
wird breit ausgemalt: ,,Al le Operationen tragen 
Offentl ichkeitscharakter. Die Versammelten ha-

ben die Arbeit der Operationsgruppe sorgfält ig 
zu überwachen, um gegebeneflfalls in eine all­
gemeine Dis~ussion einzutreten. " · 

Daß solcher Unfug nicht gut gehen .könr;e, folgt 
Zeile für Zeile. aus 'dem abgedruckten . Sechs­
Punkte-Programm" ausgetüfte lter sozialistischer 

, ,,Behandlungsnehmer " -Verbände. Denr) selbst­
verständlich wo llen die monströsen Patienten 
in der negativen' Utopie des uni-reports nicht 
nur über ihr Schicksal selbst bestimmen, nein, · 
sie wo llen auch noch „oppositionell~", ., poli­
tische" , .. kritische", .. spontane " und sogar „ so­
zialistische" Propaganda in die Klinik tragen. 
Während sich die Autoren des Professoren-. 
organs uni-report zynisch grinsend zugestehen, 
daß die Demokratisierung der Kl inik genau so 
ein Unsinn sei, wie - nach der - bekannten 
Formel des benachbarten Unternehmerorgans 
Industriekurier -'- eine Demokratisierung von 
Betrieben, Schulen, Zuchthäusern und Kasernen, . 
wollen sie selbstverständlich noch eine andere 
Fliege mit gleicher Klappe schlagen: alle For­
derung nach einer Wissenschaft, die sich ihrer 
politisch-sozia les Implikationen bewußt wird, 
soll als lächerlich erscheinen . 

Wie sehr die zynische Geschwätzigkeit der Ver­
schleierung dient, wird an den blinden Flecken 
der technokratischen Gegen-Utopie offenbar. 
Vor nichts schreckt sie dermaßen zurück, wie 
vor jedem Hinweis auf die reale hierarchische 
und ökonomische Struktur heutiger Kli niken. 
Sie stellt nur eine verfi lzte, reaktionä_re Arzte­
schicht " den „ungezählten Patienten " gegenc· 
über, hat aber von dem aufquellenden Mittel­
bau, der zunehmenden Differenzierung in Be­
amten- und Angestelltenpositionen nie was ge­
hört: Die ausgetüftelte Hierarchie einer Univer­
sitätsklinik so llte den Tüftlern · der . Patienten­
Demokratie " entgangen sein? Fürwahr, wer 
über die Interessen der Ordinarien, sei's der 
medizinischen Klinikchefs, sei's der anderen, 
Wesentliches erfahren will , wird zu anderen 
Quellen als dem· uni-report greifen· müssen. 

Heinz Grossmann 

.,Das deutsche Nachrichten-Magazin DER SPIEGEL" glaubt vielleicht, mit de.r Methode eines Bundesp_räsiden­
ten durchzukommen: zu öffenflichen, belegten Beschuldigungen keine· Stellung zu nehmen! gez.: Kurt 8erna 

öffentliche Anklage 
Ich beschuldige hiermit öffentlich „Das deutsche Nachrichten-Mag@zin DER SPIEGEL" 
einer vorsätzlichen Nachrichten-Unterdrückung seit über z eh n Jahren! 

Begründung: Die entdeckte, tatsächliche Möglichkeit, daß Jesus mit schlagendem Herzen 
vom Kreuz abgenommen wurde, ist eine Nachricht, Diese Nachricht wird von dem 
Nachrichten-Magazin „DER SPIEGEL" seit über zehn Jahren vorsätzlich unterdrückt. 

Das unwiderlegbare Beweismaterial für die oben genannte öffentliche A n k I a g e 
- der 1956er Originaltext vom SPIEGEL-Archiv - wurde den Chefredaktionen der 
maßgebenden deutschen Presse sowie der „deut~chen pre1>se-agentur" ':lamburg, ferner 
den internatios:ialen Agenturen „AP" und „UPI" Frankfurt/M. und dem Deutschen Fernsehen 
von der Bundespost übergeben. gez.: Schriftsteller Kurt Berna, Stuttgart 
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-wie ich Peter Weiss in TüU auf Zehenspitzen sah . ~ . .. 

sehende aber notwendige falsche. Ich selber 
bin von der größeren Effektivität.der Betrach­
tung des Gegenwärtigen als industriegesell­
schaftliche Formation üoerzeugt. und plädiere 
deshalb für die Taktik der Affirmation. Aber das 
steht hier nicht zur Debatte. Für Weiss indes­
sen ergeben sich, was hier zur Debatte steht, 
die fatalsten und deprimierendsten Feststellun­
gen: An der Reaktion seiner Zuschauer kann e r 
bestätigt sehen, daß nur das vorgeschriebene 
Maß an Pflichtübungen von ihm abgeleistet 
wurde; .. Wir danken den Mächtigen dieser 
Stadt, daß, sie erlaubt haben, dleses Stück hier 
zu spielen", ·sagte ein Kümmerling, der darin 
seine große Obereinstimmung mit dem Gebo­
tenen zum Ausdruck bringen wollte. Unter dem 
Aspekt des Rückfalls in den Spätkapitalismus 
gibt's da nichts zu danken; was ohnehfn kom­
men muß ist gratis. Deshalb ist auch der Ein-

Ba~on Brock 
Als Fortsetzung der Diskussion un{ äas Theaterstück 

·· , Viet-N,am-Diskurs" von Peter Weiss kommt in dem fol ­
genden Arti~el Bazon Brock, Dozent für N icht-Normative­
Ästhetik in Hamburg zu Wort. 

Maulsperren: vor Staunen nicht das Maul 
schließen zu können oder aber die Gier war 
zu groß:· 
Das Staunen der Besucher vor der artistischen 

· Glanzleistung mag äußerlich bleiben/ solange 
sich Sportler und Jongleure nicht zu Präsident­
schaftskandidaten machen lassen. Hier sitzt der 
Mensch vorm Menschen noch iin Käfig und 
zeigt; wie kr~ftig er doch geblieben ist ·trotz 

' ·Gefangenschaft und Wärterworten. · Der Zirkus 
ist entschuldigt, er ·ordnet die Zwerge und 
Krüppel . ins Reich der Notwendigkeit ein, er 
raucht die kleine Abweichung in der Pfeife. 
Außerdem weiß man ja, wozu gute Muskeln 
taugen können. 
Etwas reflektiertere Formen der Muskelpraxis wie 
die des Theaters allerdings haben dem Zuschauer 
qie Anfälligkeit zur Unterwerfung unters erklär­
termaßen Höhere, Qualifizierte, Staunenswerte 
auszutreiben. Wer im Theater andere zum Stau-

, nen verführt über g~lungene Einsjcht oder über 
über'legene Haltungen oder über\ feldherrliche 
Obersicht oder Ganzheit, betreibt die Domesti­
zierung zugunsten eines zwar besseren und an­
deren aber immerhin eines Herrn. Das Ritual 
der Korrespondenzen ist nirgends so eindeutig 
und uneingeschränkt wie in der ästhetischen 
Praxis, die sich für die Oberwindung der ästhe­
tischen Praxis hält. Was immer die ästhetische 
Praxis als Freiheit und als Richtigkeit vorzu­
zeigen vermag, weil es ihm an jeder Stelle 
und bei jeder Gelegenheit die Kennzeichnung 
• beliebig" vorhält, wird in der erklärten Obers 
Windung der .bloßen" ästhetischen Praxis zur 
beklatschten Notwendigkeit. Die aber herrscht 
allenthalben ohnehin und brauchte nicht als 
Produktion der Einsicht. hergestellt zu werden. 
Wo solche Unabdingbarkeit pr9duziert wird, 
dient sie nur dazu, den kulturellen Freiübungen 
den Anschein und die Gewichtigkeit von Natur­
ereignissen zu geben. Und so pflegen denn 
auch die Besucher bei solchen gelungenen 
Obertragungsversuchen stets zu bekunden, daß 

.es wie Blitz und Donner . über sie gekommen 
Jst. Ein Ereignis, ein Erlebnis von unvergleich­
licher Wucht und Kraft, dem sich niemand ent­
ziehen kann." 
Auf diese Weise ist das in vermeindlicher Frei­
heit Produzierte nur Verdoppelung der herr-

' sehenden Gewalt. Denn Einsicht zu haben in die 
'Notwendigkeit und sie immer 'noch zu akzep­
tieren, ist unaufrichtig und auf Täuschung aus. 
So ist wohl Peter Weiss auf Täuschung aus 
gewesen, wenn er einerseits vorgibt, über Ein­
sichten in die Begründungen der herrschentjen 
Gewalt zu verfügen und sie dennoch als Be­
gründungen für sein Handeln als Au_tor zu ver, 
wenden. Der Mann sagte doch, glattweg: • Wenn 

. sie (die Studenten u. a.) erst mal andere For­
men geschaffen haben werden, wie z. B. das 
Straßentheater, dann werde ich (Weiss) schon 
mitmachen. Bisher gibt's ja nichts anderes, 
bitteschön!· 
Abgesehen von der empörenden Ahnungslosig­
keit darüber, welche anderen Formen es in 
seiner unmittelbaren Umgebung seit Jahren 
gibt, hat Weiss so Zweifel daran bestätigt, 
daß er überhaupt über irgendein Fünkchen 
willkürlicher Subjektivität verfügt, die seiner;i 

· Aufstieg zu ·mehr macht als dem bloßen Re­
zeptbefolgen der bürgerlichen Skandalvorstel­
lungen. 
Talent auf Rezept, Größe des Genies auf Be­
stellung, wobei dann frei lich das Genie ist, 
was dem bestellten Rezept in der Endfertigung 
genau entspricht. · 
Gerade an diesem Punkt ist Weiss und mit ih~ 
die Ctrque der Approbierten nicht auf der Höhe 

~ 

des gesel lschaftlichen Bewußtseins: die gewich­
tigsfe Vorstellung in den gegenwärtigen Aus­
einandersetzungen ist die von . der ausgehal­
tenen Subjektivität, von den gegen alle gutbe­
gründeten Anw()rfe durchgehaltenen Voluntaris­
men. Denn die objektiven Vorgegebenheiten 
werden nur noch zur nachträglichen Rationali­
sierung für Nichtstun und Sotunalsob verwandt. 
Je mehr sich Arbeiten wie die von Weiss auf 
Objektivität von Entwicklungsprozessen berufen, 
desto falscher werden sie, we il sie desto rich­
tiger und überzeugender Handeln verhindern . 
Und daß wir alle immer noch anfällig sind ge­
gen die Begründung und noch dazu richtig.e und 
gute Begründung unserer Ohnmacht und un­
serer eingestandenen Resignation, darf wohl als 
sicher gelten. In der Folge solcher Oberlegun­
gen wird automatisch immer di~ ·frage r ach den 
geschichtlichen Erscheinungsformen dieser Sub­
jektivität gestellt. Nicht selten ist deren mächtig­
ste als die des Stalinismus bezeichnet worden. 
Das aber wird Weiss ganz unverständlich blei­
ben; denn er wird Angst haben vor Mißver­
ständnissen. 

' Grass lebt davon, sich gegen solche möglichen 
Mißverständnisse tagtäglich abzusichern, der 
Narr. Diese Mißverständnisse lassen sich nur 
vermeiden, wenn man sich still ins Grab legt -
und nicht einmal dort: mancher würde sich 
wundern, was auf seinem Grabstein steht. Was 
allerdings unsere Instrumentalclowns . der Ver­
nunft zum Stalinismus und Faschismus von 
Links gemacht haben, ist wiederum nur die 
Objektivation von Voluntarismus und Anarchie. 
Für den Faschismus gilt dasselbe: es wurde 
nachgewiesen, daß sich die autoritäre Rad­
fahrerpyramide des Systems aus seinen lrratio-

. nalismen ableitet. Subjektivismus, Voluntaris­
mus, Anarchismus auf das Moment von Irratio­
nalität, das in ihnen herrscht, zu verkürzen, ist 
kenntnislos aber zweckentsprechend. Das Miß­
verständnis, das Falschverständnis, die Ent­
stellung und Verzerrung muß man zu tragen ge­
willt sein, das Falsche zu tun · nicht scheuen, 
wenn man mornens auch nur die Nase zum 
Fenster hinausstreckt, um sich gegen die Wol­
kenbildung auszusprechen, geschweige denn 
gegen die Wolkenschieber. 

Dazu gehört aber noch eine Aussage am gan- ' 
zen Stück: Spätkapitalismus oder Industriege­
sellschaft, das sind mögliche Beschreibungs­
formen nicht von zwei verschiedenen gesell­
schaftlichen Formationen, sondern von einund­
derselben, wie sie bei uns augenblicklich 
herrscht. Und sind beide Kampfmittel, wie Er­
kenntnis Kampfmittel ist, wie Ideologie. Des­
halb kommt die Unterscheidung nur am Grad 
der durch sie geleisteten Effektltivät für die 
Bestimmung des gesellschaftlichen Selbstbe­
wußtseins zur vollen Entfaltung. Z. B. ·wurde 
mit ,dem, was die Rezession genannt wurde,"der 
Versuch unternommen auszuprobieren, wieweit 
inzwischen die bestimmenden Widersprüche in 
naturgeschichtliche Prozesse zurückverlagert 
werden konnten, denn so spätkapitalistisch lie­
ßen sich natürlich höhere Profite erzielen. Irre 
geworden an den Erfolgen der Sozialistischen 
Republiken, fast neidisch, wurde überlegt, ob 
nicht doch objektive Gesetzmäßigkeit in der 
Entwicklung vorherrscht. Wenn ja, dann mußte 
man sich darauf einstellen. Und das heißt 
Kampf bis zum letzten Atemzug allerdings mit 
wesentlich höheren ·Gewinnen. Wenn die Unter­
werfung unabdingbar ist, sollte sie möglichst 
weit hinausgeschoben werden, um vorher -die 
~cheu~r zu füllen. 
-lndustriegesellschaftlich verstanden sind die 
Mittel zur Aufhebung der bestimmenden Wider­
sprüche zwischen Produktivmitteln und Produk­
tionsverhältnissen einzig in .eiern Behauptungs­
willen der Unternehmer zu sehen, die alle nur 

:A·ggressives Theater/ Hans lmhoff 

. Herr IMHOFF, wir sind Schauspieler, stören 
Sie uns -nicht bei unserer Arbeit ... • (Anläßlich 
eines . ?Wischenfalls bei der Uraufführung von 

' , Peter Handkes • Kaspar", am 11. Mai 1968, in 
Ffankfurt/M.). , 
Einen neuen Aspekt erhält das moderne Stück, 

, wenn man seine Aufführung zu unterbrechen 
. versucht. 'Die Aggressivität des Assembles 
wie des Publikums überrascht aber nicht an sich 
schon - wer freut sich über Störung -,. son­
dern erst durch eine Assoziation, die durch sie 
ausgelöst wird: 
Warum darf ein Inhalt als Kunst existieren, der 
als Thema einer Demonstration auf polizeiliche 
Gewalt stoßen würde? 
Nicht weil Kunst ungefährlich ist, ist ihr all~s 
erlaubt - Kunst i s t gefährlich. Sondern weil 
die institutionalisierte Reproduktion von Kunst­
werken, durch den Mechanismus der Identifi­
kation vermittelt, dieselbe Aggression einübt, 
die das funktionieren der Polizei garantiert, 

, deshalb sind diese subventionierten Betriebe 
staatstragend und das Entge·gengesetzte von ' 
Demonstration. 
Die kunstreproduzierenden Institutionen und ihr 
Publikum dulde,:i ebensowenig die Störung ei­
nes ritualen Ablaufs, wie die staatlichen lnstitu- .­
tionen sie dulden. 
Kontinuität ist das Interesse der Kunst wie das 
der Herrschaft, und wie das eine, so ist das 
andere nur durch Gewalt zu garantieren. Wo 
diese verletzt wird, entsteht Aggression. 
D ie Identifikation des Publikums mit dem Stück 

bed~utet, indem das Publikum damit notwenäig 
sich mit dem äußeren Ablauf des Stücks· auf 
der Bühne identifiziert, die Reproduktion des 
Zwanges der Identifikation, den die moderne 
Kunst angeblich in der Form der Durchbrechung 
der Illusion aufhebt. . 
Ein Kriterium für Modernität ist daher, ob das 
Publikum frei bleibt, seine Reaktion auf die 
Qurchbrechung der Illusion zu Kontrollieren. 
Die Theater aber sind Schulen, in denen gern 
wie sonst nirgendwo das Verbot gelernt und 
befohlen wird, die Identifikation mit ritualisier­
ten Zwängen zu verletzen. 
Wer für Theater schreibt, wer zuläßt, daß seine 
Stücke von Theatern aufgeführt werden, Schau­
spieler und Zuschauer Akte der Identifikation 
voll ;ziehen läßt, identifiziert sich se lbst mit der 
Gewalt, die die Mechanismen der Identifikation 
'gebraucht, um die Realisation von Freiheit zu 
verhindern. 
Der Zusammenhang eines Stückes ist an sich 
die objektivierte Suggestion, das Ganze sei das 
Wahre. Das Ganze aber ist Herrschaft als ihre 
Reproduktion. 
Ein Kriterium für Modernität ist daher, ob ein 

, Stück ohne Einbuße an Qualität beliebig unter­
brochen werden kann. Der Zusammenhang ei· 
nes Stückes kann deshalb keiner der Struktur 
sein. 
Modeme Stücke sind Techniken gegen den 
Zwang ·der Identifikation. 
HANS IMHOFF kennt keine Stücke, die das 
leist~n, außer seinen. 
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denkbaren Tricks finden und vor allem alle 
denkbaren Zugeständnisse für Veränderungen 
machen, um weiterhin sich und das System zu 
erhalten. 
Wird der Gegendruck sehr groß durch die Er­
folge der Gegner (der Sozialisten und Kommu­
nisten) versucht das Establishment im Gros der 
Verfügungsfunktio_fläre auf die spätkapitalisti­
sche Position zu retirieren. Das schafft Solidari­
sierung unter den Betroffenen untl legitimiert 
Machtanspruch der Auserwählten. Auch ließen 
sich dann etwa die Gewerkschaften als Unter­
nehmer, die sie sind, besser zur Einsicht brin­
gen. Und tatsächlich hat sich das ja erwiesen 
als eine gute Medizin, wie Herr Berg sagte. 
Allerdings schafft das auch bei einigen Großen 
die Gefahr, sich defäitistisch zu betragen und 
ihre Unternehmen umzuwandeln in Stiftungen 
für die Arbeiter oder -Formen der tatsächlich 
praktizierten Mitbestimmung. 
Wie immer, im Augenblick der Rückverlagerung 
in den Spätkapitalismus war der Lauf der Dinge 
gesichert und zwar durch die Naturgesetzlich­
keiten selber. Man braucht sich nicht um Kenn­
zeichnung und Differenzierung kümmern, die 
Natur spuckt den Unterschied aus. Und wie 
Ausgespucktes wird ja auch nun die Konse- · 
quenz dieses Ruckzugsversuchs behandelt: es 
wird in den Rinnstein gefegt, weil es sich 
nicht dem naturgeschichtlichen . Schema fügt. 
Die Stille und erschlichene Obereinkunft im Hin­
blick auf den mechanischen Gang der Dinge 
zwischen Verfügenden und Verfügten wurde ge­
stört. Den Verfügten wurde die Aussicht auf 
schließlichen Sieg der Sache als Natur der 
Dinge infragegestellt und den Verfügenden 
bis dahin ein angenehmes Äußeres. Die Prak­
tizierung des Diamat hat im Westen die höchste 
Stufe erklommen, allerdings nur in der Rück­
fallperiode, die langsam zu Ende geht. 
Wird der Druck in der industriegesellschaft­
lichen Formation auf die Systemhalter zu groß, 
stehen sie Veränderungen zu, bauen Druck­
schwellen und Widerstände ab, um eben wei­
terhin Systemträger zu bleiben. Uns kann' es 
egal sein, bis zu einem gewissen Grade, ob 
wir realen Fortschritt dem Selbstbehauptungs­
willen des Systems verdanken oder der Fremd­
aufhebung des Systems. Fremdaufhebung wäre 
wohl nur wie oben bei uns zu verstehen. Und 
errichtet über uns alle die Fatal ität der Ge­
schichte. 
In industriegesel lschaftlichen Formationen kann 
es sogar vorkomr,:ien, daß realer Widerspruch 
erzeugt wird, um an ihm die Umsetzung zu 
rationalisieren. Ästhetische Praxis _ging lange 
darin auf, solchen synthetischen Widerspruch 
zu liefern. Aber auch weiterreichende gesell­
schaftliche Praxis, z. B. in der, Gesetzgebung 
und Rechtsprechung oder bürgerlichen Protest. 
Nur muß der dann auch wissen, daß er. vom 
System selber gesteuert wird, unmittelbar in 
seinen Formen bestimmt und kontrolliert. 
Beiden Kalamitäten entgeht nur der Volunta­
rismus, der seine Voraussetzung kennt als sol­
che, die ihn unmöglich erfolgreich operieren 
lassen werden, als falsche sogar, als einge-

Zu de·n ~otografien 

· wand, die A ufführung sei nur ein Alibi für die 
Herrsi:;henden, nicht ernst zu nehmen. Sie haben 
es nicht nötig, sondern sind im Gegenteil dank­
bar, wenn sie nicht aufgrund von Alibis son­
dern aufgrund voh Naturgesetzmäßigkeiten han­
deln, als kleine Hilfsgötter und vollziehende 
Gewalt. 
Unter dem Aspekt der Bestimmung des Gegen­
wärtigen als industriegesellschaftliche Forma­
·tion, ist <;lie Weiss'sche Obung produziert vom 
System, in allen ihren Formen durch dieses be­
stimmt und kontrolliert. Peinlicheres als die 
Scharaden, Schattenrisse und Chinaopern­
anklänge in der Aufführung zu Frankfurt hat . 
man selten sehen müssen. Weiss hat zugelas­
sen und zulassen müssen, weil er nicht weiß 
was Welss tut, daß sich so jede geschicht liche 
Bestimmtheitsform aus seinem Theaterstück 
entfernte, es wurde kränzchenreif als Al'lgemei­
nes, Menschliches, Humanes, guter Wille. Ritual 
der Korrespondenz zwischen ·Bühne und Publi ­
kum, das reibungslos funktionierte wie bei Kon­
ditionierungsübungen für Hunde . 
Und unter dem Aspekt einer Residualtheorie 
für die Künste als Erscheinungsformen vergan­
gener Zeiten kam erst gar keine Zuordenbar­
keit für Weiss auf: jeder Anflug von Entfaltung 
persönlicher Machtansprüche, künstlerischer In­
dividualität oder von artistischer Attitüd wurde 
an der hilflosen und begriffslosen Erscheinung 
des Menschen zunichte. · 
Was aber das Wichtigste ist: er denunzierte die · 
Formen der subjektiven Wil.lkür, des Volunta­
rismus und Anarchismus als brauchbare Vor~· 
leistungen, derer man sich nach Belieben bedie­
nen kann und das meint vor allem sich ihrer 
zu erwehren mit dem Zweck ihrer Vernichtung. 
Vernichtet werden sie als Opfer, Opfer · sind 
sie, wenn man sich nicht zu ihnen bekennt, 
wenn _man von ihnen nicht spricht, wohl aber 

· die Result.ate ihres Handelns für wirkliche ge­
braucht. 
Das tut übrigens auch Grass 91s gesellschaft­
liche Subjektivität, wenn er die Gammler, Ho­
mos, LSDler, Kommunarden verhöhnt und we11n 
er etwa die Praxis der happenings, des agltpop, 
des fluxus verächtlich macht . . 
Das tun v iele, aber mit weniger Gewinn, weni­
ger Tantiemen als Weiss und Grass. Sie sollten 
wenigstens damit einigermaßen folgerichtig ,ope­
rieren. Z. B.: ihr Publikum bezahlen, damit das 
Publikum sie nicht für natürliche Gewalten hält. 
Allerdings: in einem kleinen Salon ist schon 
ein Furz eine natürliche Gewalt. 

'• 

, ____ _ 

von · Hilla und· Bernhard\Becher 
(Rückseit_e: Kühltürme) 

Bernhard Becher ist am Rand des Ruhrgebiets 
zu Hause, im Siegerland, der ältesten deut­
schen Industrielandschaft. Die letzten beiden 
Bergwerksanlagen sind hier 1965 stillgelegt 
worden. Becher hat sie fotografiert, ebenso wie 
unzählige andere veraltete Industriebauten, 
Fördergerüste und Hochöfen, Kühl- und Was­
sertürme, Gasbehälter, Silos und Fachwerk­
häuser. Die zusammen mit seiner Frau begon­
nene Dokumentation „anonymer Architektur· im 
Siegerlanä und im Ruhrgebiet wurde in Eng­
land und in Nordfrankreich fortgesetzt. Anonym 
nennt Becher diese Bauten, weil die Ingenieure, 
die sie konstruierten, unbekannt bleiben, und 
weil sie vom architektonischen Stil ihrer Zeit 
kaum beeinflußt waren. Sie scheinen vielmehr 
ein Vorbild des Funktionalismus gewesen zu 
sein, der im 20. Jahrhundert zum Konzept für 
alle Arten von Bauwerken wurde. 
Diese A rchitektur ist aber noch in einem ande­
ren Sinn anonym: sie ist fotografisch so wieder­
gegeben als ob sie keinen Namen hätte. Die 
Objekte auf den Fotografien von Becher müs­
sen identifiziert wer.den, man hat sie vorher nie 
so gesehen: ohne Schatten und Atmosphäre, 
bis ins Detail genau und oft unter Verzicht auf 
Perspektive frontal „auf die Platte gebannt" 
(Becher arbeitete anfangs mit einer Holz­
kamera). Die dadurch erzielte .Befreiung des 
Objekts von der Aura" (Walter Benjamin) 
könnte leicht in eine neue Mystifizierung des 
Gegenstandes umschlagen, was sich in dem 
Hinweis andeutet, Becher sei, als er noch zeich­
nete, von den Bildern de Chiricos fasziniert ge­
wesen. In der Methode liegt aber zugleich die 
Möglichkeit, diese Gefahr zu umgehen; sie er­
laubt es, Serien he, zustellen. ein Repertoi re 
vergleichbarer Dinge zu zeigen. Außerdem: ist 
ein Hochofen, der in voller Aktion, oder ein 
Förderturm, der im Dunst des Kohlenpotts vor­
geführt wird, nicht weitaus mystifizierender? 
Solche Fotos aus Industriegebieten suggerieren 
eine menschliche Nähe oder eine vermeintlich 
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technische , Dynamik, tragen also nichts zur 
Klärung bei. 
Auf den Fotos von Becher werden die architek­
tonischen Hülsen vergangener Stufen der kapi­
talistischen Entwicklung noch einmal fixiert, be­
vor sie zerfa llen oder zerstört werden. Wenn 
Brecht meinte, daß .eine Fotografie der Krupp.­
werke oder der AEG beinahe nichts über diese 
Institute ergibt"' weil .die eigentliche Realität 
in die Funktionale gerutscht ist", so ergibt die 
Fotograf ie nicht mehr funkti onierender oder ver­
altender Industriebauten mehrerlei : 
a) Auch die Stätten der Ausbeutung sind nicht 
ohne Stil gebaut - es ist ein Stil der Ordnung, 
der Symmetrie aller Teile, der dann auf andere 
Zwe'ckbauten und schließlich auf Wohnhäuser 
übertragen wurde. 
b) Was funktionslos wird, bekommt ästheti­
schen Reiz - ein Düsseldorfer Maler schlug 
unlängst yor, aus dem Ruhrgebiet ein ~ unst- ., ,. 
we_rk zu machen, um so den Obergang von der 
veraltenden Schwerlnclustrie zur utopischen 
Dienstleistung mit einem Sprung zu schaffen. 
c) Ein Förderturm kann heute bereits so aus­
sehen wie gestern eine Windmühle aussah -
was .unter Tage" vor sich ging oder noch 
geht, wird dem Vergessen eher anheimfallen. 
Bechers Serien könnten aber gerade zur Re­
konstruktion der Arbeitsverhältnisse im 19. und 
beginnenden 20. Jahrhundert verwendet werden. 
Sie erfüllen eine Forderung, die Brecht an das 
fotografieren stellte: ..... dazu gehört Inter­
esse für die Dinge und genügt nicht Interesse 
fü r die Bedeutung". ·: 
Wer dieser dokumentarischen Methode vorwirft, 
daß sie die Dinge durch statisches, isolierendes 
Zeigen noch einmal verdingliche, sollte wisseri, 
daß Action-Fotos oder Momentaufnahmen die 
Dinghaftigkeit ihrer Objekte nur scheinbar auf­
lösen. Sie täuschen oft Bewegung vor und ver­
hindern den Gedanken daran, daß die . Dinge 
wirklich in Fluß gebracht werden müssen anstatt 
optisch. -Reiner Oiederich · 
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R't.1he ut,d Ordnung Die letzte Weisheit der SPD: Nieder mit dem Marxismus! 

„Kaspar" in Frankfurt 

In deutschen Theatern herrscht Ruhe und Ord­
nung. Die ganze subventionierte Feigheit und 
politische Schizophrenie aber theatert drama­
tisch, wenn Schauspieler zu politischen Erklä­
rungen mal kurz auf der Städtischen Bühne 
stehen wie in Frankfurt: Drohung mit strafrecht­
lichen Konsequenzen und wer-kann-das-verant­
worten und es gehört sich nicht wegen der 
. öffentlichen Aufgabe" des Theaters. Die Städ­
tischen Bühnen inszenieren den • Vietnam­
Diskurs" und erhalten ansonsten unter der als 
ruhig und ordentlich verrufenen Oberaufsicht 
(es gibt noch viel schlimmere Sozialdemokraten, 
wie schrecklich) von Inszenator .und Intendant 
Buckwitz (im Gehen) das gesammelte sozial­
demokratische Schweigen. Unterdes wäh len die 
herrschenden Sozialdemokraten dieser Stadt 
den auch fürs Theater inkompetenten Kultur­
dezernenten K. v. Rath (FDP) wieder mit für 
eine neue Amtszeit. Der hat nämlich eine thea­
tralische Gesinnung - anständig, ruhig und 
ordentlich - wieder bewiesen durch aufrechte 
Verleumdung der Besucher des • Vie.tnam­
Dlskurs" Die Abstraktionen und die Rhetorik 
eines P. Weiß' passen sicher nicht in dieses 
Kultur-Eldorado. 
Eine ganz andere Rhetorik trifft diese Theater­
szene. Handkes neues Stück „Kaspar" (Theater 
am Turm, Regie: Peymann) versammelt Sätze 
zum Geschwätz von Ruhe und Ordnung. Die 
. Handlung" ist ganz auf Theater zurückgezogen, 
auf theatralische Figuren von Einsagern Kaspar 
und Kaspars. Die Szene erscheint nur als „Bild 
von der Bühne". Die Figuren handeln nicht, 
sondern gestikulieren; die Hauptfigur Kaspar 
stakst zuerst mit einem Satz auf der Bühne 
umher (. Ich möcht einmal ein solcher werden 
wie einmal ein anderer gewesen ist"). Dem 
Kaspar bereiten die „Einsager" ein Ritual or­
dentlicher Sätze auf „Der Raum ist klein , aber 
mein. Der Schemel ist niedrig, aber bequem. 
Das Urteil ist hart, aber gerecht. Der Reiche 
ist reich, aber leutselig. Der Arme ist arm, aber 
glücklich . . . Der Soldat kriecht durch den 
Schlamm, aber zufrieden. Die Peitsche knallt 
auf den Rücken, aber ihrer Grenzen bewußt . .. " 
Je mehr der Kaspar mitplappert im Ritual, Buch­
staben, Wörter, Worte, Reden, desto ordent­
licher fügt sich die Figur dem Bühnenbild ein: 
• Ich kann mich zur Not in die Möbel verkrie­
chen.· 
Zur Verständigung wird im Ritual nicht mehr 
gesprochen, sondern nur mehr Phraseologie 
eingeübt. Handke läßt den Sätzen nur mehr die 
Selbständigkeit von Beispielen einer kurzge­
faßten Syntax für alle Lebenslagen unauffälli­
ger Angestellte. 
Der „Kaspar" kann in vielen Passagen· insze­
niert werden wie ein Happening (ohne Betei­
ligung der Zuschauer allerdings) und kann 
ebenso Verhaltensweisen im Alltag - hier in 
Sprachformeln und Phrasen - deutlicher ma­
chen; hat also eine allgemeine Chose vorzu­
führen, nämlich sich nichts vorreden zu lassen, 
nichts als selbstverständlich einreden zu lassen 
- aber eben nur allgemein-politisch im Wort­
spiel über Ordnung. 
In . Kaspar" sind Konkretismen aneinanderge­
reiht, wie ein trockener Polizeibericht über einen 
. ;,/organg" . Das Stück folgt einem Kriminal­
schema: es identifiziert. Mit den Worten soll 
Kaspar die Dinge erfassen, Tisch, Stuhl, 
Schnürband; mit den Dingen erfaßt er den 
Sinn der ordentlichen Worte. Das Sprechen 
selbst gilt Einsager und Kaspar schließlich auch 
als dinglich. Kaspar wird zur Strecke gebracht. 
Dieses Ritual ist durchaus politisch, soweit es 
gesellschaftlichen Konkretismus angeht. Kaspar, 
hier ein Monstrum, wird zum großen BILD-Zei­
tungsleser, unfähig gemacht zu abstrahieren, 
buchstäblich entmündigt, unfähig, nicht in Ding­
lichkeit unterzugehen. Ein politisch sprachlos 
quatschender Untertan. Seine Tätigkeitswörter 
stehen nur mehr in fixen Verbindungen .auf 
den Tisch schlagen ... die Tür zuschlagen ... • 
. Es ist selbstverständlich, daß ... • karikiert 
Handke. Gar nicht selbstverständlich ist der 

theatralische Trick, eine Hauptfigur mit Worten 
die Ordnung der Dinge und Menschen lernen 
zu lassen; die Figur Kaspar nimmt Worte als 
Tatsachen .Es entspricht nicht den Tatsachen, 
die Verhältnisse überhaupt darzustellen; viel­
mehr entspricht es den Verhältnissen, sie über­
haupt nicht darzustellen ... " . Dieser Disharmo­
nie entgegen läßt Handke eine Hauptfigur .ent­
sprechen·. Weil nur noch Klischees möglich er­
scheinen ein Klischee Kaspar wählen? 
Das Stück bleibt ohne Konsequenz mit der 
Konzentration auf die Hauptfigur, wenn diese, 
schauspielerisch sicherlich bravourös, mit der 
Geste des Charakterdarstellers eingeweckt 
wird, damlt's nach Hausmacherart wieder seine 
Ordnung hat. Die Wortspiele nehmen zum an­
deren kabarettistische Form an. Es bleibt ein 
komisches Monstrum auf der Strecke vorpoliti­
scher Psychologie. 
Und wie reden doch die Ordentlichen, Ruhigen 
in Imperativen? Wie einst und jetzt der General 
von Hazai . Aufhalten, aushalten, behalten, 
durchhalten, erhalten, verhalten, nur nicht inne­
halten .. . • 
Haben die Ordner nicht auch heute Macht, 
Rang und Namen, sitzen sie nicht auch in den 
Theatern? 
Nun verzichtet Handke mit Recht auf „Be­
schreibung", .Eindruck" und Heldengeschichte 
- es geht ihm nicht nur um Wortspiele und ' 
Rollen, eher um ein Sprachspiel zur Identität 
von Sprechern: es ist der Frage Wittgensteins 
aus den philosophischen Untersuchungen • Wie 
ist das, wenn man im Innern zu sich selbst 
spricht; was geht da vor? - Wie soll ich's er­
klären? Nun, nur so, wie Du Einen die Be­
deutung des Ausdrucks ,zu sich selbst spre­
chen' lehren kannst. Und als Kinder lernen wir 
ja diese Bedeutung. - Nur, daß niemand sa­
gen wird, wer sie uns lehrt, sage uns was da 
vorgeht." Was da vorgeht, war für Wittgen­
stein das Problem von Alltagssprache und Ver­
haltensweisen, er unterschlug das historische 
Moment und gesellschaftliche Korrelate mit 
der Tautologie, das Beschriebene noch einmal 
sprachspielerisch zu beschreiben. Alle Erklä­
rung muß fort, und nur Beschreibung an ihre 
Stelle treten.· Der theatralische Trick Wittgen­
steins und anderer Positivisten macht sich eben 
gut auf dem Theater; die Theatermechanismen 
heben durch Vorstellung das Problem der Vor­
stellung und der Bildlichkeit auf, die Philoso­
phie auf der Bühne denunziert mehr schlechte 
Al lgemeinheit als Wittgensteins Theaterkon­
kretismen etwa. Je unspezifischer, ohne Cha­
rakter ein sehr guter Schauspieler und Inszena­
to r „Kaspar" spielen, desto deutlicher wird das 
gesellschaftliche Korrelat von Reklame- ·und 
Militärimperativen, Du wohnst in K-Möbeln, Du 
frißt Omo, Du dienst dem Vaterland - All­
tagssprache als Opferritual mit Tauschwert. 
„ Welche Art von Gegenstand etwas ist, sagt 
die Grammatik. (Theologie als Grammatik,)" 
(Wittgenstein) Das Gesellschaftsspiel Theater 
könnte den Hohn des Philosophen denunzieren: 
„Den Begriff ,Schmerz' hast du mit der Sprache 
gelernt." • Man sagt z. B., dem, der eine Thea­
terrolle zu spielen hat: ,Du mußt dir hier vor­
stellen, daß dieser Mensch Schmerzen hat, die 
er verbirgt und wir geben ihm nun keine An­
weisung, sagen ihm nicht, was er eigentlich tun 
soll. Darum ist auch jene Analyse nicht zur 
Sache. - Wir schauen nun dem Schauspieler 
zu, der sich diese Situation vorstellt.· 
Wittgenstein kann Beschreibung setzen wie 
Fotografien, unendlich hintereinander ohne 
über Funktionalitäten hinauszukommen, . Kas­
par· verwendet schon die Technik der Foto­
montage, Wortcollagen. Eine Inszenierung 
könnte Charaktermasken der Herrschaft denun­
zieren durch rhetorische Mimesis, wenn die 
Montagen aus der konkretistischen Einebnung 
herauskämen. ..Originalaufnahmen von echten 
Parteiführern, Päpsten, öffentlichen Sprechern 
jeder Art, auch von Staats- oder Ministerpräsi• 
denten, v ielleicht auch von echten Dichtern, die 
zu Anlässen sprechen", ist Handkes Vorschlag 
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S I& sind ve rha f tet al s falscher P roph&t , H ett Karl Marx -
Wi r haben nicht unsre Ketten z u ver lieren, so nd ern unsre Futterkrippen. 

John Heartfield ist tot/ 
aber es wäre allzu einfach ihn zu .ehren"' und 
wegzulegen heute/ als wäre von jener Zeit 
gesellschaftlich bedingten Wahnsinns und sei­
nen Auswüchsen nichts geblieben (als Chimmy 
oder Menschheitsdämmerung - ) 
Suchen wir Fortsetzungen: eine halbe Revo­
lution 1918 / . geistig nicht vollzogene Nieder­
lage 1945 -
Machter-greifung 1933 / Notstandsplanung 1968: , 
das sind keine Themen fürs Museum / drum 
dürfen Heartfields Bilder (seine Stellungnahmen 
seine Kampfansagen) nicht fehlen wenn Faschis­
mus dargestellt wird oder Institutionen „ ihre 
Hintermänner und Nutznießer " / kurz das ganze 
ökonomisch-politische System des Etablismus -
Wer der „erste" Monteur war ist schwer fest­
zustellen / DADA lag in der Luft und George 
Grozs war daran die kaiserlich-autoritäre Ge­
sellschaft ästhetisch auseinanderzunehmen -
Man machte Klebebilder (nach der Studienzeit 
in München bei Wurstzipfel und Rettich) als 
Heartfield 1913 nach Berlin ging (Dada im 
eigenen Feuer und Rauch dahinsank) hatte die 
soziale Auflehnung sehr schnell die poetische 
ersetzt / Malik-Blumen blühen ( .. blitzumgitterte 
~onnenblumen" na ja) : : : : nicht die Sozial­
demokraten waren radikal O / radikal waren 
Futuristen Kubisten Expressionisten / und was 
der Futurismus für Majakowskij / war für Heart­
field DADA (das Wort Kunst wurde nur ab­
fällig verwendet) -

für Pausentexte: beste Psychologie eines un­
terschiedslos agitierenden Surrealismus. 
.Kaspar" versammelt Konjunktive auf einen 
Indikativ, schreibt der Syntax-Wirklichkeit nach, 
wenn sie so wäre, wie sie ist, wäre sie falsch. 
H. Marcuse: .Im Westen besteht die analyti­
sche Prädikation in Ausdrücken wie freie Wirt­
schaft, Initiative, Wahlen, Individuum; im Osten 
sind es Ausdrücke wie Arbeiter und Bauern, 
Aufbau des Kommunismus oder Sozialismus, 
Abschaffung feindlicher Klassen. Auf beiden 
Seiten ist das Hinausgehen der Sprache über 
die geschlossene analytische Struktur unge­
hörig oder Propaganda, obgleich die Mittel, 
die Wahrheit durchzusetzen, und das Strafmaß 
sehr verschieden sind. In diesem Universum 
der öffentlichen Sprache bewegt sich d.as Spre-

Der kommunistischen Partei trat er gleich nach 
ihrer Gründung bei / der Hetzvers . Gott strafe 
England" machte aus Helmut Herzfelde JOHN 
HEARTFIELD -

„Die" Malerei war am Ende / es gab keine 
andere Poesie mehr als die der Revolution /: 
Erkenntnisse die ihn stärkten an den techni­
schen Mitteln der Malerei zu zweifeln / der 
Sozialismus marschierte" bei Heartfield auf 
einem Flugblatt über das Faschisten marschie­
ren: in der Art durchbrach er den mechanischen 
Sinn des Begriffs der Montage -
Das waren Scharfschüsse • Waffen in dieser 
Zeit des Krieges im Frieden von uns gegen die 
Naziherrschaft gedacht und umgekehrt waren 
sie .bezeichnend für den Krieg / den die Nazis 
im sogenannten Frieden bereits eröffnet hat­
ten -· Dann der Reichstagsbrand / Terror / 
Emigration - Kurz nach Ostern 1933 stand er 
plötzlich im Cafe Continental / wo emigrierte 
deutsche Schriftsteller ihre Prager Kollegen 
trafen und fragte wie es um die Mitarbeit bei 
der AIZ stünde -
Für den Rest der Verbannung blieb er in Eng­
land / wer in Deutschland kannte seinen Namen 
noch? . 
Ein Großteil seiner Arbeiten ging verloren / 
aber nach und nach erfuhren viele Freunde / 
daß es seine Plakate seine Bucheinschläge 
noch gab / die heute wie Erinnerungen an Auf­
forderungen über die Zeiten hinweg wirken -

chen in Synonymen und Tautologien; auf die 
qualitative Differenz bewegt es sich praktisch 
niemals zu. Die analytische Struktur isoliert das 
regierende Substantiv von denjenigen seiner 
Inhalte, die den akzeptierten Gebrauch des 
Substantivs in Äußerungen der Politik und 
öffentlichen Meinung ungültig machen oder zu­
mindest stören würden. Der ritualisierte Begriff 
wird gegen Widerspruch immunisiert.· 
Auch • Kaspar" müßte auf die Straße. 
Es wird Handke sicher nicht stören, unordent­
liche Worte mal aus dem Publikum zu hören 
wie „Wer hat uns verraten? - Sozialdemo­
kraten". Oder die Aufforderung in szenischer 
Vorsprache . Generalstreik" . An Technik und 
Intensität können Zwischenrufer beim .Unord­
nen • sicher noch lernen. d.-h. wittenberg 

»Wenn H. D. Müller die aufpeitschenden und verblödenden Tricks der BILD-Zeitung • • • 

1 

. . . untersucht, wenn er den ,Neuen Nationalismus, 
der ,Welt am Sonntag, mit haarsträubenden 
Beispielen belegt, wenn er das feige Buhlen 
der Politiker aller Parteien um die Gunst 
des Konzernherrn aus Reden und Briefen klaubt, 
wenn er, zusammenfassend, den Konzern 
ein ,gesellschaftliches Monstrum, nennt, dann ist 
doch offenbar, daß die hier aneinandergereihten 
Tatsachen nicht bloß das Interesse der Hinter­
tupfinger Täglichen Mittagsglocke, sondern die 
Gesellschaft und die Nation angehen und 
dringend angehen.« Dies schrieb Golo Mann 
als Antwort auf eine negative Rezension eines 
ehemaligen ,Welt,-Redakteurs. Zu dem gleichen 
Thema meinte Sebastian Haffner in ,konkret,: 
»Das Buch ist das erste und einzige über seinen 
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Gegenstand und daher auf jeden Fall lesenswert, 
übrigens auch sehr lesbar. Was er (Müller) 
kritisiert, ist hauptsächlich Springers Politik, von 
der er im 7. Kapitel (,Nationalismus als Markt,) 
eine glänzende Zusammenfassung gibt.« 
Und Walter Jens sagt dazu: »Ein kluges, 
sehr sachliches, ganz und gar nicht ressentimem­
geladenes, sondern vom Argument bestimmtes 
Buch. Eine Dokumentation, die, über den Fall 
Springer hinausgehend, mit Hilfe vieler klug 
interpretierender Beweise erhellt, warum es um 
die Demokratie in unserem Land nicht eben gut 
steht.« 
Wir glauben, Müller bat ein höchst interessantes 
Buch geschrieben. Ihr Buchhändler zeigt es 
Ihnen gern. 

Hans Dieter Müller: Der Springer-Konzern . 
Eine kritische Studie. Piper-Paperback. 
400 Seiten. Namen- und Sachregister und 
ein Dokumentenanhang. DM 14,80 
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.,. ·e~ ltssitzky - Kunst der Re_volution oder,revolutionäre Kunst?, , 

El Lissitzky 
Maler, Architekt, Typograf, Fo!ograf 
Erinnkrungen, Briefe, Schriften · 
übergeben von 
Sophie Lissitzky-Küppers 
VEB Verlag der Kunst, Dresden ' 

Der allgemeine .Kunstbetrieb · einschließlich der 
Kunstgeschichte haben' heute, rund fü'nfzig Jahre 
nach der Entwicklung begonne,n, die Leistungen 
der -russischen Modeme der Revolutionszeit 
.. anzuerkennen". Suprematismus, Proun, Male­
witsch und Lissitzky sind fast nahtlos in die 
ällgemei'ne Entwicklung der modernen Kunst in­
te.griert ,und ihre Arbeiten hänge·n in den inter­
nationalen- Musentempeln neben denen von Ma-
lern des „Stij l" oder des „ Bauhauses". ' 

winnt er für seine Arb~it eine neue Dimension:, 
Die russische Kunst· der vor~evolutiönären Zeit 
war für eine Entwicklung ohnehin nicht mehr ge-· 
elgnet. Die lkonenmalerei war in absolutem 
Schematismus erstarrt, der mit den · ikonqgrafi­
schen Gesetzmäßigkeiten, denen die einzelnen 
Schulen einst ihre hohe Blüte verdankten, nichts 
mehr gemein hatte. Aber die Kunst der Revolu·­
tion setzte nicht hier an, sondern war sich der 

' Notwendigkeit bewußt, eine k_ü nstlerisch/ .Form 
• -zu finden; die der neuen Gesellschaft adaquat 

war. Wie 'diese nicht an irgendeine ,Entwicklung 
in Rußland anknüpfen konnte, mußten auch die 
Künstler das Ne;ue aus dem gesellschafti'ichen 

( . 

. Fifrn~egisseu ren z~sammel'l',, deren Erkenntni'sse 
i er nutzte. So wirken die Aufbauten dieser A~s­
- stellungen nicht selten so, als hätte' Lissi tzky 

dabei Filmausschnitte ejnfach vergrößert und auf , • 
Wände aufgezoge,n. Monumentale Bewegung ist , 
ein kleiner Nenner, auf dem man 'den Eindruck· 

. yon ~ies~n Ausstellungen bringen könnte. Ab.er 
.gerade hier zeigt sich .. auch die Gefahr, der Us- • 
sitzky manchmal erlegen zu sein scf.ieint, vor 
allem' gegen Ende seines Lebens. ,· , 
Man ·darf in diesem Zusammenhang nicht ver­
gessen, daß er bis zum Kriege, (er starb 1941) 
in verantwortliche,n P9~itionen tätig· _war und so. 

, den Stil der Selbstrepri'isentation der Sov,;jet­
union nicht unmaßgeblich beeinflußt ha\". . . · 
D'er ·Propagandaeffekt- scheint nämlich bei eini- • ,., 
gen Beispie len zu sehr in den Vordergrund ge- J', 
rückt. Die Differenzen zwischen der _gesell- · · ' 
s'chaft lichen Praxis und den- in der Theorie .in-
tendierten Möglichkeit~n. von denen seine Ar­
beit voh Anfang ·an bestimmt. ,war, ;wurde im­
mer deutlicher und ließ· sich nicht mehr über-
spie len. ' ·• Wer die Renaissance der Bauhausretrospek­

ti'ven ·in der Bundesrepublik -dieses Jahr.es be­
ob·achtet, dem muß der Argwohn Lissitzkys in 
den Sinn kommen, die Bauhausmeister etab­
lierten in Weimar so etwas wie' einen „natio­
nalen KoJ1stn,1ktivismus" im Gegensatz zu den 
Bestrebungen Malewitschs, Tatlins, Mondrians. 

· Bewußtsein heraus entwickeln. l.issitzky hat diese 
Situation . auch theoretisch präzise e(kannt' und 
seine Konsequenzen daraus gezogen. Er fühlte 
sich der revqJutionären Bewegung integriert 
niclit als Beobachter, der äie Entwicklung· re­
flektiert · und · umsetzt. sondern als einer def 
selber betroffen, die neue Welt mit baut und 
mit seinen Mitteln zu ihrer Gestalturig beiträgt, 
Qer Künstler steht nicht mehr abseits der ge­
s~llschaftl iche() Entwicklung, s·ei e_s nun al,s pri­
vilegierter Hofnarr der jeweiligen Herrschafts-

war es revolutionär, daß überhaupt eine _Unter­
richtung des Volkes über sich sell:)er und seine ' 
Probleme stattfand. Das Plakat Lissitzkys „ Mit 
dem roten Ke il schlagt die Weißen "· täßt sich 
eben , nur in··. bö_swilliger I\Jaivität als Plakat 
für eine Retr,ospektiv-Ausstellurig verwenden. 
Ebenso naiv wäre es, hier nur die P'ropaganda 
zu sehen. , Erst die Überzeugung der russischen 
Konstruktivisten, daß alles was aus dem Geist,· 
der, neu konstituierten -Gesellschaft geschaffen 
worden ist • Kunst" sei, fäßt äie Bedeutung 
cjes Plakates in seiner ganzen Breite offenbar 
werden·. • Für Lissitzky resultierte aus dieser Er- , 
kenntn is, ·, daß er natürlich keine Bilder mehr . 
malen konnte, die im Museum Ge·genstar;id der -. -
al lgem~inen kontemplativen B ewun·derung se in 
würden, ·sonde·rn. 'daß er mjt allen seinen Kräften 
aktiv an · der Gestaltung der G~sellschaft und 
ihrer Umwelt te ilnehmen mußte. We·nn ,man 
heute in den verschiedenen Museen dennoch die· -
,;Prounen" Lissitzkys an den Wänden findet, so 
darf man ihm d,as kaum anlasten. Es beweist die 
Ignoranz des Kunstbetriebes und gleichzeitig ·· 

Gegen Ende seines· Lebens zeigt sich -.an,, den 
Arbeiten Lissitzkys, daß sein Scheitern als 
Künstler (besser sagt . man v ielleicht , die Stag­
nation seiner künstlerischen Produktion) sich 
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' In der Tat, die etwas sektierer/schen Allüren 
der Bauhäusle·r sind schon ein Indiz für den 
später selbst hervorgerufenen Ekklektizismus, 
der' das Bauhaus zu einem monumentalen 
Denkmal seiner selbst hätte werden lassen, 
~enn di'e politischen Ereignisse die Entwicklung 
nicht· brutal verkürzt' hätten. 
Aber die Kunsthistorie, in Übereinstimmung rnit 
den Mµseen, hat heute al les egalisiert. Sie hat 
eine Internationalität geschaffen, vor der gerade 
dem auf eine internationale Bewegung hof­
fenden Ussitzky gegraut hätte. Äußere Erschei- . 
nungsformen und oberflächliche Duplizität der 
Entwicklungen sind ihnen· Indiz ,gen'ug, . einen 
„Stil " auszurufen, der, oh größte Freude und 
Bestätigung, in den -verschiedenen Ländern _zur 
gleichen Zeit siGh gezeigt hat! · 
Dabei war und ist ·· vor allen Dingen Lissitzky 
der Qeprellte. Malewitsch, der in seiner Male­
rei noch eine im klassischen Sinne der Kunst­
ge-schichte nachvollzietibare „ Entwicklung" 
durchkgemacht hat, entwickelte rriit dem Supre­
matismus eine ästhetische Theorie, die in sei­
n·en Bildern umgesetzt wird uhd 'so den alten 
Zirkel von Theorie und Praxis, die aufeinander 
bezogen sind, nicht radikal durchbricht. 

,Erst Lissitzky in der· Malerei sowie Tatlin und 
Rqtschehko in der Bildhauere) haben die alten 
ästhetischen Positionen una Vorbehalte aufge­
geben und damit auch sich selber als Künst­
le'r und ihre Arbeit in Frage ·gestellt. So no­
tiert Lissitzky in einem· Vortrag über die. Kunst 
in Rußland nach der Revolution: 

' ,, ... : welche Rol l e spi~lt die Kunst 'in der neuen Ge· 
sellschaf!, in der das Schaffen Gemeingut wird? 
Die erste Antwort war die Losung : zu produktiver 
Kuns}, d. h. die Oberführung der Arbeiten der Maler 
aus dem Atelier ·i n' Fabriken und Hütten.' Der Maler 
hat nicht die schon geschaffenen !)inge zu · ver­
schönern, 'sondern er soll selber an, ihrec Entstehung. 
teilnehmen. Auf diese Art entfi~J ganz von selber die 
bisherige Einstellung der Kunst ih 11reine 14 und „an· 
gewandte". 

Und an einer anderen Stelle wird die neue 
Position ,noch 'deutlicher formuliert;, 

,Oie Kunst hat ni'cht die neue Gesellschaft wider-
~ .zuspiegeln, sondern sie mitzuschaffen':. 

Hier werden die gehßiligsten . Grundsätze ·der 
bürg~rlichen Ästhetik nicht nur 'in Frage geste'ilt, 
sondern · einfach in ihrer Gültigkeit geleugnet 
und ohne Diskussion zu einem neuen Ansatz­
punkt übergegangen. Qie Kunst des russischen 
Konstruktivismus ist aus diesem Grunde ahisto­
risch. Sie knüpft an kein~ Entwicklung der russi­
schen .Malerei an und kann so [licht erklärt wer­
den mit kunsthistorischen Kategorien. Indem 
sich der Künstler zu einer vollkommen anderen 
gesellschaftl ichen , Zugehörigkeit bekennt, ge-

klasse oder als · ,, outsider" , der sich spätl'ir so 
schön ajs Alibi verwenden läßt Beide Posit ionen 
sind für Lissitzky undenkbar und er entlarvt 
den pseudoliberalen Freiheitsbegriff, der der 
Kunst letzten Endes nur . gestattet, die beste-· 
henden Herrschafts'ilerhältni~se zu reprodu-
zieren: 

„Es ist ein •Fehler zu denken, daß die Mittel , die man 
in der Schule gelernt hat, · ein Ausd rucksm ittel. de r 
persönlichen Freiheit sind. Diese Freiheit ist eine 
Abst raktion, , die nu_r in dem interplanetaren Raum 
vorhanden ist. Hier auf der Erde verwirkl ichen wir 
mit unseren Mitteln nicht unsere Freiheit, sondern ·, 
unsere Weltanschauung. Wer heute: etwas schaffen 
will, muß zuerst ein neues Bewußtsein schmieden, 
will er dann an dem Schaffungsprozeß der neuen 
Kultur teilnehmen, muß er die Elemente de,r gegen­
wärtigen Erfahrung studieren, dann erst kann er, die 
neuen Ziele erreichen und sie im Leben bestätigen 
auf dem Wege der Parteiorganisation. Denn das 
Leben er~ennt keine abgesonderte Persönlichkeit an." 

Diese · Position --~~tlarvt die Interpretation der , 
he"utigen Kunsttheorie, abstrakte Ästhetik 
schlage bei· Lissitzky in ästhetische' Praxis um 
als Verleumduhg: die revolutionäre · Praxis ge­
sellschaftlicher Veränderungen konstituiert die 
Kunst und umgekehrt. Vor allem die Wechse.­
wirkung war für Lissitzky ohne ~rage : 

,, . .. wir können uns ein Schaffen neuer Formen in 
der Kunst außerbalb der Wandlung gesellschaftlicher 
Form nicht denken. 11 

Selbstversti;indlich schloß diese Posit ion, die 
vor , allem auch die Bildhauer ' einnahmen·, die 
Produktion _'von "Kur:istgegenstände,n" , nach der 
bürgerlichen Kunstideolog'ie aus. Die Künstler 
gingen d.;i;:u über, unmittelbar in pie Gestal­
tung der .Lebensbedingung.en, der Umwelt ßin­
zugreifen . .Pas führte dazu, daß Maler sich 
vollkommen in . den Produktionsprozeß einer. 
Fabrik' integrieren ließen und dort ' nicht nur 
als „ Designer" sondern_ als Prpduk~ionschef 

· od'er an sonst einer Position wirkten, die ih ren · 
·Fähigkeiten angemessen erschien. Bildhauer 
wie 1atlin oder Rotschenke wu_rden zu Ingenieu­
ren, die sich etwa mit der Konstruktion eines 
Ofens befaßten, der bei kleinem Verbrauch ein 
Optimum an , Hei'zkraft entwickelte. Tatlin ent­
warf die Arbeitsk'leidung für se inen Betrieb. 
Wenn in diesem Zusarnmenhang von ._Propa­
ganda-Kunst", _von Agitation gesproclien wird, 
dann ist das nur zu einem Te il richtig. Selbst-· 
verständlich war in einem lande, das in seinen 
technischen Möglichkeiten und etwa. der Nach­
richtentechnik, weit hinter dem Standard ·der 
westeuropäischen Nationen zurück war, die 
Verwen.dung von einfachen Plakaten in großer 
Zahl ·ein Mittel der Propaganda. Aber vor allem 
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nicht au_s seinem Werk heraus erklären. läßt, .wie 
es die Kunstgeschichte versuc;:ht. 
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Der Wolkenbügel: Das einmonlierle Projekt auf dem Moskauer Nikitzkj-Platz 
l •, ' 

. r , , ' '" ~ . ' , 
auch das gesellschaftlich bedingte., Scheitern 

. dieses „Malers". Die Prounen waren für Lissitiky, 
die Modelle seiner Architektu(-Thesen . • Denn 
kon§equent nach ,se iner Theori'e . mußte seine 
Arbeit nicht mir „öffentlich" werden, sondern für 
die Gesellschaft der. UdSSR die Umwelt gestal­
ten, sie quasi neu schaf,fen. Die ~rste Arbeit, in 
dieser Richtung entstand schon zu der' Zeit, als· 
Lissitzky noch krank in der Schweiz im Sanato­
rium lag und sjch nur mühsam von -den Auf­
trägen -der Firm~ Wagner über Wasser halten 
konnte. In · dieser Lebenspha~e entstand das 
Projekt des „Wolkenbügels ". Eines Bürohoch0 

hauses, das · auf drei Pfeilern ,über dem · 
;Moskauer J\jikitzki-Platz stehen so llte. Lissitzky 
' war · sich im klaren darüber, daß die Architektur 

Die Beweciung des ruse:3chc:1 Ko:rstrükt:visr,1us· 
war nicht die „Kunst ·der Revolution" ; nidlt'die 
Spiegelung einer begrenzten Phase gesellschaft­
lictiet ,Erf~wicklung, die man später qu~s·i ~ls ab: 
geschlossene Geschichtsepocf)e ablesen 'konnte. 
Lissitzkys theoretische Äußerungen beweisen 
eindeutig, daß er eine · .. revolutionäre Kunst" ge­
macht hat, wenn man überhaupt bei dem Aus­
druck Kunst bleiben will. Das in l ibera len Denio­
krat'ien gewährte Reservat der Künste, das nichts 
cinderes ist als ein Gefän!:Jnis, in cje_m) etzten~ 
endes doch nur die Reproduktion der bestehen­
den. Herrschaftsverhältnisse möglich ist, wei l das 
Bewu~tsein derjenigen, die hier arbeiten durcli 
die gewährte „Freiheit " korrumpiert' ist, kann nu~ 1 

in einer Gesellschaft ·purchbrochen werden, in 

.... ,J 

der die ~ünstler sich 'nicht als Avantgc1rde a\J- , 
ßerhalb der gesellschaftlicheri Entwicklung fl\h-

-~ 

die . künstlerische Betätigung ' war, 'die . für die 
Gesellschaft am , unmittelbarsten nutzbar ge­
macht werden konnte. Das .Rußland der ersteri 
Jahre nach der Revo lution entwickelte: einß 

. gigantomanische A ktivität, )Jm der ,Revo lution 
sichtbaren Ausdruck zu' verleihen. Es entstanden 
Pläne für riesige Denk~äler, die nie gebaut 
wurden. Das bekannteste ist' der „Turm der 
Revolution·" von Tatlin, der technisch gar nicht ' 
realisierbar war. Er bestand aus Stahl und Glas 
und sol lte die Phasen der Revolution du rch sicn· 
drehende. Spiril-Segmente andeuten. Es ent­
stand in Ru~land, in den-zwanziger und, dreißiger­
Jahren die progressivste Architektur der Welt -
auf dem Papier. ·, ' · · 

len, sondern sich mit der Avantgarde der Revo-
lut ion.sol idar isieren. ' . :·_J .. 

Lis~itzky 'bedauert imm~r wieder, daß die weit­
reichenqen Pläne die er und seine Kolleg(ln 
entwickelten, nicht ausgeführt werden konn-' 
ten. Einmal weil die Möglichkeiten einfach nicht 
vorhanden waren: Technisch und finanziell war 
der 'junge Staat nicht in der Lage, diese Pläne 
zu realisieren. · J\ber au.eh die beginnende Büro­
kratisierung, die sich schon vor der stalinisti­
schen Phase in der Geschichte der UdSSR an­
kündigte, machte immer mehr Pläne zu Maku­
latur. Die Unmöglichkeit, die Entwicklung in der 
Architektur zu vo llenden, trägt wesentlich zum 
Scheitern der neuen russischen Kunst bei. . ' 

Liss itzky selber macht in den Jahren 1926 bis 
1941 unzählige Entwürfe für Wettbewerbe. 
Kaum einer ist wirklich ausgeführt worden. So 
zeugen seine Pläne nur von den Möglichkeiten, 
die der russische Konstruktivismus in sich ge­
tragen hat, wenn die gesellschaft lichll Entwick- , 
Jung, von der er unbedingt abhängig war„ nicht 
durch deri Sta linismus aufgehalten worden 
wäre. · ! 

Fü'r Liss itzky b leibt vor allem ein Betätigungs­
feld, auf dem · er in kleinererr. Maßstab sozu-
sagen ' diese Möglichke iten derr1onstrieren • 
konnte: dem Ausstellungswesen. 
Die ersten großen Auslandsausstellungen der 

' UdSSR, nach der Revo lutior, die in der ganzen 
Welt Staunen hervorriefen, waren sehr oft von 
Lissitzky gestaltet. Bei seinen Konzepten arbei: 
tete er dabei oft mit den• jungen russischen 
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. Dieser Prozeß ist nur in äer russ ischen Revolu0 

t ion zu beobachten gewesen .. Die Kunst in Ruß- . 
land war solange reyolutjonär', als die Revolution .. 
leberdi!;J war. A ls diese in ihrer .Ziels_etzung per:· 
vertiert wurde, · konnte auch die Kuos~ nur noch 
Ausdruck der „Revo lution" sein, wie sie von der · 
Bürokratie dekretiert war. 
Wie gründl ich die Bei:riühungen ·der spätbürg~r-' 
liehen Kunsttheoretiker sind, die_se avantgardisti-
sche .Oimensiol'l auf ges~ llschaftlich,em Ge!:iiet 
U(llZufun'ktionieren, zeigt die in letzter Z eit auf-, .­
gekommene Diskussion über die gesellschaft­
lfchen Aspekte der · Kunst. Werner Ho.ffman,. 
Museumsdirektor aus Wien, macht im April tJeft 
des „Merkur" den Vorschlag eine wirkliche „De-

• mokratis'ierung" der Kunst läge in ,einer noch, 
wirksameren Handhabung des etablierten Appa~ ,. 
rates _. des kap italistischen Kunstbetriebes. Hier 
wird für die Evolution pläd iert obwohl man weiß, ·, 
daß der Apparat al le Macht ·hat und letztlich nur ·'· 
die Unterwerfung verbleibt. Dieser Vorschla'g 
verdammt die Kunst zur' Integration in das h_err-. 
sehende System. In seiner Zerschlagung durch 
die Revolution liegt die historische Leistung der 
russischen Kunst. M it der Res,taurierung wurde 
die revolutionäre Kunst zu einer Kunst der Re-
1:olution' pe rvertiert. 
Die einzige Möglichkeit, das komplexe Werk 
Lissitzkys zu präsentier.en, scheint wirklich das 
Buch zu sein. Was den Band des . V.EB-Ver­
lages in -Dresdeh für die ·Erkenntnis über diese- .. 
Phase der russischen ·Kunst so wichtig 'macht,· 
ist die sorgfältige Edition .des' Bild- 'und Text­
ni·aterials. Allerd ir]gs beweisen die zahlreichen 
bisher erschienenen Rezens ionen, daß das qtas , 
gnieren der gesellschaftlichen Entwic~lung in -
der UdSSR auf deren Hintergrund erst verständ­
lich wird, warum diese Ansätze riicht weiter­
'geführt haben, einen bill igen Vorwand · liefert, 
auch die Ergebnisse dieser Bewegung i'n· den 
allgemeinen Kun~tbetrieb, zu integrieren: , 

Hans-Peter Riese· 
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